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Informationen der  
Herausgeber*innen

Der Verein Decolonize Berlin e. V. setzt sich für die kritische Auseinandersetzung 

mit der Geschichte und Gegenwart von Kolonialismus und Rassismus, für die 

Anerkennung und Aufarbeitung kolonialen Unrechts und für eine gesamtgesell-

schaftliche Dekolonisierung ein. Seit 2020 ist Decolonize Berlin Träger der „Ko-

ordinierungsstelle Gesamtstädtischer Aufarbeitungsprozess zu Berlins kolonialer 

Vergangenheit”. Die Koordinierungsstelle hat im Auftrag des Landes Berlin einen 

partizipativen Prozess für ein gesamtstädtisches Konzept zur Aufarbeitung der 

kolonialen Vergangenheit Berlins organisiert, daraus resultierende Maßnahmen 

werden seit 2022 mit Begleitung der Koordinierungsstelle durch das Land Berlin 

umgesetzt. Die Koordinierungsstelle dient im Rahmen der Auseinandersetzung 

mit der kolonialen Vergangenheit Berlins als Plattform zur Vernetzung von Ak-

teur*innen aus Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung. Gemeinsam mit diesen 

Akteur*innen entwickelt die Koordinierungsstelle Strategien, Konzepte und einen 

Rahmen, um die Umsetzung dekolonialer Ziele in der Praxis zu ermöglichen. Die 

Koordinierungsstelle ist Schnittstelle und Impulsgeberin zugleich. Sie unterstützt 

die verschiedenen Akteur*innen in Berlin bei ihren dekolonialen Vorhaben und 

setzt gleichzeitig eigene Akzente.

Dem Unrecht das Recht entgegensetzen – das ist das erklärte Ziel und die tägliche 

Arbeit des European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR). Das 

ECCHR ist eine gemeinnützige und unabhängige Menschenrechtsorganisation 

mit Sitz in Berlin. Sie wurde 2007 von Wolfgang Kaleck und weiteren internatio-
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nalen Jurist*innen gegründet, um die Rechte, die in der Allgemeinen Erklärung 

der Menschenrechte sowie anderen Menschenrechtsdeklarationen und natio-

nalen Verfassungen garantiert werden, mit juristischen Mitteln durchzusetzen. 

Gemeinsam mit Betroffenen und Partner*innen weltweit nutzen wir juristische 

Mittel, damit die Verantwortlichen für Folter, Kriegsverbrechen, sexualisierte Ge-

walt, wirtschaftliche Ausbeutung und abgeschottete Grenzen nicht ungestraft 

davonkommen. Die Mitherausgeberschaft des Sammelbandes spiegelt das 

Engagement des ECCHR wider, Brücken zwischen Rechtswissenschaft und 

aktivistischer Praxis zu schlagen.

Die herausgebenden Institutionen teilen ein gemeinsames Interesse an der Ver-

knüpfung von Rechtswissenschaften und -praxis, gepaart mit einem klaren Fokus 

auf aktivistischer Arbeit und kritischer Menschenrechtsarbeit. Der Sammelband 

wird somit zu einer Plattform, auf der rechtliche Expertise, praktische Erfahrungen 

und aktivistische Ansätze zusammenkommen, um einen umfassenden Dialog 

über die Herausforderungen und Potenziale im Bereich der Menschenrechte und 

postkolonialen Transformation zu ermöglichen.
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Wir möchten uns bei allen an diesem Projekt Beteiligten be-

danken. Ein besonderer Dank gilt den Autor*innen, unserem 
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Vorwort:  
Forschen mit,  

nicht Forschen über

Aus dem Englischen übersetzt von Claudia Lohmann

Die Dekolonisation erfordert eine tiefgreifende Reflexion und echte Aufarbeitung 

der kolonialen Geschichte der Kolonisierten und der eng damit verflochtenen 

Geschichte der Kolonisatoren, um den bis heute andauernden lokalen und glo-

balen Auswirkungen auf das Leben der Menschen in und aus den ehemaligen 

Kolonien — einschließlich der Diaspora — wirksam zu begegnen. Eine solche 

Aufarbeitung ist die wesentliche Voraussetzung für eine wachsende Anerkennung 

des Rechts auf Wiedergutmachung für die historischen und weiterhin akuten 

Leiden und Verluste, die auf den Kolonialismus 

zurückgehen. Sie ist auch deshalb von Bedeutung, 

weil der Kolonialismus sowohl in den kolonisierten 

als auch in den kolonisierenden Staaten ein 

ideologisch geprägtes Denken und ebensolche 

Systeme hervorgebracht hat, einschließlich einer 

Rechtsprechung und Rechtspraxis, die bis heute einen strukturellen Rassismus 

aufrechterhalten.

Um einen angemessenen Umgang mit den Folgen des Kolonialismus zu fin-

den, ist es notwendig, den betroffenen Menschen zuzuhören und um jeden 

Preis zu verhindern, dass koloniale Denkweisen als Ursache des Problems 

Almaz Teffera

Aufarbeitung ist die wesent-

liche Voraussetzung für eine 

wachsende Anerkennung des 

Rechts auf Wiedergutmachung.
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weiter reproduziert werden. Im Hin-

blick darauf sollten die betroffenen 

Gemeinschaften an Debatten über die 

Dekolonisation des Rechts als gleich-

berechtigte Partner auftreten. Tatsäch-

lich weisen Wissenschaftler des so-

genannten „Third World Approaches to  

International Law“-Netzwerks seit Lan-

gem darauf hin, dass das (internatio-

nale) Recht selbst eine zentrale Rolle 

für das imperiale europäische Projekt 

gespielt hat, welches dazu beigetragen 

hat, die Herrschaft weißer Europäer 

über rassifizierte Personen aufzubauen 

und aufrechtzuerhalten.

Bis heute erleben in Deutschland leben-

de, rassifizierte Menschen strukturelle 

rassistische Ungleichheiten und Dis-

kriminierungen, doch da deren syste-

mischer Charakter von staatlicher Seite 

bestritten wird, reagieren staatliche 

Behörden und andere gesellschaftliche 

Einrichtungen nicht angemessen da-

rauf. Rassismus kann in vielen Formen 

auftreten und er kann eng mit anderen 

Verletzungen verbunden sein, da viele 

rassifizierte Personen häufig nicht nur 

Almaz Teffera,

Forscherin zum 

Thema Rassismus 

in Europa bei Hu-

man Rights Watch, 

beschäftigt sich 

mit den menschenrechtlichen Auswirkun-

gen von Rassismus und Diskriminierung 

aus rassistischen Gründen, wegen der 

ethnischen Herkunft, der Religion oder 

Weltanschauung in der Europäischen Union 

und im Vereinigten Königreich. Während 

ihrer beruflichen Laufbahn arbeitete sie 

mit lokalen, regionalen und internatio-

nalen Menschenrechtsgruppen wie Amnesty 

International und der britischen Men-

schenrechtsorganisation Liberty sowie 

für den Internationalen Strafgerichts-

hof und die Außerordentlichen Kammern 

an den Gerichten von Kambodscha, um die 

Hauptverantwortlichen für internationale 

Verbrechen strafrechtlich zu verfolgen. Al-

maz hat einen LL.M. der Genfer Akademie für 

internationale Menschenrechte und humanitä-

res Recht sowie einen LL.B. und LL.M. der 

Universität Maastricht.
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aufgrund ihrer ethnischen Zugehörigkeit oder rassistischen Zuschreibung dis-

kriminiert werden, sondern auch aus anderen Gründen. Dazu zählen Geschlecht, 

Status, Klasse oder Sexualität. 

Die europäischen Gesellschaften haben politische, wirtschaftliche, soziale 

und Wissenssysteme verinnerlicht, die in kolonialen Beziehungen wurzeln. Sie  

begründen und prägen unser Denken. Es geht nicht um Schuldzuweisungen, 

sondern darum, diese Systeme so umzugestalten, 

dass sie allen in der Gesellschaft gleichermaßen 

zugutekommen. Es geht nicht um Gut und Böse, 

sondern um das Zuhören und die Bereitschaft, die 

notwendigen Schritte zu unternehmen, um den 

Kreislauf von Ungerechtigkeit und Unterdrückung 

zu durchbrechen. 

Dieser Sammelband mit dem Titel Dekoloniale 

Rechtswissenschaft und -praxis wählt bewusst 

den Weg der (Selbst-)Ermächtigung. Was ist 

damit gemeint? Jeder gegenhegemoniale Kampf für eine postkoloniale 

Weltordnung sollte jene Jurist*innen zu Worte kommen lassen, die tagtäglich 

mit der Realität von Rechtssystemen konfrontiert sind, welche sie vor allem 

durch ihr „Anderssein“ definieren. Die Autor*innen dieses Sammelbandes 

haben die Realität dessen, was als „epistemische Gewalt“ bezeichnet wird, 

gelebt und geatmet. Sie wissen, was es bedeutet, wenn ihr Wissen in einer 

(juristischen) Debatte nicht als fundierte Quelle oder als Expertise anerkannt 

wird. Diese Anthologie will Barrieren durchbrechen und abbauen, die durch 

Ausgrenzung entstehen, und dadurch, dass rassifizierte Stimmen zum Ver-

Wie auch im Fall vieler anderer 

sozialer Bewegungen sollte eine 

Diskussion über eine bestimmte 

Gruppe nie ohne die Beteiligung 

dieser Gruppe stattfinden, da 

die Betroffenen über spezi-

fisches Wissen und Einsichten 

verfügen, die niemand sonst 

einbringen kann.
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stummen gebracht werden, die eigentlich an der Spitze der Gestaltung eines 

dekolonialen (Wissens-)Systems stehen sollten.

Epistemische Gewalt ist mehr als ein Konzept, sie ist die gelebte Realität ras-

sifizierter Menschen. Das Konzept betrachtet Gewalt als über den traditionell 

so verstandenen Begriff von einer physischen Verletzung hinausgehend. Es 

vertritt den Standpunkt, dass die bestehenden kolonialen Wissenssysteme 

die Stimmen von Unterworfenen, das heißt von rassifizierten Gemeinschaften, 

die von kolonialer Kontinuität und strukturellem Rassismus betroffen sind, 

zum Schweigen gebracht haben. Die heutigen 

Wissenssysteme und ideologisch geprägten 

Normen wurzeln auch nach dem Ende der Ko-

lonisierung in der kolonialen Herrschaft und der 

damit verbundenen (physischen) Gewalt. Diese 

Wissenssysteme bestehen in eurozentrischen 

Gesellschaften fort. Sie prägen die alltägliche 

Realität rassifizierter Rechtsexperten*innen in 

Europa, die wie alle rassifizierten Menschen 

oft daran scheitern, als Expert*innen in ihren 

Berufsfeldern anerkannt zu werden, und darum 

kämpfen, gesehen und gehört zu werden und die 

gleichen Chancen zu erhalten wie ihre weißen 

Kolleg*innen. 

Ein Problem, das in den öffentlichen und politischen Diskurs über die an-

haltenden Auswirkungen des Kolonialismus hineinwirkt, besteht darin, dass 

rassifizierte Gemeinschaften als zur Übertreibung neigend und zu subjektiv 

Dieser Sammelband geht in 

die Tiefe und unterscheidet 

sich von anderen akademischen 

Werken und der überwiegenden 

Zahl an Gesprächen über 

Entkolonialisierung und 

Rassifizierung, weil er von 

Autor*innen zusammengetragen 

wurde, die nicht nur 

Fachwissen, sondern auch 

Erfahrungen aus erster Hand zu 

den von ihnen aufgeworfenen 

Fragen mitbringen.
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erachtet werden, um als Fachleute für Entkolonialisierungs- oder Rassis-

musfragen betrachtet zu werden, während ihre weißen Kolleg*innen als ver-

trauenswürdige Expert*innen gelten, die Probleme objektiv beschreiben und 

vernünftige Lösungen anbieten können. Das hat zu einer Unterrepräsentation 

und sogar zum Ausschluss rassifizierter Stimmen in den Diskursen und Posi-

tionen von Entscheidungsträgern und Entscheidungsträger*innen geführt.

Um den kolonialen epistemischen Rahmen, der Herrschaftspraktiken und koloniale 

Kontinuität legitimiert und festschreibt, tatsächlich zu demontieren, müssen das 

Schweigen und der Ausschluss rassifizierter Gemeinschaften ein Ende haben. 

Wie auch im Fall vieler anderer sozialer Bewegungen sollte eine Diskussion über 

eine bestimmte Gruppe nie ohne die Beteiligung dieser Gruppe stattfinden, da 

die Betroffenen über spezifisches Wissen und Einsichten verfügen, die niemand 

sonst einbringen kann. Es sollte eine intensivere Zusammenarbeit zwischen euro-

päischen Wissenschaftler*innen und den auf den Kontinenten der ehemaligen 

Kolonien Lebenden geben, um die Wissenssysteme miteinander zu verknüpfen 

und jenen massiven sozialen Wandel festzuschreiben, der weltweit notwendig ist.

Wir werden nur dann herausfinden, was es heißt, „antirassistisch” oder „dekolo-

nial” zu sein, wenn wir rassifizierten Gemeinschaften zuhören, die die negativen 

Auswirkungen von Rassismus und Systemen erfahren haben, die koloniale Macht-

dynamiken reproduzieren, welche nie dazu gedacht waren, allen Menschen auf 

dieser Welt zu dienen. Dieser Sammelband geht in die Tiefe und unterscheidet 

sich von anderen akademischen Werken und der überwiegenden Zahl an Ge-

sprächen über Entkolonialisierung und Rassifizierung, weil er von Autor*innen 

zusammengetragen wurde, die nicht nur Fachwissen, sondern auch Erfahrungen 

aus erster Hand zu den von ihnen aufgeworfenen Fragen mitbringen. Diese Per-

spektive kann nur durch eine echte Einbeziehung rassifizierter Stimmen in sämt-

liche Diskussionen sowie in die politische Entscheidungsfindung erzielt werden.
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Die Verbindungen zwischen dem Kolonialismus, der Entmenschlichung des 

kolonialen Subjekts und dem heutigen Rassismus lassen sich nicht leugnen. 

Dennoch prägt seit Jahren eine koloniale Amnesie den öffentlichen Diskurs 

über das fortbestehende koloniale Erbe in Deutschland. Das geht so weit, dass 

Teilen der deutschen Bevölkerung dieses Kapitel der Geschichte nicht bekannt 

ist, weil weitgehend versäumt wurde, es in die Lehrpläne aufzunehmen, es kri-

tisch zu vermitteln oder die flächendeckende Beschäftigung damit zur Pflicht 

zu machen. Vielen Menschen in Afrika ist die deutsche Kolonisation jedoch 

sehr wohl bewusst, denn Berlin ist zum Symbol der europäischen Kolonisation 

in Afrika geworden. Zwischen 1884 und 1885, also vor 140 Jahren, teilte die 

sogenannte „Berliner Konferenz“ Afrika unter den europäischen Kolonisatoren 

auf, wobei Deutschland seine Kolonien — unter anderem die heutigen Länder 

Namibia, Ruanda, Kamerun und Tansania — infolge des verlorenen Ersten 

Weltkrieges aufgab, die deutschen Machthaber das Britische Empire aber um 

deren Fortbestand beneideten.

Was wir brauchen, ist eine ehrliche politische und gesellschaftliche Auseinan-

dersetzung mit Deutschlands lebendigem kolonialen Erbe und dem allgegen-

wärtigen systemischen Rassismus. Die Aufsätze in diesem Sammelband 

sollen das dafür nötige Unbehagen hervorrufen, auf die richtige Weise zum 

Nachdenken anregen und die systemischen Veränderungen aufzeigen, die für 

eine gerechte und faire Gesellschaft erforderlich sind, die den Rassismus und 

die Ungerechtigkeiten aus der Geschichte nicht länger reproduziert. 

Antirassistische Organisationen haben bereits Erfolge wie die Einführung von 

Antidiskriminierungsgesetzen erzielt; sie sind hart erkämpft und sollten ge-

feiert und gewürdigt werden. Aber diese Veränderungen sind nur der Anfang, 

wenn es darum geht, den tief verwurzelten strukturellen Rassismus gänzlich 
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zu beseitigen. Aus unserer Sicht mangelt es noch immer am notwendigen Ver-

ständnis und der Solidarität der weißen Mehrheitsbevölkerung. 

Der Wandel beginnt mit wiederkehrenden, inklusiven, intersektionalen und mutigen 

Gesprächen, und wir laden Sie mit dieser Sammlung wichtiger Aufsätze dazu ein. 

Inhaltlich zielen sie auf die massiven sozialen Veränderungen ab, die notwendig 

sind, um eine radikale Veränderung und Verschiebung kolonialer Machtsysteme 

zu gewährleisten. Hören wir auf, Rassismus und Entkolonialisierung als Tabu-

themen zu behandeln oder sie als etwas abzutun, das nur eine kleine Anzahl 

von Menschen betrifft. Die Rede ist nicht von individueller Voreingenommenheit 

oder Vorurteilen, sondern von strukturellen Problemen, die das Leben von vielen 

Teilen der deutschen Bevölkerung beeinträchtigen. Wir müssen uns mit einem 

System auseinandersetzen, das nicht allen von uns dient, das uns alle betrifft 

und das zu ändern in unserer Verantwortung liegt.
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Einleitung der  
Herausgeber*innen

Begriffe wie „(post-)kolonial“, „dekolonial” und „Dekolonisierung“ werden zum Teil 

bereits inflationär verwendet und implizieren nicht unbedingt macht- und herr-

schaftskritische Prozesse. Dabei sind postkoloniale und antikoloniale Debatten 

und Entwicklungen nicht neu, sondern politisch, ethisch oder als Marker sozialer 

Bewegungen präsent. Insofern könnte man annehmen, dass die gegenwärtige Ver-

breitung „dekolonialer“ Debatten und die damit verbundene diskursive Entwicklung zu 

begrüßen ist. Gleichzeitig bedeutet dies, dass weiterhin ein kritischer Blick notwendig 

ist: Denn nicht überall, wo Dekolonisierung draufsteht, ist auch Dekolonisierung drin. 

Wir verstehen unter Dekolonisierung einen gesellschaftlichen Prozess, der darauf 

abzielt, Kolonialitäten auf lokaler und globaler Ebene zu bekämpfen und abzubauen. 

Es geht um eine gesellschaftliche Transformation auf allen strukturellen – ins-

besondere auch rechtlichen – Ebenen und nicht um einzelne Projektmaßnahmen 

oder die Umbenennung von Straßen, die zwar Prozesse anstoßen können, nur 

dürfen wir nicht auf dieser Stufe stehenbleiben und damit womöglich eine reine 

Symbolpolitik bedienen. 

Seit Beginn des europäischen Kolonialismus gab es antikolonialen Widerstand. 

Jeder dieser Widerstandsakte hatte spezifische Umstände, Ziele und Methoden, 

aber sie alle einte der Wunsch nach Freiheit und Unabhängigkeit von kolonialer 

Herrschaft. 
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Auch wenn die Aufarbeitung der Kolonialgeschichte und ihrer gegenwärtigen 

Wirksamkeiten weiterhin schleppend vorangeht, konnte schon einiges erreicht 

werden. Das ist vor allem den zahlreichen zivilgesellschaftlichen Initiativen, Ver-

einen, Bündnissen, Aktivist*innen und Widerstandskämpfer*innen zu verdanken. 

Dazu gehören die haitianische Revolution, die Unabhängigkeitsbestrebungen 

zum Beispiel auf dem afrikanischen Kontinent, aber auch Selbstorganisationen 

in Deutschland wie zum Beispiel der Afrikanische Hilfsverein, der erste gesamt-

deutsche Verein zur Interessensvertretung Schwarzer Menschen in Deutsch-

land, und die zur jüngeren Schwarzen Bewegung zählenden Adefra und die 

Initiative Schwarze Menschen in Deutschland. In den vergangenen 20 Jahren 

haben sich in vielen deutschen Städten postkoloniale Gruppen gegründet, die 

sich auf lokaler Ebene für eine kritische Auseinandersetzung mit der deutschen 

Kolonialgeschichte einsetzen, die Rückgabe von gestohlenem Kulturgut und 

spirituellen Objekten/„belongings“ fordern und sich gegen Rassismus und Dis-

kriminierung einsetzen. In Berlin wurde 2020 die Koordinierungsstelle für einen 

gesamtstädtischen Aufarbeitungsprozess zu Berlins kolonialer Vergangenheit 

bei Decolonize Berlin geschaffen, um im Auftrag des Abgeordnetenhauses ein 

gesamtstädtisches Konzept zur Stärkung von Dekolonisierungsprozessen in 

Berlin zu erarbeiten.1

Gleichwohl ist und bleibt die Situation ambivalent. Denn angesichts wachsender 

Akzeptanz von Dekolonisierungsbewegungen in den unterschiedlichsten Berei-

chen der Gesellschaft geht es um nichts weniger als um den Erhalt ihrer radikal 

antirassistischen, kapitalismus- und machtkritischen Perspektiven „from below“, 

wie ein Vertreter der sogenannten Third World Approaches to International Law 

(TWAIL), Balakrishnan Rajagopal 2, seine Theorie zum internationalen Recht 

bezeichnet.
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Die Allgegenwärtigkeit wird deutlich, wenn Cheryl I. Harris in ihren Reflektionen 

von 20203 zu ihrem epochalen Beitrag Whiteness as Property aus dem Jahre 

1993 James Baldwin wie folgt zitiert: 

[H]istory is not the past. It is the present. We carry our history with us 

[…]. If we pretend otherwise […] we literally are criminals.

Diese Herausforderungen stellen sich also nicht nur in der gegenwärtigen Praxis, 

deshalb genügt es auch nicht, die Wurzeln gegenwärtiger Probleme für Schwarze 

Menschen und andere rassifizierte Menschen allein in der Gegenwart zu suchen. 

Vielmehr muss man sich zu einem – ganz im Sinne eines Vergangenheit-Gegen-

wart-Zukunft-Kontinuums4 – auf die Suche nach historischen, aber auch syste-

mischen Ursachen für Diskriminierungen, Ausbeutung und Ausgrenzung dieser 

Menschen zugunsten des sogenannten „Globalen Nordens“ machen. Gleiche 

Aufmerksamkeit bedarf die Suche nach Gründen struktureller und epistemischer 

Unterdrückung und der Ausschluss von Wissensbeständen des sogenannten 

„Global Südens“ sowohl in der Vergangenheit, aber auch in ihrer Fortsetzung in 

der Gegenwart. Der Anspruch an eine Dekolonisierung von Wissensproduktion 

und Herrschaftsstrukturen und ihrer Grundlagen muss daher sein, sich dieser 

Fortschreibungen bewusst zu sein, sie aufzudecken und für die Zukunft auf der 

Basis von postkolonialen/dekolonialen, antirassistischen – hier ist ausdrücklich 

auf die Critical Race Theory zu verweisen5 –, machtkritischen Theorien zu durch-

brechen und durch ein emanzipatorisches und selbstbestimmtes Programm zu 

ersetzen. Dabei darf die reale Lebenswelt derjenigen, die alltäglich Rassismus 

und anderen Diskriminierungserfahrungen ausgesetzt sind, nicht aus dem Blick 

geraten. Im Gegenteil, sie muss Ausgangspunkt jeder Reflexion über gegenwär-

tige Herrschaftsverhältnisse bleiben. 
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Der Rechtsprechung kommt dabei eine zentrale Rolle zu. Denn Recht ist ebenso 

ambivalent und hegemonial wie die oben beschriebene Entwicklung: Recht-

sprechung war und ist ein Herrschaftsinstrument und sollte ein Werkzeug der 

Befreiung sein. 

Fest steht, dass sich Rechtswissenschaften und Rechtspraxis ihren selbst ge-

setzten Prinzipien stellen müssen: Gleichheit und Gerechtigkeit für alle. Denn 

wie Aimé Césaire in seinem Diskurs über den Kolonialismus feststellt: „Eine 

Zivilisation, die mit ihren eigenen Grundsätzen ihr Spiel treibt, ist eine im Ster-

ben liegende Zivilisation.“6 Die Realität allerdings sieht für viele Schwarze und 

rassifizierte Menschen immer noch radikal anders aus. 

Vor diesem Hintergrund dient dieser Sammelband zwei Hauptzielen: 

Zum einen versteht er sich als eine erste, erweiterungsbedürftige Antwort auf 

eine kürzlich stattgefundene Kontroverse um das Erscheinen des Sammelbandes 

(Post)Koloniale Rechtswissenschaft in der Disziplin selbst. Dieser Sammelband 

versteht sich als das erste Werk seiner Art in der deutschen Rechts(wissen-

schafts)landschaft, das sich postkolonialen Ansätzen und Perspektiven auf das 

deutsche (Völker-)Recht widmet und sie kritisch beleuchten und bearbeiten soll. 

Umso mehr und zu Recht wurde kritisiert, dass sich im Kreise der Autor*innen 

keine Schwarzen Menschen und rassifizierte Menschen befinden. Diese Kritik 

führte infolge zu einer öffentlich geführten Kontroverse, in der es, wie richtiger-

weise bereits festgestellt wurde, nicht nur um „bloße Empfindlichkeiten“ geht. Die 

Kontroverse nahm ihren Anfang in dem Empörungsaufruf „epistemische Gewalt“, 

dem Hinweis, dass die Kolonialrechtsgeschichte nicht ohne die Einbeziehung 

der Betroffenen geschrieben werden könne, gefolgt von einer apologetischen 

Selbstbehauptung, man habe zumindest einen Anfang gemacht.7 Eine wieder 
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einmal verpasste Chance, die eigenen (Gewalt-)Räume und hegemonialen Posi-

tionierungen nicht von außen initiiert, sondern aus selbstgesetzter Gebotenheit 

zeitgemäßer Rechtswissenschaft zu ergründen und nachhaltig in Frage zu stellen.

Auch deshalb soll hier der Hinweis genügen, dass es eine bewusste Entschei-

dung der jeweiligen Autor*in war, wenn entsprechende Beiträge aus der „(Post-)

Kolonialen Rechtswissenschaft“ trotz ihrer möglichen Relevanz für die in den 

einzelnen Beiträgen gewählten Themen nicht zitiert werden. Protest ist niemals 

eine Fußnote, kann aber sehr wohl in einer Fußnote stattfinden. So sollte dieser 

Umgang selbstkritisch auch als eine berechtigte Antwort und Kritik aufge-

nommen werden, zumindest aber zu weiteren selbstkritischen Überlegungen 

„beyond whiteness“ anregen, und zwar auch mit Blick auf die Reaktionen nach 

dem Erscheinen sowie für die Zukunft und den Entwurf einer inklusiveren, gleich-

berechtigten Rechtswissenschaft.

Vor allem dient dieser Sammelband aber dazu, einen gesellschaftlichen Gegen-

punkt zur reinen Lehre zu setzen. Die Schwerpunkte der Beiträge ergeben sich 

auch aus den realen Sorgen und Verhältnissen derjenigen, die tagtäglich mit 

diskriminierender Rechtspraxis konfrontiert sind. Menschen(rechts)verachten-

de Rechtspraktiken an den Grenzen Europas, der „fortress Europe“ oder „racial 

profiling“ durch deutsche Beamt*innen sind eben keine Einzelfälle, sondern sie 

hängen vielmehr miteinander zusammen und sind strukturell und institutionell 

verankert. Auch vermeintliche „neutrale“ Begriffe der „objektiven Gefahrenlage“ 

können zu systematischen Diskriminierungen und strukturellen Rassismen 

gegen Schwarze Menschen, aber auch zu antimuslimischem Rassismus, im 

Alltag führen. Der Verweis auf das Grundgesetz Artikel 1 kann dabei nicht mehr 

anders als zynisch bezeichnet werden. 
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Und selbst die Menschenrechte und ihre Anwendung und Durchsetzung kommen 

mit ihrer eigenen normativen Vorgeschichte, einer Universalität, das heißt einem 

Geltungsanspruch für alle Menschen in gleichberechtigter Weise, der in der Rea-

lität jedoch häufig für die Durchsetzung von (westlichen) Partikularinteressen 

instrumentalisiert wird. Angesichts asymmetrischer Herrschaftsverhältnisse sind 

auch sie nicht frei von strategischen Anwendungspraxen, in denen sich der Wes-

ten als „Retter“ („saviors“) begreift und den Rest der Welt als „Opfer“ („victims“) 

oder als „Wilde“ („savages“)8 einteilt. Ähnliche Vorsicht ist auch bei der zunächst 

begrüßenswerten Gesetzgebung zur Einhaltung bestimmter menschenrechtli-

cher Mindeststandards im Ausland für global agierende deutsche Unternehmen 

geboten. Und nicht zu vergessen, mit Hannah Arendt gesprochen: „das Recht, 

Rechte zu haben“9, die Grundlage überhaupt Teil einer Rechtsgemeinschaft zu 

sein, so zum Beispiel durch das Los der „birthright lottery“ 10, der „Geburtslotte-

rie“, die scheinbar willkürlich den Umfang unseres rechtebasierten Zugangs zu 

Gewährleistung von Schutz und Frieden und wirtschaftlicher Sicherheit regelt. 

Diese Ambivalenz von imperialer Herrschaft und der damit einhergehende Rassis-

mus und wirtschaftlicher Ausbeutung scheint den Betroffenen oft klarer zu sein, 

als der/dem durchschnittlichen, das heißt in diesem Kontext in der Regel leider 

häufig immer noch der weißen Rechtsanwender*in oder Rechtspraktiker*in, die 

beispielsweise die deutsche Staatsangehörigkeit per Geburt besitzt. Das muss 

geändert werden.

Die Herausgeber*innen verstehen die Rolle und Funktion dieses Sammelbandes 

auch als einen Raum des gegenseitigen Empowerments, einen diskursiven und 

kollektiven Raum, in dem Wissenschaft, Praxis und Lebenswelt nicht aufein-

andertreffen, sondern in Austausch treten. Es soll dazu ermutigen, hinter das 

Recht zu schauen, im besten Fall das, was man schon ahnt, besser zu verstehen, 

Argumente an die Hand zu bekommen, Recht infrage zu stellen und sich zu weh-
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ren. Gleichzeitig soll es aber auch inspirieren, das Recht dort zu nutzen, wo es 

antirassistische, dekoloniale und machtkritische Ansprüche trägt, und Ansätze 

aufzeigen, wie diese formuliert werden können.

Die Koordinierungsstelle hat im Rahmen von Konsultationsprozessen Forderungen, 

Wünsche und Fragen an das Recht aus den Communities gesammelt. Sie finden 

sich in den allgemeinen Forderungen an Bund und Land wieder und betreffen 

beispielsweise die Forderung nach einer gesetzlichen Regelung zur Repatriierung 

und Restitutionen von menschlichen Gebeinen/Ahnen und Kulturerbe und der 

Durchsetzung des Rechts auf diskriminierungsfreie Bildung. 

Das European Center for Constitutional and Human Rights e. V. (ECCHR) als 

eine Menschenrechtsorganisation, die mit Betroffenen und Partner*innen welt-

weit zusammenarbeitet, um die Rechte, die in der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte sowie anderen Menschenrechtsdeklarationen und nationalen 

Verfassungen garantiert werden, mit juristischen Mitteln durchzusetzen,11 lieferte 

für die Übersetzung dieser Fragen in das Format eines Sammelbandes die recht-

liche Expertise. Vor diesem Hintergrund versteht die Mitherausgeberin dieses 

Sammelbandes den Handlungsauftrag so, dass unabhängig von der jeweiligen 

Form der juristischen Intervention ein selbstkritisches und selbstreflexives 

Verständnis von Recht und der eigenen Praxis die Grundlage sein muss. Das 

Recht, aber auch die Rechtsandwender*innen, ob in der Wissenschaft oder in 

der Rechtspraxis, müssen regelmäßig ihre Privilegien hinterfragen und ihren 

Anspruch prüfen, alle Menschen in ihrer Praxis gleichberechtigt zu vertreten, zu 

schützen und Zugang zu gewähren. 

Aus dieser Arbeit und unserem gemeinsamen Austausch zu Theorie und in der 

Praxis entstand nunmehr der vorliegende Sammelband. Die Beiträge in diesem 
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Band widmen sich dem Kolonial(un)recht wie auch den kolonialen Kontinuitäten 

im nationalen, transnationalen und internationalen Recht und seiner Praxis.

Der erste Artikel widmet sich einem Themenkomplex, der eindrücklich aufzeigt, 

wie internalisierte und strukturelle Rassismen, vor allem auch gegen Schwarze 

Menschen, in der Rechtspraxis allgegenwärtig sind und ihren Lebensalltag be-

einträchtigen.

In Ehre, wem Ehre gebührt: Ein postkolonialer Blick auf strafrechtlichen Rechts-

güterschutz, den Ehrbegriff und das N-Wort, untersuchen Whitney Nosakhare und 

Rhian Schütte das deutsche Strafrecht auf seine Fähigkeit, Spuren rassistischer 

Narrative und Praktiken gegenüber Schwarzen Menschen in Bereichen der pu-

nitiven Staatsgewalt nicht nur zu überwinden, sondern auch mit der Situation 

umzugehen, dass Schwarze Deutsche rassistischen und fremdenfeindlichen 

Anfeindungen ausgesetzt sind, das Recht aber – auch aufgrund historischer 

Erfahrungen – eher als ein Schauplatz von Aggression und weniger als ein 

Instrument der Freiheit betrachtet wird. Dabei müssen sie feststellen, dass es 

weiterer Maßnahmen bedarf, um dieses gewachsene Unrecht aufzuarbeiten. 

„Wen schützt das Strafrecht?“ Denn, so eine der Feststellungen, der Prozess des 

Othering verhindert die Anerkennung des „Anderen“ als schutzwürdiges Subjekt 

der Rechtsordnung und birgt die Gefahr, den „Anderen“ lediglich als potenziellen 

Täter oder als potenzielle Täterin zu begreifen. Der Beleidigungstatbestand und 

die Rechtsprechung zu der Verwendung des N-Wortes als „ehrverletzend“ werden 

dabei exemplarisch herangezogen. 

Neben dem Strafrecht ist auch das Familien- und Staatsangehörigkeitsrecht einer 

der Schauplätze antirassistischer und machtkritischer Auseinandersetzungen 

und Kämpfe um das Recht und Rechte für alle. In ihrem Beitrag Radikale Solida-

rität als Widerstand: Koloniale Kontinuitäten im Familien- und Staatsangehörig-
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keitsrecht muss Fatou Sillah feststellen, wie weiße Familien als schützenswerte 

„Keimzelle der menschlichen Gemeinschaft” verstanden werden, während dies 

jedoch nicht für Schwarze Familien gilt. Im Gegenteil, sie werden als Bedrohung 

für das System betrachtet, das die Unterdrückung Schwarzer Menschen zur Vo-

raussetzung hat. Sie legt dar, wie Schwarzen Menschen der Zugang und Schutz 

durch die Staatsangehörigkeit schon im Kolonialismus verwehrt wurde und mit 

ähnlichen Begründungsmustern über die NS-Zeit bis heute weitgehend verwehrt 

bleibt. Darin liegt die Kolonialität des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts. 

Die radikale Solidarität innerhalb Schwarzer Familien hat jedoch das Potenzial, 

diese Hierarchie zu erschüttern. 

Dieser nachwirkenden, rechtswissenschaftlichen Analyse folgt eine eindrück-

liche, sehr persönliche Erzählung von Naita Hishoono in So schloss sich der 

Kreis meines Lebens: Deutsch-deutsche und deutsch-namibische Beziehungen, 

in der sie schildert, was dieser Rechtsrahmen für einzelne Personen, gefangen 

zwischen kolonialer Vergangenheit und (post-)kolonialer Gegenwart, bedeutet, 

nämlich in den meisten Fällen: Ausschluss und Diskriminierung.

Mit dem Blick auf die transnationalen Verflechtungen von Vergangenheit und 

Gegenwart und der Frage nach Zugang zu Rechtsstaatlichkeit und rechtsstaatlichen 

Mindestgarantien sowie der Hoheit darüber, wer die entsprechenden Regeln und 

Normen bestimmt, folgt der nächste Artikel in diesem Band. Dieser bringt uns 

thematisch nach Kamerun, in eine ehemalige Kolonie. Der kritische Blick auf das 

koloniale Unrecht und die damit einhergehenden Diskurse ist notwendig, wenn 

wir verstehen wollen, wie das koloniale Erbe im Recht und durch das Recht bis 

heute fortgeschrieben und perpetuiert wird. David Simos Beitrag Kolonisierung 

als Modernisierung? Modernisierungsdiskurse und koloniale Praxis beschreibt, 

wie die Versprechen der europäischen Moderne für den afrikanischen Kontinent 
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und die Kolonien sich in ihr Gegenteil verwandelten und zu einem Alptraum aus 

Unterdrückung und Ausbeutung wurden. Für die meisten Menschen (oder „the 

Rest“ im Sinne von Stuart Hall) ist die heutige globale Welt eben nicht eine nach 

den Prinzipien der europäischen Modernität funktionierende Realität. Vielmehr 

stehen Modernisierungsdiskurse und koloniale Praxis in einem diskriminierenden, 

hegemonialen Spannungsverhältnis, in dem die Selbstdarstellung des Westens 

als Verkörperung der Moderne und universeller, freiheitsbegründeter Zivilisation 

als Legitimationsdiskurs wirkt, der imperiale Bestrebungen und Handlungen 

begründen und rechtfertigen soll. Kolonisierungsdiskurse als Modernisierungs-

diskurse schaffen Heteronomien, in denen die Errungenschaften, Werte und das 

Recht der Moderne nicht für alle gleich gelten. Daher, so Simo, sind „Knowledges 

Born In The Struggle“-Diskurse von entscheidender Bedeutung für den noch 

immer andauernden Befreiungskampf gegen Kolonialismus und Kolonialität in 

der postkolonialen Konstellation.

Es schließen sich Überlegungen von Richard Tsogang Fossi und Gwinyai Ma-

chona zu Die Kolonisierung „Cameroons“: Zur Geschichte einer manipulativen 

Wegnahme mit besonderer Berücksichtigung der Deutsch-Duala-Verträge an. 

Anhand dieser Verträge und der Hintergründe ihres Zustandekommens und 

Abschlusses im Unrechtskontext Kolonialismus zeigen die Autoren, wie das 

Recht und die vorkolonialen Verträge im Falle Kameruns und dort speziell der 

Duala, dazu dienten, Gewalt, Enteignung und Raub zu legitimieren und ihnen 

eine Rechtsgrundlage zu geben. In diesem Zusammenhang wird auch auf die 

wichtige Rolle von Handelsvertreter*innen und Unternehmen für das europäische 

koloniale Projekt hingewiesen, einem Themenbereich, auf den im Hinblick auf 

koloniale Kontinuitäten noch zurückzukommen sein wird. Ganz wie von Antony 

Anghie mit dem Konzept der Dynamik der Differenz („dynamic of difference“) 

beschrieben – die Leser*innen werden diesem Konzept im Verlauf des Sammel-
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bandes wiederholt begegnen –, ignorierten die Deutschen später nicht nur die 

Verträge und ihre Verbindlichkeit, sondern sprachen den Unterzeichnern gar Teile 

ihrer Souveränität und Rechtsfähigkeit ab. Laut den Autoren spiegelt sich „diese 

Bewegung zwischen Anerkennung und Aberkennung der Souveränität“ nicht nur 

in der deutschen Völkerrechtswissenschaft wider. Sie stellt bis heute für die 

rechtliche Einordnung der „Schutzverträge“ ein kaum auflösbares Problem dar.

Wie bereits angedeutet, darf die Rolle der transnational und global operierenden 

Unternehmen und Handelstreibenden innerhalb des kolonialen Projektes und der 

Verursachung von Kolonialunrecht nicht vergessen werden. Im Gegenteil: wie 

Caroline Omari Lichuma im Beitrag Koloniale Kontinuitäten und Normbildung in 

Wirtschaft und Menschenrechten: Eine TWAIL-Analyse des Lieferkettensorgfaltspf-

lichtengesetzes (LkSG) schreibt, mag es zwar sein, dass neuere, legislative Initia-

tiven wie das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in Deutschland grundsätzlich 

zu begrüßen sind. Allerdings, so Lichuma, müsse man vorsichtig sein, diese zu 

früh und zu unkritisch als Erfolgsgeschichte für die Menschen im sogenannten 

„Globalen Süden“ zu verstehen und einzuordnen. Vielmehr wurde wieder ver-

passt, Menschen aus dem „Globalen Süden“ – seien es Arbeitnehmer*innen, 

Gewerkschaftsvertreter*innen, Wissenschaftler*innen oder Betroffene – und 

ihre Erfahrungsberichte frühzeitig in die Normierung der Sorgfaltspflichten ein-

zubeziehen und ihre Interessen ins Zentrum zu stellen. Im Gegenteil, die Haupt-

Norm-Enterpreneurs kommen immer noch aus dem sogenannten „Globalen 

Norden“. Der/Die „Andere“ bleibt Objekt und verliert seine/ihre Agency sowohl im 

Normgenerierungs- als auch in Implementierungsprozessen in (post-)kolonialen 

Wirkungs- und Herrschaftsstrukturen, deren Hauptleidträger*innen sie sind. Dem 

muss entgegengewirkt werden. 

Schaut man also nach (völker-)rechtlichen Bereichen, in denen (post-)koloniale 

Hierarchien zugunsten einer gemeinsamen Menschlichkeit aufgebrochen wer-
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den können, so stößt man unweigerlich auf das Völkerstrafrecht. Denn dieses 

versteht sich als einer der Grundpfeiler eines internationalen Gemeinschafts-

rechts. Gerade wegen dieser normativ aufgeladenen Heilsverkündung gilt es 

aber, mit Blick auf die Kolonialität des Völker(straf)rechts umso kritischer zu 

bleiben. Das gilt umso mehr, wenn es um Strafverfolgung auf der Grundlage 

des sogenannten Weltrechtsprinzips geht, insbesondere wenn diese Verfahren 

vor den Gerichten der Nationalstaaten der ehemaligen Kolonialmächte geführt 

werden. Daher untersuchen Sarah Imani und Leokadia Melchior in ihrem Bei-

trag Strafverfolgung über Grenzen hinweg: TWAIL und das Weltrechtsprinzip das 

Völkerstrafgesetzbuch und seine Anwendungspraxis in Deutschland. Die hierbei 

anwendbaren Prinzipien der universellen Gerichtsbarkeit bleiben ambivalent: Zum 

einen zeigen sich in dem Mehrebenensystem internationaler Strafrechtspflege 

selbst schon Grenzen, Gewalt und Unrechtserfahrungen der Menschen aus dem 

„Globalen Süden“ adäquat abzubilden, geschweige denn wiedergutzumachen. 

Zum anderen gelingt es aber betroffenen Gemeinschaften immer wieder, sich 

dieser Verfahren selbstbestimmt zu bemächtigen, um Straflosigkeit für die 

schlimmsten Verbrechen entgegenzuwirken.

Verantwortung für Kolonialverbrechen, Kolonialunrecht und koloniale Nachwir-

kungen oszillieren zwischen Staatenverantwortlichkeit und individueller Strafver-

antwortlichkeit, von Staaten, Personen wie auch Unternehmen – die Beziehungen 

und Verhandlungen zwischen Namibia und Deutschland sind dazu exemplarisch. 

Allerdings genügt der Blick in die Vergangenheit und die Frage nach historischer 

Schuld nicht. Kolonialismus und Völkerrecht heißt auch, andauernde Menschen-

rechtsverletzungen, strukturelle Ungleichheit und Diskriminierung durch das Recht 

aufzudecken. Gerade mit Blick auf strukturelles Unrecht und Perpetuierungen von 

kolonialen Positionen muss das Völkerrecht auf seine imperiale und rassistische 

Qualität untersucht werden. Auch hier zeigen das Beispiel Namibia und Deutsch-



30  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

land und der Text der sogenannten „Gemeinsamen Erklärung“ zur Aufarbeitung 

und Wiedergutmachung des Völkermordes an den Ovaherero und Nama was 

alles schiefgehen kann, wenn man sich dieser Aufgabe nicht stellt. Mit dem ab-

schließendem Beitrag von Anna Hankings-Evans soll daher aufgezeigt werden, 

weshalb wir uns einer dezidiert antirassistischen rechtstheoretischen Analyse des 

Völkerrechts widmen müssen, bevor wir überhaupt darüber nachdenken können, 

wie man es auch als emanzipatorisches Befreiungsinstrument, vor allem mit dem 

Blick auf die Menschenrechte bemühen kann. Ihr Beitrag Imperiale Vorherrschaft 

in der völkerrechtlichen Entstehungsgeschichte. Die Berliner Westafrika-Konferenz 

und die völkerrechtliche Konstruktion des „Anderen“ basiert auf den Theorien 

des „racial capitalism“. Ihre Analyse des Verhältnisses von Rassismus, (Post-)

Kolonialismus und Kapitalismus in der Entstehungsgeschichte des Völkerrechts 

führt uns zurück zur Berliner Afrika-Konferenz 1884/85. So wird anhand der 

Generalakte gezeigt, wie die afrikanische Souveränität als defizitär konstruiert 

wird. Gleichzeitig, und hier ist der Beitrag auch als Aufforderung zu verstehen, 

weisen auch kritische, marxistische Theorien wesentliche Lücken auf, wenn 

es um die Aufdeckung kolonialer, rassistischer und imperialer Gewalt geht: die 

Unterdrückung und Ausbeutung der Schwarzen Frau. Dabei standen Schwarze 

Frauen im Mittelpunkt der Geschichte der Akkumulations- und Reproduktions-

regime, deren Marginalisierung und Entmachtung in einer postkolonialen Welt 

weiterhin spürbar ist. Kolonialismus spielt eine nicht unwesentliche Rolle für den 

Verlust wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Autonomie afrikanischer Frauen. 

Allen Beiträgen ist gemeinsam, dass sie Anschlusspunkte für die weitere wissen-

schaftliche, aber auch praktische Arbeit vorstellen, ganz im Sinne von TWAIL, deren 

Vertreter*innen sich der kritischen Völkerrechtspraxis „from below“ verpflichtet 

sehen. Sie alle sind von Autor*innen unter größtem Einsatz für eine zivilgesell-
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schaftliche Publikation, worin sich auch die „Positionierung“ der Autor*innen in 

dem Rechtsbetrieb, sei es Wissenschaft oder Praxis, selbst zeigt, entstanden.

Um mit Antony Anghie zu schließen:

TWAIL, precisely because it has lacked resources and an organizational 

structure has had to establish itself purely through the production of ideas 

that, for want of a better word, made sense and, in seeking to interpret 

the world anew, has contributed in some way to changing it.12

Denn einen rechtsfreien Raum können wir uns nicht leisten, ein Recht, das in 

den Augen und auf den Schultern eines Großteils der Bevölkerung versagt, noch 

weniger.



32  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

Quellen und Anmerkungen

1  �Für mehr Informationen zur Koordinierungsstelle: www.decolonize-berlin.de.
2  �Rajagopal, Balakrishnan (2003): International Law from Below: Development, Social Movements 

and Third World Resistance. Cambridge.
3  �Harris, Cheryl I. (2020): „Reflections on Whiteness as Property”. In: Harvard Law Review Forum 

134 (2020), S. 1–10; Baldwin, James (2011): „Black English: A Dishonest Argument, in the Cross 
of Redemption”. In: Uncollected Writings 154, S. 154.

4  �Chimni, B. S. (2007): „The Past, Present and Future of International Law: A Critical Third World 
Approach”. In: Melbourne Journal of International Law 8, auch hier zu finden: https://law.unimelb.
edu.au/__data/assets/pdf_file/0010/1683145/Chimni.pdf, 15.10.2023.

5  �Crenshaw, Kimberlé u. a. (Hg.) (1996): Critical Race Theory: The Key Writings that Formed the 
Movement. New York; Achiume, Tendayi E.; Carbado, Devon W (2021): „Critical Race Theory 
Meets Third World Approaches to International Law”. In: UCLA Law Review 67, S. 1462–1502.

6  �Original: Césaire, Aimé (1950): Discours sur le Colonialisme. Paris. Übersetzung unter  
https://www.alexander-verlag.com/images/verlag/medien/486-9783895815522-lp.pdf, 10.10.2023.

7  �Für eine Zusammenfassung der Kontroverse: Duve, Thomas (25.07.2023): „Die Eroberer sind 
wieder da”. In: FAZ, https://www.faz.net/aktuell/wissen/geist-soziales/koloniale-rechtsgeschich-
te-die-eroberer-sind-wieder-da-19056408.html, 15.10.2023.

8  �Dieser Begriff ist dem Artikel von Mutua, Makau W. (2001): „Savages, Victims, and Saviors: The 
Metaphor of Human Rights”. In: HILJ 42, S. 529–578 entnommen und dient der Sichtbarmachung 
von rassistischen Mustern in der eurozentrischen Menschenrechtsarbeit.

9  �Arendt, Hannah (2003): Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. Antisemitismus, Imperialis-
mus, totale Herrschaft. München, S. 614.

10  ��Shachar, Ayelet (2009): The Birthright Lottery, Citizenship and Global Inequality. Cambridge.
11  ��https://www.ecchr.eu/ueber-uns/, 15.10.2023.
12  ��Antony Anghie (2023): „Rethinking International Law: A TWAIL Retrospective”. In: European 

Journal of International Law 22, 1–106

https://law.unimelb.edu.au/__data/assets/pdf_file/0010/1683145/Chimni.pdf
https://law.unimelb.edu.au/__data/assets/pdf_file/0010/1683145/Chimni.pdf
https://www.alexander-verlag.com/images/verlag/medien/486-9783895815522-lp.pdf
https://www.faz.net/aktuell/wissen/geist-soziales/koloniale-rechtsgeschichte-die-eroberer-sind-wieder-da-19056408.html
https://www.faz.net/aktuell/wissen/geist-soziales/koloniale-rechtsgeschichte-die-eroberer-sind-wieder-da-19056408.html
https://www.ecchr.eu/ueber-uns/


Einleitung der Herausgeber*innen  |  33



Ar
be
it
sn
ot
iz
en

34  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis



35Einleitung der Herausgeber*innen  |



36  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

Ehre, wem Ehre gebührt:  
Ein postkolonialer Blick auf 

strafrechtlichen  
Rechtsgüterschutz, den  

Ehrbegriff und das N-Wort

Einleitung

Der Schwarze Asylsuchende Oury Jalloh verbrennt 2005 in einer Dessauer 

Polizeizelle. Eine strafrechtliche Aufklärung fehlt bis heute.1 Ein AfD-Funktio-

när verwendet das N-Wort in einer parlamentarischen Debatte. Die Würde des 

Hauses sei dadurch, laut einem deutschen Gericht, nicht automatisch verletzt 

worden.2 Racial Profiling durch deutsche Behörden ist ein nachgewiesenes 

systematisches Problem.3 Und das Bekanntwerden rassistischer Äußerungen 

von Polizeibeamt*innen und Bundeswehrsoldat*innen in sozialen Netzwerken4 

zeigt: Anti-Schwarzer Rassismus ist real und institutionalisiert. 

Schwarze Menschen in Deutschland sind in vielen Bereichen des politischen 

und gesellschaftlichen Lebens unsichtbar, werden rassistisch diskriminiert und 

dadurch marginalisiert.5 Das ist kein neues Phänomen. Über die Geschichte 

hinweg lässt sich eine systematische Ausgrenzung und Isolation Schwarzer 

Menschen beobachten.6 Sie reicht von Gewalt und Versklavung hin zu Krimi-

nalisierung und der Ignoranz historischer Fakten über die Lebensrealitäten 

Schwarzer Menschen in Deutschland.

Whitney-Martina Nosakhare, Rhian Schütte 
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Iyiola Solanke schreibt in ihrem Aufsatz 

Where are the Black Lawyers in Germany?, 

dass in einem sozialen und politischen 

Kontext, in dem Schwarze Deutsche 

rassistischen und fremdenfeindlichen 

Anfeindungen ausgesetzt sind, das Recht 

eher als ein Schauplatz von Aggression 

und weniger als ein Instrument der Frei-

heit betrachtet wird.7 Ein Beispiel dafür 

sei, dass das deutsche Rechtssystem 

sich weigere, Wörter zu problematisie-

ren, die die Würde Schwarzer Menschen 

verletzen, sondern im Gegenteil ihre Ver-

wendung billigt.8 

In diesem Aufsatz beleuchten wir zu-

nächst ausgehend von der Frage nach 

der Reichweite strafrechtlichen Rechts-

güterschutzes Spuren rassistischer 

Narrative und Praktiken gegenüber 

Schwarzen Menschen in Bereichen 

der punitiven Staatsgewalt. Sodann 

analysieren wir vor diesem Hintergrund 

den Umgang deutscher Strafrichter*in-

nen mit dem N-Wort und unternehmen 

eine Einordnung des Diskurses um  

Sprachgewohnheiten und die Würde 

Schwarzer Menschen in Deutschland. 

Whitney-Martina  

Nosakhare 

studierte Rechts-

wissenschaft an 

der Universität zu 

Köln und am Uni-

versity College London mit dem Schwerpunkt 

Völker- und Europarecht. Sie hält einen 

LL.M. von der Columbia Law School mit 

der Spezialisierung auf Völkerstrafrecht 

und Menschenrechte. In diesen Bereichen 

arbeitete sie im Team für internationale 

Strafjustiz bei Human Rights Watch ► 

Rhian Schütte 

ist Volljuristin 

und arbeitet 

an der Schnitt-

stelle zwIschen 

Recht, Politik 

und sozialer Arbeit. Sie hat sowohl in 

Köln als auch in Istanbul Jura studiert 

und dabei einen Fokus auf das Studium des 

Postkolonialismus, des internationalen 

Strafrechts und der Kriminologie gelegt. 

In ihrer aktuellen Tätigkeit konzentriert 

sie sich auf Menschenrechte, Demokratie-

förderung und Antidiskriminierung.
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Wir stellen die Vermutung auf, dass die 

Diskriminierung Schwarzer Menschen 

historisch begründet ist und wollen 

zeigen, dass es weiterer Maßnahmen 

bedarf, um dieses gewachsene Unrecht 

aufzuarbeiten. 

1.  �Die Kriminalisierung von „Rasse“: Vor wem schützt der Staat?
1.1 �Homo homini lupus oder: Warum wir das Strafrecht haben

Moderne Staatstheorien basieren – grob gesagt – auf der Annahme, dass die 

Menschen einen Staat als zentrale Entität zur Gewährleistung von Sicherheit 

brauchen, weil sie sonst einander „die Köpfe einschlagen“. Das meint jedenfalls 

der berühmte Ausspruch „der Mensch ist des Menschen Wolf“, den Thomas 

Hobbes zur Begründung der modernen Staatstheorie prägte.9 Die so legitimierte 

Staatsgewalt erstreckt sich auf Judikative, Legislative und Exekutive und deren 

Entscheidungsgewalt auf die Bereiche des Privat-, des öffentlichen und des 

Strafrechts. Aufgabe des Strafrechts ist der Rechtsgüterschutz.10 Indem das 

Strafrecht schützenswerte Rechtsgüter benennt, führt es uns vor Augen, welche 

Rechtsgüter die Gesellschaft als wertvoll erachtet. Damit ist das Strafrecht für 

das Verständnis von gesellschaftlichen Dynamiken der Schutzgewährung und 

Ausgrenzung besonders wichtig. Denn während klar ist, dass individuelle Rechts-

güter wie Leib, Leben, Bewegungsfreiheit, Eigentum und Ehre grundsätzlich dem 

strafrechtlichen Schutz unterfallen, bedürfen diese unbestimmten Rechtsbegriffe 

gleichzeitig der Auslegung und Interpretation. 

und als wissenschaftliche Mitarbeiterin im 

Institute for International Peaceand Se-

curity Law (Universität zu Köln). Sie ist 

Rechtsreferendarin am Oberlandesgericht 

Köln und Teil des Autor*innenkollektivs 

„Mal nach den Rechten schauen“ – ein Pod-

cast über nationalsozialistische Konti-

nuitäten im Recht und der juristischen 

Ausbildung.
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Gerade der Ehrbegriff ist dabei als Ausprägung des Allgemeinen Persönlichkeits-

rechts, das aus Artikel 1 Absatz 1 (Menschenwürde) in Verbindung mit Artikel 

2 Absatz 1 (allgemeine Handlungsfreiheit) Grundgesetz ein schwer greifbarer 

Begriff. Je schwieriger die Definition des Rechts-

guts, desto höher sind die Anforderungen an die 

Bestimmbarkeit seines Schutzes im öffentlichen 

Raum.11 Strafrechtlich geschützt wird die Ehre 

durch den Beleidigungstatbestand nach Paragraf 

185 StGB, der an die Verletzung der Ehre eines 

Menschen die Konsequenz einer Strafe knüpft. 

Die Frage, inwiefern bestimmte Begriffe eine Be-

leidigung im Sinne des Paragraf 185 StGB darstellen, also eine Verletzung der 

strafrechtlich geschützten Ehre eines Menschen, bedarf daher nach Auffassung 

der Autorinnen einer Auseinandersetzung mit der historisch gewachsenen 

Wirklichkeit der (Nicht-)Anerkennung der Würde bestimmter gesellschaftlicher 

Gruppen, wobei wir uns im Rahmen dieses Textes auf Schwarze Menschen in 

Deutschland und ihren Ehrschutz anhand der strafrechtlichen Ahndung des N-

Worts konzentrieren werden.

 

In seiner soeben beschriebenen Funktion ist das 

Recht nicht frei von Voreingenommenheiten. Straf-

rechtliche Phänomene sind immer auch Ausdruck 

von mehrheitsgesellschaftlichen Realitäten. Was 

die Gesellschaft für strafwürdig hält, ist Ausdruck 

ihres Verständnisses von (Ab-)Normalität. Während die Einstufung von Verhalten 

als strafwürdig in erster Linie durch den Gesetzgeber erfolgt, findet auch auf 

der Ebene der Exekutive und Judikative eine Ausdeutung von Verhalten statt. 

Indem das Strafrecht  

schützenswerte Rechtsgüter 

benennt, führt es uns vor  

Augen, welche Rechtsgüter  

die Gesellschaft als  

wertvoll erachtet.

Was die Gesellschaft für  

strafwürdig hält, ist  

Ausdruck ihres Verständ- 

nisses von (Ab-)Normalität. 
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Es handelt sich um subjektive Einflüsse auf die Strafbarkeit des so definierten 

„Anderen“, in der Regel nicht-weiße Menschen. Aber auch der strafrechtliche 

Schutz der „Anderen“ vor Angriffen durch die Mehrheitsgesellschaft verdient 

eine Untersuchung und Neu-Justierung vor dem Hintergrund gesellschaftlicher 

Entwicklungen, also einer „rassismusbewussten“12 Evaluierung. 

Historische Prozesse wachsen in aktuelles Recht hinein.13 Und der deutsche 

Rechtsraum ist nicht frei von historisch gewachsenen Schräglagen in Bezug auf 

„Rasse“ beziehungsweise die Rassifizierung von Schwarzen Menschen. 

1.2 �In Recht gegossenes „Othering“

Othering (engl. „to other“, jemanden oder etwas „andersmachen“) meint eine 

diametrale Gegenüberstellung von Gegensätzen zur Konstruktion von Machtver-

hältnissen.14 Der Literaturtheoretiker Edward Said prägte diesen Begriff für die 

Auseinandersetzung mit den durch Kolonialismus konstruierten Verhältnissen 

zwischen Metropole und Kolonie.15 Für koloniale Bestrebungen, die zwangsläufig 

mit Gräueltaten einhergingen, war diese Gegenüberstellung notwendig, um ein 

unmenschliches Machtverhältnis zwischen „Kolonialherren“ und „Kolonisierten“ 

zu rechtfertigen. Spielarten des Otherings sind die Gegenüberstellung von 

Begrifflichkeiten wie „gut“ und „böse“, „ordentlich“ und „chaotisch“ oder aber auch 

„unschuldig“ und „gefährlich“, zur Abgrenzung des „Wir“ von den „Anderen“. Das 

Verhältnis zu den „Anderen“ wird also mit hegemonialem Vokabular artikuliert.16 

Das N-Wort ist ein Produkt dieses Abgrenzungsprozesses, denn es steht für 

sämtliche Zuschreibungen, die es rechtfertigten, willkürliche Macht gegenüber 

Schwarzen Menschen auszuüben.

Der Prozess des Othering prägt, wie die Bedürfnisse und Interessen dieser so 

definierten „Anderen“ wahrgenommen werden. Diese Dichotomie von gefährlich 
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(= abzuwehren) und gefährdet oder unschuldig (= zu schützen) fand sich auch 

in den durch Rechtssetzung konstruierten Räumen des „Schutzgebiets“ und des 

„Mutterlandes“ wieder.

a) �Kolonialzeit 

Der offizielle Beginn der deutschen Kolonialzeit lässt sich auf 1884 datieren und 

auf dem Gebiet des heutigen Namibia verorten. Die deutschen Kolonien galten 

völkerrechtlich als Teil des Deutschen Reiches. Staatsrechtlich blieben sie aber 

zugleich „Ausland“ – zählten also nicht zum Staatsgebiet. Das Deutsche Reich 

entfaltete lediglich sogenannte Schutzmacht. Rechtsgrundlage war das Schutz-

gebietsgesetz von 1886.17

Eine der Folgen dieser Konstruktion war, dass die einheimische Bevölkerung 

zwar der deutschen Souveränität unterworfen war. Ihre rechtliche Stellung kam 

aber nicht der von deutschen Staatsangehörigen und anderen weißen Menschen, 

die sich in den Kolonien aufhielten, gleich. Sie galten nicht als vollberechtigte 

Staatsbürger*innen, sondern als „Eingeborene“, die zwar der kaiserlichen Gewalt 

unterstellt waren, für welche die deutschen Gesetze aber nicht galten.18 

Auf dem Territorium der Schutzgebiete konnte der jeweils benannte Kolonial-

beamte Recht und insbesondere strafbewehrte Normen setzen.19 Die der Gewalt 

des jeweiligen Kolonialbeamten unterstellte Bevölkerung war insofern seiner 

Willkür ausgesetzt und genoss somit einen geringeren Schutz durch die Rechts-

ordnung, als die dem Recht des Mutterlandes unterliegende weiße Bevölkerung. 

Gleichzeitig wurden diese Menschen in den Metropolen mittels erfolgreicher 

Kolonial-Propaganda (vgl. Völkerschauen) stilisiert zum „wilden“ und „primitiven“ 

Counterpart – N-Wörtern eben – was die Zivilisiertheit der weißen „Rasse“ be-

stätigen und die Legitimität ihrer Herrschaft begründen sollte.20 
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Durch Begegnungen Schwarzer und weißer Menschen in den Kolonien gab es nach 

und nach immer mehr Menschen aus und in den Schutzgebieten, die deutsche 

Staatsangehörige waren, aber nicht dem Bild der Kolonialherren von Europäer*innen 

nach der oben skizzierten Dichotomie entsprachen. 

Denn das Gesetz betreffend die Eheschließung und 

die Beurkundung des Personenstandes von Bun-

desangehörigen im Ausland von 1870 enthielt zu-

nächst kein Verbot der Einbürgerung von Menschen 

nicht-europäischer Herkunft. Nach dem damals 

geltenden Recht konnten afrikanische Ehefrauen 

durch Heirat und ihre Kinder damit durch Geburt 

die Staatsangehörigkeit des (deutschen) Partners 

beziehungsweise Vaters erlangen. Die Existenz Schwarzer Deutscher wurde aber 

von weißen Deutschen als Gefahr für die Aufrechterhaltung der Abgrenzung und 

Hierarchie zwischen Kolonisierenden und Kolonisierten empfunden.21 Schließlich 

bedurfte in einem mehr und mehr aufgeklärten Europa die Herrschaft der einen über 

die anderen einer Begründung und die fand sie in der vermeintlichen biologischen 

Überlegenheit der weißen „Rasse“.22 Intime Beziehungen und der daraus hervor-

gehende Nachwuchs passten aber nicht zu der Mär von den anthropologischen 

Rassenunterschieden; sie wurden als Bedrohung für die Aufrechterhaltung der 

natürlichen Ordnung angesehen.23 

Um diese Entwicklung zu unterbinden, verboten also die Gouverneure von „Deutsch-

Südwestafrika“, „Deutsch-Ostafrika“ und „Deutsch-Samoa“ in den Jahren von 1905 

bis 1912 Eheschließungen zwischen Menschen unterschiedlicher „Rassen“.24 

Ab 1912 regelte die Verwaltung von Deutsch-Südwestafrika zur Durchsetzung 

des Verbots durch Verordnung das Recht der Polizei, „gemischtrassige“ Paare 

gewaltsam zu trennen, wenn ihr Zusammenleben öffentliches Ärgernis erregte.25 

Die Existenz Schwarzer 

Deutscher wurde aber von 

weißen Deutschen als Gefahr 

für die Aufrechterhaltung 

der Abgrenzung und Hierarchie 

zwischen Kolonisierenden und 

Kolonisierten empfunden.
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Dadurch schränkte der Gesetzgeber des „Mutterlandes“ die Möglichkeit der 

Erlangung staatsbürgerlicher Rechte für rassifizierte Schutzgebietsangehörige 

massiv ein. Noch heute26 entfaltet diese Rechtslage Wirkungen, wie wir später 

zeigen werden.

b) �Schwarze Menschen in der NS-Zeit

Es ist umstritten, ob und wie man die NS-Zeit als Zeit kontinuierter kolonialer 

Bestrebungen definieren kann.27 Jedenfalls aber wurden Schwarze Menschen 

auch währenddessen in Deutschland isoliert und diskriminiert.28 Unter den Be-

dingungen des NS-Regimes sahen sich die ehemaligen kolonialen „Subjekte“ 

– also Schwarze Menschen afrikanischer Herkunft – und ihre Familien einer 

zunehmenden Marginalisierung ausgesetzt.29 Hatten sie zuvor einen deutschen 

Pass, galten sie nun als staatenlos; die Ausweispapiere, die sie zuvor besessen 

hatten, wurden durch den Fremdenpass ersetzt. In diesem Dokument wurden sie 

häufig als „N-Wort” und damit als „Rassenfremde” bezeichnet.30 Im September 

1935 verkündete das NS-Regime die Nürnberger Rassengesetze, mit denen die 

nationalsozialistischen Rassenideologien in Gesetze umgesetzt wurden. Diese 

Gesetze richteten sich in erster Linie gegen Jüdinnen und Juden. Ab November 

1935 galten die Nürnberger Gesetze auch für Schwarze Menschen,31 die das Re-

gime abfällig als N-Wort bezeichnete.32 Das Wort war nie positiv oder neutral be-

setzt.33 Dass dieses Wort auch während der NS-Zeit nicht lediglich „beschreibend“  

genutzt wurde, zeigt sich auch daran, dass im Rahmen nationalsozialistischer Be-

satzungsherrschaft in Osteuropa weiße Ukrainer*innen oft als N-Wort bezeichnet 

wurden, die „ausgepeitscht gehörten“.34

Die Nürnberger Rassengesetze von 1935 ermöglichten außerdem die Verfolgung 

von Straftaten aufgrund der „Rasse“: So stellten sie bestimmte Formen der Ehe-

schließung unter Strafe und führten den Straftatbestand der „Rassenschande“ 
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ein. Damit gemeint: Das Verbrechen, Geschlechtsverkehr mit Angehörigen einer 

anderen „Rasse“ zu haben. 

c) �Kontinuitäten des Othering in gegenwärtiger Polizeipraktik

Der Prozess des Othering verhindert es, den „Anderen“ als schutzwürdiges 

Subjekt der Rechtsordnung anzuerkennen35 und birgt die Gefahr, den „Anderen“ 

lediglich als potenziellen Täter zu verstehen. Strafrechtliche oder polizeirecht-

liche Normen der Störerauswahl können auch heute noch zum Einfallstor für 

rassistische Stereotype werden und „Rasse“ kriminalisieren, indem sie das 

Narrativ des „gefährlichen Anderen“ perpetuieren.36 

Für die kritische Betrachtung von (sowohl präventiver als auch repressiver) 

Polizeiarbeit gewinnt aus sozialwissenschaftlicher Sicht der Begriff des „Raums“ 

an Bedeutung.37 Gemeint ist damit der Raum als Produkt sozialen Handelns 

sowie die Abhängigkeit des Handelns von räumlichen Strukturen.38 So lässt 

sich zum Beispiel für polizeiliche Kontrolltätigkeit zwischen gefährlichen und 

gefährdeten Orten unterscheiden, wobei der Faktor „Rasse“ Einfluss darauf hat, 

welcher Raum als gefährlich, also als abzuwehren, beziehungsweise welcher 

Raum als gefährdet, also zu schützen, gilt.39 Problematisch daran ist, dass die 

Polizei sogenannte gefährliche Orte basierend auf ihrem eigenen polizeilichen 

Erfahrungswissen ausmacht. Keine Berücksichtigung findet dabei häufig die 

Tatsache, dass eine erhöhte Kontrollintensität an bestimmten Orten auch 

eine erhöhte Zahl an Straftaten aufdeckt und damit selbst den Eindruck eines 

besonders kriminellen Raums generieren kann.40 Hinzu kommt die Erkennt-

nis, dass die Anzeigebereitschaft in der Regel gegenüber Menschen, die als 

„anders“ wahrgenommen werden, höher ist41 und bestimmte Handlungen nur 

dann strafbar sind, wenn sie von bestimmten Personen begangen werden 

(vergleiche: der Aufenthalt im Bundesgebiet).



Ehre, wem Ehre gebührt  |  45

An Phänomenen wie Racial Profiling wird außerdem deutlich, dass rassifizierte 

Personen als solche in polizeilicher Analyse vermehrt als (potenzielle) Täter*innen 

auftauchen.42 Dass Schwarze Menschen in ihrer Identität als solche auch straf-

rechtlichen Schutzes bedürfen, geht dabei schnell unter.

2. Das Erbe des Mischehen-Verbots
Ein Fall aus dem Staatsangehörigkeitsrecht43 illustriert die Dringlichkeit der 

Aufarbeitung historisch gewachsenen (Un-)Rechts gegenüber Schwarzen 

Deutschen: Im Jahr 2021 stellte die zuständige Staatsangehörigkeitsbehörde 

für eine 2020 aus Togo eingereiste Schwarze Frau und ihre Kinder fest, dass 

diese – anders als bislang geglaubt – nicht über die deutsche Staatsange-

hörigkeit verfügten. Die Frau ist Nachfahrin eines von 1908 bis1909 in Togo 

weilenden deutschen Staatsangehörigen (nachfolgend: „L“), der zwei Kinder 

mit einer Togolesin zeugte (damals „Eingeborenen“). Von diesem Sachverhalt 

ging auch das Verwaltungsgericht Arnsberg aus,44 an das sich die Klägerin ge-

wandt hatte, um sich gegen die Feststellung des Nichtbestehens der deutschen 

Staatsangehörigkeit zu wehren. Das Gericht hatte also keine Zweifel daran, 

dass tatsächlich der L, ein deutscher Staatsangehöriger, der Urururgroßvater 

der Klägerin war. 

Dass die Eheschließung zwischen Menschen unterschiedlicher „Rassen“ zu ge-

nau dieser Zeit aber unter besonderen Vorbehalten stand, dürfte sich in diesem 

Fall besonders verhängnisvoll ausgewirkt haben: Denn das Gericht geht in seiner 

Entscheidung45 davon aus, dass der Sohn des L – der Ururgroßvater der Klä-

gerin – bereits nicht die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben konnte. Das 

führt es zurück auf Paragraf 7 Schutzgebietsgesetz von 1900 in Verbindung mit  

Paragrafen 2, 3, 4 Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1870 (RuStAG). Da-

nach erwarb ein Kind grundsätzlich (und als Ausdruck des bis heute in Deutschland 
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geltenden Ius-sanguinis-Prinzips) die Staatsangehörigkeit des Vaters durch Geburt  

(Paragraf 3 Hs. 1 RuStAG). Uneheliche Kinder konnten die Staatsangehörigkeit des 

Vaters allerdings nur dann erlangen, wenn eine gesetzliche Legitimation erfolgte, 

beispielsweise durch Heirat. 

Angesichts der einschränkenden Bestimmungen über die Heirat zwischen 

„Kolonialherren“ und „Eingeborenen“ gab es aber eine besondere Hürde für 

eine derartige Legitimation.46 Das in einer solchen Beziehung zum Ausdruck 

kommende Machtgefälle, welches Schwarze Frauen exotisierte und zu Sex-

objekten degradierte,47 dürfte darüber hinaus in vielen Fällen auch dazu 

geführt haben, dass die Kolonialherren häufig überhaupt nicht die Absicht 

hatten, die Mütter ihrer Schwarzen Kinder zu ehelichen – eine weitere Hürde 

für die Legitimation. 

Auch heute noch gilt in Deutschland (unter anderem) das Ius-sanguinis-Prinzip48. 

So regelt der heute geltende Paragraf 4 Absatz 1 Staatsangehörigkeitsgesetz, 

dass sich die Staatsangehörigkeit von einem deutschen Elternteil automatisch 

ableitet. In Fällen, in denen zwischen den Eltern keine Ehe besteht (und des-

halb nicht automatisch die Vaterschaft des Ehemannes angenommen wird,  

Paragraf 1592 Nr. 1 Bürgerliches Gesetzbuch, BGB), kann die Abstammung 

von einem deutschen Vater durch DNA-Tests festgestellt werden. Hätte sich 

die Familiengeschichte der Klägerin aus dem oben beschriebenen Fall in einer 

anderen Zeit abgespielt, wäre ihre deutsche Staatsangehörigkeit also gar keine 

Frage, denn „deutsches Blut“ hat sie ohne Zweifel.

Den Gesetzgeber trifft zwar keine Pflicht, aufgrund eines gesellschaftlichen 

Auffassungswandels den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit rück-

wirkend zu ermöglichen. Die Anerkennung vergangenen Unrechts aber auch 



Ehre, wem Ehre gebührt  |  47

in entsprechende Gesetze beziehungsweise ihre Interpretation zu überset-

zen, wäre eine rechtspolitische Entscheidung, die durchaus möglich und 

wünschenswert ist.49

Was hat all das mit Strafrecht zu tun? Nun, wenn die Klägerin aus unserem Fall 

nicht ausreist, läuft sie Gefahr, sich wegen unerlaubten Aufenthalts im Bundes-

gebiet strafbar zu machen, Paragraf 95 Absatz 1 Nr. 2 Aufenthaltsgesetz. Der Fall 

zeigt, wie die Rassifizierung als Instrument zur Konstruktion von Macht aus einer 

längst überwunden geglaubten Zeit auch heute noch ganz faktisch nachwirkt. 

3. Zwischenfazit 
Das Recht ist nicht frei von historisch gewachsenen Ungerechtigkeiten. Sich 

damit zu befassen, ist alles andere als lästig und optional, sondern vielmehr 

in einer Demokratie gebotene Deutungsebene des Rechts. Der kurze, bei-

spielhafte Ausflug in die Rechtshistorie zeigt, dass „Rasse“ im Strafrecht 

alles andere als ein neues Konzept ist. Vielmehr wurden Machtstrukturen 

gegenüber Schwarzen Menschen unter anderem mithilfe des Strafrechts 

konstruiert und aufrechterhalten. Da erschien es lange widersprüchlich, an 

den strafrechtlichen Schutz von Menschen zu denken, die doch selbst als 

gefährlich gelten.

3.1    �Das N-Wort und deutsche Gerichte – ein Spiegelbild der Gesellschaft?

3.1.1 �Wen schützt das Strafrecht? 

Die Schräglage zwischen „Schutz vor“ und „Schutz von“ rassifizierten Personen 

lässt sich gut am Beispiel des Beleidigungstatbestands illustrieren: Der Be-

leidigungstatbestand schützt insbesondere die „Ehre“ eines Menschen, indem 

er bestimmte Herabwürdigungen unter Strafe stellt. Anhand des Umgangs mit 

der Frage, welche Situation als „ehrverletzend“ gilt, lässt sich gut erkennen, wel-
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cher soziale Stellenwert dem Ehrgefühl Schwarzer Menschen durch die Justiz 

in Deutschland beigemessen wird, denn das N-Wort ist nicht durchgehend als 

ehrrührig anerkannt.

Eine eindeutige Rechtsprechung zur ehrrührigen Qualität des N-Worts lässt 

sich schwer feststellen. Nicht alle strafrechtlichen Urteile, bei denen die Ver-

wendung des N-Worts Gegenstand war, sind öffentlich zugänglich. Der Umgang 

mit dem N-Wort in Zivil- und Strafgerichten ist 

unterschiedlich. Eine Unterscheidung wird von der 

Rechtsprechung weiter dahingehend getroffen, 

ob eine Schwarze individualisierte Person als N-

Wort bezeichnet wird50 oder das N-Wort in einem 

Wortbeitrag verwendet wird. Das N-Wort spielt 

in jüngster Vergangenheit eine besonders große 

Rolle bei dienstrechtlichen Maßnahmen gegen 

Polizisten*innen, Bundeswehrsoldat*innen und Beamt*innen anderer Behörden, 

die den Begriff in ihren WhatsApp-Chats und sozialen Medien verwenden, um 

Schwarze Menschen zu diskriminieren.51 

Die Betrachtung eines Urteils des Landgerichts Görlitz52 und anderer – nicht-straf-

rechtlicher – Urteile53 zeigt Folgendes: Für das Bestehenlassen alter Traditionen 

und Gewohnheiten sind deutsche Gerichte, insbesondere das Landgericht Görlitz, 

unter anderem bereit, eine Subsumtion vorzunehmen, die historische Fakten um 

die Verwendungsgeschichte des N-Wortes ignoriert. Das „Subsumieren“ ist ein 

wesentlicher Vorgang in der juristischen Argumentation und bedeutet die „Unter-

ordnung eines Sachverhalts unter den Tatbestand einer Rechtsnorm“.54 Dabei 

wird geprüft, ob der vorliegende Lebenssachverhalt (hier die Verwendung des 

N-Wortes) unter die Definition eines Rechtsbegriffes (hier Ehrverletzung) passt. 

Die Verwendung des N-Worts, 

um eine Schwarze Person anzu-

sprechen oder zu beschreiben, 

erfüllt allerdings objektiv den 

Beleidigungstatbestand,  

Paragraf 185 StGB. 
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Eine gelungene Subsumtion zeichnet sich dadurch aus, dass der Lebenssach-

verhalt korrekt und nuanciert erfasst wird. 

Das Landgericht Görlitz subsumierte fehlerhaft, indem es den ehrrührigen Cha-

rakter des N-Wortes verneinte. Zur Begründung führte es aus, dass der Begriff 

heute „völlig unbefangen und nicht abwertend verwendet“ würde.55 Das Ergeb-

nis: Die in der deutschen Gesellschaft noch stark vorhandene Vorstellung eines 

Schwarzen Menschen, dem nicht dieselbe soziale Anerkennung gebührt wie 

einem weißen Menschen, wird dadurch unterstützt.56  

Die Verwendung des N-Worts, um eine Schwarze Person anzusprechen oder zu 

beschreiben, erfüllt allerdings objektiv den Beleidigungstatbestand, Paragraf 

185 StGB. Eine Beleidigung ist nach der Rechtsprechung der Angriff auf die Ehre 

einer Person unter anderem durch Kundgabe von Missachtung.57 Diese kann den 

ethischen oder sozialen Wert einer anderen Person betreffen.58 

Die Billigung der Verwendung rassistischer Sprache sendet, wie Solanke be-

schreibt, eine gemischte Botschaft an Schwarze Menschen in Deutschland: 

Einerseits sei das Strafrecht die legitime Durchsetzung kollektiver Autorität, 

andererseits liefere die Nichtberücksichtigung der Belange und Lebensrealitäten 

Schwarzer Menschen subtile Aussagen von Minderwertigkeit und Unterordnung.59 

Ein solches Ergebnis ist juristisch falsch und insgesamt mit dem Versprechen 

des Grundgesetzes und der Idee eines Rechtsstaates unvereinbar. Es spiegelt 

die gesellschaftlichen Realitäten eines pluralistischen Deutschlands nicht wider 

und ignoriert historische Fakten. 
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3.1.2 �Das Landgericht Görlitz und das N-Wort 

Das N-Wort ist ein menschenverachtender Begriff.60 Einige deutsche Gerichte 

qualifizieren das N-Wort richtigerweise als ehrverletzend61 oder sehen dessen Ver-

wendung als Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts62 an. Andere, wie 

das Landgericht Görlitz in einem Urteil63 aus dem Jahre 2021, sehen das N-Wort 

nur in Kombination mit anderen Begriffen als Beleidigung an. Die Argumentation 

des Gerichts soll im Folgenden analysiert werden.

a) �Das Ignorieren historischer Fakten 

Das Landgerichts Görlitz hat die Verwendung des N-Worts gegenüber einer Person 

„dunkler Hautfarbe“ nicht „per se“ als beleidigend anerkannt. Eine „Ehrverletzung“, 

wie sie das Gesetz verlangt, sei nicht gegeben. 

Das N-Wort ist ein menschenverachtender und herabsetzender Ausdruck, der in 

kolonialen und rassistischen Kontexten entstanden ist.64 Im Verlauf der Geschichte 

wurde dieser Begriff in besonders erniedrigender Weise verwendet, insbesondere 

während der Zeit der systematischen Versklavung Schwarzer Menschen, der Kolo-

nialisierung65 und der NS-Diktatur, zu einer Zeit also, als längst nicht alle Menschen 

als gleichwertige Rechtssubjekte galten. Während Fischer schreibt, dass nicht 

einzelne Worte, sondern nur Sinnzusammenhänge eine Beleidigung begründen 

können, ist es aufgrund der obigen Erklärung der Bedeutung des N-Wortes nicht 

vorstellbar, dass die Verwendung des N-Wortes einen „Sinnzusammenhang” auf-

weisen kann, der gerade nicht beleidigend ist. 

Die innere Intention des Verwenders neutralisiert den Begriff nicht, sondern 

hat Auswirkungen auf die Erfüllung des subjektiven Tatbestands des Paragraf 

185 StGB. Dessen Vorliegen muss in einem zweiten Schritt gerichtlich fest-

gestellt werden und hat nichts mit der Frage nach Erfüllung des objektiven 
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Tatbestandes zu tun. Benutzt jemand den Be-

griff, um eine Schwarze Person anzusprechen, 

dann werden die von der Rechtsprechung ent-

wickelten Voraussetzungen des objektiven Be-

leidigungstatbestandes erfüllt: Die Verwendung 

des N-Worts ist geeignet zur Kundgabe der 

Missachtung. Die Verneinung der ehrrührigen 

Qualität des N-Worts an sich ignoriert den men-

schenverachtenden Charakter dieses Begriffes, 

historische Fakten und macht das Opfer in seiner 

Existenz als Schwarze Person unsichtbar. 

Zum Vergleich: Folgende Äußerungen hat die 

Rechtsprechung in der Vergangenheit als Beleidi-

gung qualifiziert: Die Bezeichnung eines verkehrswidrig fahrenden Autofahrers 

als „Schwein“66, die Bezeichnung eines Hauseigentümers als „Wohnungshai“67, 

die Bezeichnung eines hohen Verwaltungsbeamten als „allergrößte Pfeife“68 und 

die Bezeichnung eines Polizeibeamten als „Clown“69. Vor dem Hintergrund der 

Bedeutung des N-Wortes scheint das Urteil des Landgerichts Görlitz äußerst 

fragwürdig. 

b) �Ein (fast) intersektionaler Ansatz 

Anders sei es bei einer kumulativen Verwendung mit bereits alleinstehend 

verletzenden Begriffen wie „Schlampe“. Das Gericht war der Ansicht, dass 

ein Verstoß gegen „informelle Sprachregeln der „Political Correctness“ zwar 

im Einzelfall unhöflich sein könne, ein solcher Verstoß allerdings noch keine 

Beleidung sei, selbst, wenn das N-Wort mit einer „rassistischen Konnotation“ 

verwendet würde.70 Das Gericht war nur in der Lage, die ehrrührige Dimension 

Folgende Äußerungen hat 

die Rechtsprechung in der 

Vergangenheit als Beleidigung 

qualifiziert: Die Bezeichnung 

eines verkehrswidrig 

fahrenden Autofahrers als 

„Schwein“, die Bezeichnung 

eines Hauseigentümers als 

„Wohnungshai“, die Bezeichnung 

eines hohen Verwaltungsbeamten 

als „allergrößte Pfeife“ 

und die Bezeichnung eines 

Polizeibeamten als „Clown“.
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des N-Wortes in Kombination mit einem sexistischen und frauenfeindlichen 

Begriff zu sehen,71 die rassistische Komponente und Bedeutung für die Aus-

legung des Beleidigungstatbestandes blendete es allerdings aus. 

Eine intersektionale Herangehensweise – die Polizeibeamtin in ihrer Existenz als 

Schwarz wahrgenommene Person und Frau zu sehen – fehlt. Intersektionalität be-

zieht sich auf die Idee, dass verschiedene Formen der Unterdrückung miteinander 

verknüpft sein können und sich gegenseitig beeinflussen.72 Die Wechselwirkung 

verschiedener Diskriminierungsfaktoren zu erkennen, setzt allerdings voraus, dass 

diese in erster Linie identifiziert werden können. Das Landgericht Görlitz blendet 

allerdings „Rasse“ als „Analysekategorie“ aus und ignoriert damit die historisch 

gewachsene und heute noch bestehende Unrechtsdimension der Verwendung 

des N-Wortes.73 

c) �Realitätsverzerrung durch lückenhafte Geschichtserzählung 

Indem das Landgericht Görlitz den ehrrührigen Charakter des N-Worts verneint, 

hält es an ‚der guten alten Zeit‘ fest. Das Gericht ging davon aus, dass es sich 

bei der Forderung, das N-Wort nicht zu benutzen, um informelle Sprachrege-

lungen „der Political Correctness“ 74 handelt. Es führt an, dass das N-Wort 

auch in der Literatur völlig unbefangen und nicht abwertend verwendet würde, 

und nennt Autor*innen wie Michael Ende, Astrid Lindgren und Mark Twain, die 

„des Rassismus völlig unverdächtig“ seien. Offen lässt das Gericht, wieso die 

Verwendung des N-Worts durch die genannten Autor*innen den Rückschluss 

zulässt, dass die Verwendung des N-Worts in der konkreten Situation und nach 

heutigem Sprachgebrauch gerade keine Kundgabe der Missachtung und/oder 

Nichtachtung ist. Offen bleibt auch, warum und inwieweit die Wortwahl und die 

Ideologien der genannten Autor*innen die finale Antwort auf diese rechtliche 

Frage liefern sollen.
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Die Verwendung des Begriffs aus Gewohnheit oder Tradition in Liedern, Kin-

derbüchern oder im Alltag, um Schwarze Menschen anzusprechen oder zu 

beschreiben, hat den dem Begriff innewohnenden Hass und die Entwürdigung 

nicht entfernt. Im Gegenteil: Dass die Verwendung des Begriffs heute immer 

noch toleriert wird, offenbart die mangelnde Aufarbeitung seiner Entstehungs- 

und Verwendungsgeschichte. 

Das Gericht zitiert in seinem Urteil aus dem Strafrechtskommentar des ehemali-

gen BGH-Richters Thomas Fischer. Der Fischer-Kommentar ist das Standardwerk 

 zum Strafgesetzbuch und wird von Richter*innen in Deutschland zur Auslegung 

der Strafnormen verwendet. Dabei wiederholt das Landgericht Görlitz den dog-

matisch gravierenden Fehler, die gebotene Subsumtion aufgrund eines vermeint-

lichen juristischen Tabus zu umgehen: Political Correctness. 

3.1.3 �Political Correctness und der Fischer-Strafrechtskommentar 

Ob die Verwendung des N-Worts, um eine Schwarze Person zu bezeichnen, objektiv 

den Straftatbestand der Beleidigung erfüllt, hat eigentlich nichts mit der Frage 

zu tun, ob die Diskussion um die Verwendung des Begriffs in eine vermeintliche 

„Political Correctness“-Debatte verstrickt ist. Im Fischer Strafrechtskommentar 

findet sich allerdings ein ganzer Absatz mit der Überschrift „Political Correctness.“

In diesem Absatz finden sich folgende Zeilen: „Der Begriff der Political Cor-

rectness ist ein ironisch gebrochener Begriff. Er bezeichnet das Bemühen, 

die öffentliche Kommunikation im Rahmen von Begriffen und Floskeln zu 

halten, die möglichst wenigen Personen und gesellschaftlichen Gruppen An-

lass zum Protest und zur Annahme geben, der Sprecher verfolge persönlich 

gefärbte Ziele oder Ansichten, die allgemein als verbindlich oder dominierend 

angesehen werden.“ Zum N-Wort schreibt er: „Verstöße gegen die P. C. sind 

nicht ohne Weiteres Beleidigungen im Sinne von Paragraf 185. Der Begriff 
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‚N-Wort‘75 etwa, der heute als herabwürdigend angesehen wird, umfasst eine 

Bedeutungsvielfalt und ist selbst dann nicht stets eine Beleidigung, wenn er 

objektiv rassistische Konnotationen aufweist.“ 

a) �Vermeintlich objektive Rechtsauslegung und das Negieren von 

Rassismuserfahrungen Schwarzer Menschen 

Die Argumentation für den Ausschluss des N-Worts ist also: Das N-Wort sei 

nicht per se eine Beleidigung, weil man von deutschen Bürger*innen nicht er-

warten dürfe, sich mit der Etymologie des Begriffes und der soziopolitischen 

Geschichte Schwarzer Menschen in Deutschland auseinanderzusetzen. Das 

ist kein juristisches Argument. Es liefert keine Antwort auf die Frage, ob das 

N-Wort „ehrrührig“ ist, also die Voraussetzungen des Paragrafen 185 StGB 

erfüllt, sondern erstickt gerade diesen methodischen Prozess im Keim, indem 

er diese Frage einer „Political Correctness“-Debatte zuordnet. 

Es werden zwei sich überschneidende, aber voneinander zu trennende Fragen 

in dem Diskurs über die Verwendung des N-Wortes vermischt: (1) Welche 

soziale Verantwortung tragen Menschen in Deutschland, sich mit Begriffen 

auseinanderzusetzen, die verletzend gegenüber Mitmenschen sind, und (2) ist 

die Äußerung des N-Wortes objektiv eine Kundgabe von Missachtung? Allein 

die Tatsache, dass die Verwendung des N-Worts gesellschaftlich diskutiert 

wird und diese Diskussion durch einige als „Political Correctness“-Debatte 

tituliert wird, kann allerdings nicht eine methodisch saubere Analyse der Frage, 

ob der Begriff an sich missachtend ist, ersetzen. Eine solche Argumentation 

antizipiert Fragen des subjektiven Tatbestandes, also des Vorsatzes. 

Die Beantwortung der Frage nach der Intention des Verwenders/der Verwen-

derin ist einzelfallabhängig und kann nicht pauschal beantwortet werden. 
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Eine Strafbarkeit wegen Beleidigung scheidet aus, wenn dem Verwender/

der Verwenderin des N-Worts gerade kein Vorsatz nachgewiesen werden 

kann. Die Intention des Verwenders/der Verwenderin in die Bewertung des 

objektiven Tatbestandes einfließen zu lassen, ist daher methodisch falsch 

und inkonsequent und führt zu einer Diskursverschiebung. 

b) �Andere Maßstäbe für Schwarze Menschen?

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass in der Debatte davon ausge-

gangen wird, dass die soziale Realität von Menschen, die das N-Wort benutzen 

wollen, der „objektive Maßstab“ sei und gerade nicht die Wahrnehmung der 

Menschen, die angegriffen werden.76 Ausgangspunkt ist also der Komfort 

und die Lebensrealität derer, die den Begriff benutzen und weiterhin benutzen 

wollen. Die Ehre, die Menschlichkeit und die Würde Schwarzer Menschen 

muss dahinter zurücktreten. Die historische Realität von Rassismus wird 

ausgeblendet. Rechtsanwendung muss allerdings anerkennen, dass auch 

Schwarze Menschen Teil der deutschen Gesellschaft und mittlerweile als 

gleichwertige Rechtssubjekte anerkannt sind. Eine solche Herangehensweise 

gewährt damit in einigen Bereichen des Lebens – entgegen der grundgesetz-

lichen Systematik – quasi schrankenlose „Meinungsfreiheit“. 

So schreiben Nowrousijan und Majer, dass die „Anhänger“ der Political 

Correctness oft Begriffsverständnisse pflegen, die nur in „ihren Milieus“  

anerkannt seien. Dieser „subkulturelle“ Charakter könne daher nicht als objektiver  

Auslegungsmaßstab gelten. Auch hier ist zu beobachten, dass die Autoren 

die Frage nach der Ehrrührigkeit des N-Worts ausklammern mit dem Argu-

ment, es handele sich um Anliegen, die einer zu ignorierenden Parallel-

gesellschaft zuzuschreiben sind. Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit 

rechtlichen Fragestellungen fehlt. Zudem wird nicht klar, wieso sie dann 
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die Begriffsverständnisse derer, die das N-Wort widerspruchsfrei benutzen 

wollen, als „objektiven Auslegungsmaßstab“ heranziehen. Nowrousijan und 

Majer verschieben stattdessen den Diskurs in 

die „Gefühlswelt“ Betroffener und werten diese 

„emotionale“ Dimension der Debatte ab. Aber es 

geht in der Gesamtdebatte natürlich um beides. 

Es geht um die Verletzung der Personen, die mit 

dem N-Wort bezeichnet werden, und um eine 

methodisch saubere Anwendung des Gesetzes. 

Beides kann nebeneinander existieren: Das N-

Wort kann Bestandteil einer gesellschaftlichen 

Debatte über Sprachgewohnheiten sein und gleichzeitig den Beleidigungs-

tatbestand erfüllen. Die Empörung und Genervtheit über das Erstere kann 

allerdings nicht die Regeln der Juristerei deaktivieren. 

c) �Political Correctness – eine Worthülse? 

Bei Kritik zur Verwendung bestimmter Begriffe wie des N-Worts kommt schnell 

der Vorwurf der „Zensur“ und der Vorwurf einer Verletzung der Meinungsfrei-

heit auf.77 First things first: Die Meinungsfreiheit ist ein Grundrecht, aber sie 

ist nicht schrankenlos gewährleistet, auch sie kennt ihre Grenzen.78 Also, was 

steckt eigentlich hinter diesem Begriff der „Political Correctness“? Es gibt 

viele Definitions- und Erklärungsansätze dieses Konzepts.79 Auch wenn man 

unterstellt, das „Political Correctness“-Konzept hätte im Kern zum Ziel, die 

„Gefühle“ anderer Menschen zu schützen, so stellt sich die Frage: „Ja, und?“ 

Dieses Konzept oder die Idee, anderen Menschen kein Leid, physisch oder 

psychisch anzutun, ist kein fremdes in Deutschland. Warum ist die Forderung 

nach einem respektvollen Umgang miteinander etwas so Außerirdisches, 

dass dafür eine neue Bezeichnung verwendet wird, wenn Schwarze Men-

Warum ist die Forderung nach 

einem respektvollen Umgang mit-

einander etwas so Außerir- 

disches, dass dafür eine neue 

Bezeichnung verwendet wird, 

wenn Schwarze Menschen das  

fordern? 
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schen das fordern? Das Grundgesetz und das Strafgesetzbuch beschreiben 

die Konzepte „Ehre“ und „Würde“, ohne das darauf bezogene menschliche 

Subjekt einzuschränken. 

Schaut man sich den Diskurs an, so muss man feststellen, dass es bei rassifi-

zierten Menschen ein anderes System der Fürsorge und Sensibilität gibt. Wenn 

Schwarze Menschen fordern, nicht mit dem N-Wort bezeichnet zu werden, dann 

wird das nicht als gewöhnliche und menschliche Bitte um einen respektvollen 

Umgang, sondern als eine aggressive Aufforderung, „politisch korrekt“ zu sein, 

aufgenommen. Bei näherem Hinsehen wird klar: Die Aussage, man wäre Opfer 

von „politischer Korrektheit“ geworden, ist in Wirklichkeit der tiefe Glaube an die 

Existenz eines Anspruchs, dass einige Freiheiten, auch wenn sie rechtlich nicht 

grenzenlos gewährt werden, für sie in diesem Augenblick absolut sein sollten. 

Der Ärger und die Frustration darüber, dass es kein solches grenzenloses Recht 

oder vielmehr ein Recht darauf gibt, nicht mit anderen Ansichten konfrontiert 

zu werden, ist eine persönliche Angelegenheit, die nicht als alleiniger Aspekt in 

die Bewertung strafrechtlicher Fragestellungen einfließen darf. Absätze über 

die Dimensionen der „Political Correctness“ in Strafrechtskommentaren sind 

daher überflüssig und haben in einem Standardwerk zur Auslegung deutscher 

Strafgesetze nichts zu suchen. 

„Verstöße gegen die ‚P. C.‘ sind nicht ohne Weiteres Beleidigungen i. S. v. 

Paragraf 185“ – steht im Fischer-Strafrechtskommentar. Das stimmt. Die 

Frage ist aber nicht: Ist die Diskussion um die Verwendung des N-Wortes in 

eine sogenannte „Political Correctness“-Debatte verstrickt, sondern ob die 

Verwendung des N-Worts zur Bezeichnung eines Schwarzen Menschen den 

objektiven Beleidigungstatbestand des deutschen Strafgesetzbuches erfüllt. 

Das Beobachten dieser Debatten kann sicherlich ein Licht auf die Geschichte, 
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die sprachliche Entwicklung und die Bedeutung des N-Worts werfen, die dem 

Gericht bei seiner Beurteilung helfen kann. Die bloße Existenz einer Debatte 

um Sprachgewohnheiten als solche kann und sollte aber den Weg zu einem 

objektiven Prüfprozess, in dem das Strafgesetz anhand des juristischen Hand-

werks angewendet wird, nicht abschneiden.

4. Fazit 
Zum Abschluss könnten wir schreiben, dass es in einer sich wandelnden, plura-

listischer werdenden Welt sensibler Debatten darüber bedarf, wie das Recht den 

mit der Identität der unterschiedlichen Gruppen verbundenen unterschiedlichen 

Schutzbedarfen gerecht werden kann. Diese Formulierung würde aber außer 

Acht lassen, dass „unsere“ Welt nicht erst seit wenigen Jahrzenten pluralistisch 

wird, sondern es – vermutlich schon immer – war und ist. Menschlichem Zu-

sammenleben ist es inhärent, dass Menschen mit unterschiedlichen Erfahrungen, 

gesellschaftlichem Ansehen und ja, Positionierungen aufeinandertreffen. Man 

mag die Forderung nach einer Berücksichtigung derselben Identitätspolitik nen-

nen. Damit ist die Debatte aber nicht beendet.80 Denn eine wichtige Frage muss 

an dieser Stelle lauten: Haben wir aus der Geschichte dazugelernt und wenn ja, 

was? Anders als zu Kolonialzeiten, als Herrschaftsansprüche der einen über die 

andere „Rasse“ schamlos artikuliert wurden, erheben wir, erhebt der rechtswis-

senschaftliche Diskurs heute Anspruch darauf, die Gleichheit der Menschen vor 

dem Gesetz zu achten. In vielerlei Hinsicht gelingt das ohne Zweifel besser als 

„damals“, sodass sich ein direkter Vergleich nicht ohne Weiteres anbietet. Den-

noch verlangen gerade Zeiten großer gesellschaftlicher Konflikte und scheinbar 

unüberbrückbarer Spaltungen nach einer differenzierten Rechtswissenschaft, die 

sich immer wieder das Fundament, auf dem sie steht, bewusst macht: Nichts 

weniger als Menschenwürde und Demokratie.
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Radikale Solidarität als 
Widerstand:  

Koloniale Kontinuitäten 
im Familien- und 

Staatsangehörigkeitsrecht

And this is peculiar, it is peculiar to African-German, Black German children. 

This ill treatment, this child rights violation is peculiar to Black German 

children whose parents are African migrants, Black. Coloured. And I can 

assure you, the whole origin of this whole saga is colour, because we 

are Black. That is it.1 

So ordnete eine Mutter die Praxis des Bremer Standesamtes ein, gegen die sie 

in den Jahren 2020 und 2021 mit anderen Betroffenen protestierte.2 Sie kamen 

mit ihren Kindern vor die Behörde und forderten die Ausstellung vollständiger 

Geburtsurkunden für ihre Kinder. Diese enthielt ihnen das Standesamt mit der 

Begründung vor, der Mann, der die Vaterschaft anerkannt hat, sei nicht der 

rechtliche Vater – ob er nun der leibliche Vater sei oder nicht. So könne er auch 

nicht in die Geburtsurkunde eingetragen werden. Den Müttern wurde unterstellt, 

sie seien mit einem anderen Mann verheiratet als dem, der die Vaterschaft des 

Kindes anerkannt hat. Das würde nach deutschem Abstammungsrecht den 

Ehemann zum Vater machen und nicht den Mann, der die Vaterschaft anerkannt 

hat. Konkrete Anhaltspunkte für das tatsächliche Bestehen einer Ehe mit einem 

anderen Mann gab es in den meisten Fällen nicht. 

Fatou Sillah
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Grund für diese befremdlich anmuten-

de Konstruktion: In den betreffenden 

Fällen kamen die Mütter meist aus 

Nigeria oder Ghana und hatten kei-

nen Aufenthaltstitel. Die Männer, die 

die Vaterschaft anerkannt hatten, sind 

hingegen deutsche Staatsangehöri-

ge. Somit bekämen auch deren Kin-

der die deutsche Staatsangehörigkeit 

und die Mutter ein davon abgeleitetes 

Aufenthaltsrecht. Folglich hängen die 

Staatsangehörigkeit des Kindes und 

die Aufenthaltserlaubnis der Mutter 

maßgeblich von der rechtlichen Ver-

bindung zwischen Vater und Kind ab. 

So erklärt sich der Unwille der Behörde, diese Verbindung durch das Ausstellen 

einer Geburtsurkunde zu bestätigen: Indem sie die Geburtsurkunde nicht aus-

stellt, verhindert sie, dass das Kind einen deutschen Pass erhält.

Mit diesem Angriff auf ihr Familienleben sehen sich die Betroffenen in einer 

langen Tradition. Auch in Deutschland, aber bei Weitem nicht nur, wurden 

und werden Schwarze Familien immer wieder Ziele von Angriffen staatlicher 

Seite. Dabei ist vor allem die Frage der Staatsangehörigkeit von zentraler Be-

deutung. So wurde bereits in der damaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika 

Ehen zwischen weißen Siedlern und Schwarzen Frauen von der Kolonialver-

waltung entgegengewirkt. Teilweise wurden sie verboten, um zu verhindern, 

dass Frau und Kinder deutsche Staatsangehörige wurden.3 Es ist dieser 

Kontext, in dem das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz entstand, auf 
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dem das heute geltende Staatsangehörigkeitsgesetz maßgeblich beruht.4 

Mit dem Rassenwahn Nazi-Deutschlands rückte die Fortpflanzungsfähigkeit 

Schwarzer Menschen weiter in den Fokus. So wurden nicht nur Schwarze 

Familien auseinandergerissen,5 sondern es kam auch zu vielfachen Zwangs-

sterilisationen Schwarzer Menschen, die so ihrer Fähigkeit beraubt wurden, 

eigene Kinder zu bekommen.6 

Doch auch heute sind Schwarze Familien Ziel von Angriffen staatlicher Seite, wie 

etwa im oben geschilderten Fall. Am Kampf von Gerson Liebl wird erkennbar, wie 

die unmittelbaren Auswirkungen kolonialen (Un-)Rechts bis in die heutige Zeit 

hineinragen. Wie Naita Hishoono (siehe Beitrag von Naita Hishoono in diesem 

Band) kämpft er gegen rassistisches Recht dafür, als deutscher Staatsange-

höriger anerkannt zu werden.7 Denn obwohl er Enkel eines deutschen Mannes 

ist, der nach indigenem Recht mit seiner togolesischen Frau verheiratet war, 

wird ihm die deutsche Staatsangehörigkeit vorenthalten. Daran wird deutlich, 

dass sich noch immer nach kolonialen und rassistischen Vorstellungen richtet, 

wer als deutsch akzeptiert wird und wer nicht. Diese Vorstellungen werden von 

Familien, die solche Grenzen überschreiten, immer wieder erschüttert. Daher 

werden sie zum zentralen Schauplatz der Auseinandersetzungen, die um diese 

Unterdrückung entstehen. Denn was sich ebenso wie die Unterdrückung und 

der Ausschluss von der Kolonialzeit bis heute durchzieht, ist der Widerstand, 

den Schwarze Familien schon immer gegen diese Angriffe geleistet haben und 

bis heute leisten.

Dabei ist der Kern dieser Tradition von Unterdrückung das Etablieren und 

Aufrechterhalten eines Systems, das Schwarze Menschen unterdrückt, um 

Privilegien insbesondere für weiße Menschen zu sichern. Ein Weg, Privilegien 

Weißen vorzubehalten ist es, sie an die Staatsangehörigkeit zu knüpfen. Dazu 
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muss deutsch so weiß wie möglich konstruiert werden. Das zentrale Mittel 

dazu ist das Staatsangehörigkeitsrecht, das die Kriterien festlegt, nach denen 

bestimmt wird, wer im rechtlichen Sinne deutsch ist und wer nicht und somit 

institutionalisierte Inklusions- und Exklusionsmechanismen schafft. Dabei 

werden grundsätzlich zwei verschiedene An-

sätze unterschieden: das Territorial- und das 

Abstammungsprinzip. Nach dem Territorialprinzip 

erhält jede Person die Staatsangehörigkeit des 

Staates, auf dessen Gebiet sie geboren wird. 

Nach dem Abstammungsprinzip hingegen erbt 

ein Kind die Staatsangehörigkeit seiner Eltern. 

Bei Letzterem kommt der Familie eine essen-

zielle Rolle zu: Während die weiße Familie als 

schützenswerte „Keimzelle der menschlichen 

Gemeinschaft“8 verstanden wird, gilt das nicht 

für Schwarze Familien. Im Gegenteil, sie werden 

als Bedrohung für das System betrachtet, das 

die Unterdrückung Schwarzer Menschen zur 

Voraussetzung hat. Denn die radikale Solidarität 

in Schwarzen Familien hat das Potenzial, diese 

Hierarchie zu erschüttern, wie im Folgenden gezeigt wird. Sie stellen nicht 

nur immer wieder die Trennung zwischen Schwarz und deutsch infrage. Wenn 

Schwarze Menschen sich gegenseitig in ihrer Individualität und in ihrer Rolle 

für die Gemeinschaft anerkennen, dann wirkt das der Gewalt entgegen, die sie 

auf eine ausbeutbare Ressource zu reduzieren sucht. So schafft die radikale 

Solidarität in Schwarzen Familien die Bedingungen für den Widerstand gegen 

anti-Schwarze Gewalt.

Während die weiße Familie als 

schützenswerte „Keimzelle der 

menschlichen Gemeinschaft“ ver-

standen wird, gilt das nicht 

für Schwarze Familien. Im Ge-

genteil, sie werden als Bedro-

hung für das System betrachtet, 

das die Unterdrückung Schwarzer 

Menschen zur Voraussetzung hat. 

Denn die radikale Solidarität 

in Schwarzen Familien hat das 

Potenzial, diese Hierarchie zu 

erschüttern, wie im Folgenden 

gezeigt wird.



70  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

Im Folgenden werde ich zunächst einen Blick auf die Konstruktion von deutsch 

als weiß zur Zeit Deutschlands als aktive Kolonialmacht und die Auswirkungen 

für Schwarze Familien werfen. Dazu fasse ich die zeitgenössische Gesetzgebung 

und Verwaltungspraxis ins Auge. Darauf folgt ein Blick auf die Postkolonialzeit: 

die Kontinuitäten von der Weimarer Republik über den Nationalsozialismus bis 

heute. Aus diesen Beobachtungen identifiziere ich einige Zusammenhänge, die 

Muster der kolonialen Kontinuität bilden und schlüssle auf, wie sie sich über die 

Zeit herauskristallisiert haben. Zum Abschluss hebe ich den Widerstand hervor, 

den Schwarze Menschen und Familien schon immer auf verschiedensten Wegen 

geleistet haben und noch heute leisten. 

Es ist mir wichtig, ein paar Dinge vorab klarzustellen:

Eine Schwierigkeit, im Kontext des Rechts von Familie zu schreiben, besteht 

darin, dass das bürgerliche Recht eine ebenso bürgerliche Vorstellung von Fa-

milie propagiert. So definiert das Bürgerliche Gesetzbuch etwa „Mutter“ als die 

Frau, die das Kind geboren hat und „Vater“ in erster Linie als den Mann, mit dem 

die Mutter zum Zeitpunkt der Geburt verheiratet ist. Daraus ergibt sich, dass es 

grundsätzlich nur zwei Elternteile geben kann, von denen einer männlich und 

der andere weiblich sein soll. Abweichungen davon sind zwar teilweise möglich, 

aber mit erheblichem bürokratischem Aufwand verbunden.9 In diesem Text wird 

Familie häufig im Rechtssinne behandelt. Das reproduziert zwangsläufig das cis-

heteronormative und biologistische Familienbild des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

Gleichzeitig liegt eine der Stärken von gelebten Familien darin, dass sie durch 

die Vielfalt der sie umfassenden Beziehungen diese Normen notwendigerweise 

unterlaufen. Es ist mir daher ein Anliegen klarzustellen, dass – auch wenn an 

Stellen ein bürgerliches Familienideal reproduziert wird – die Idee der Familie im 

bürgerlichen Recht nicht die Realitäten gelebter Familien widerspiegelt, gerade 
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außerhalb europäischer Kontexte. Kurz: Geschlecht ist konstruiert und Familien 

entstehen nicht zwangsläufig aus Blutsverwandtschaft. So ist nicht jede Frau, 

die ein Kind gebiert, Mutter und nicht jede Mutter ist eine Frau. 

Im Folgenden schreibe ich immer wieder von anti-Schwarzer Gewalt. Mit dem 

Begriff beziehe ich mich auf Frank Wilderson’s Begriff von antiblackness. Da-

nach bedeutet anti-Schwarze Gewalt die Unterdrückung Schwarzer Menschen 

über Jahrhunderte und Kontinente hinweg. Sie beschreibt den Umstand, dass 

die heutige Weltordnung auf den Rücken Schwarzer Menschen errichtet wurde 

und dass das Fortbestehen dieser Unterdrückung die Bedingung für das Auf-

rechterhalten eben dieser Ordnung ist. Dabei handelt es sich nicht um eine 

spezifische Form von Rassismus, sondern um eine darüber hinausgehende 

Form von Gewalt. Schwarz ist dabei keine kulturelle oder ethnische Gruppe, 

sondern eine paradigmatische Position innerhalb ineinander verschränkter 

Machtverhältnisse.10 Wenn ich von Schwarzen Familien schreibe, thematisiere 

ich dadurch die Unterdrückung, die diese Familien erfahren. Damit meine ich 

alle Familien mit Mitgliedern, die anti-Schwarze Gewalt erfahren. Dazu müssen 

nicht alle Familienmitglieder Schwarz sein.  

Weiterhin möchte ich noch feststellen, dass Staatsangehörigkeit zwar ein 

gewisses Maß an Sicherheit bedeutet, wie etwa Zugang zu sozialer Sicherung 

und das Recht, weitgehend über den eigenen Aufenthaltsort zu bestimmen. 

Dennoch soll der Fokus auf Staatsangehörigkeit nicht suggerieren, dass 

anti-Schwarze Gewalt dadurch aufgehoben wird, dass Schwarze Menschen 

deutsche Staatsangehörige werden. Dazu gibt es zu viele Beispiele von 

Staatsangehörigen, die von dem Staat, dem sie angehören, aufs Äußerste 

systematisch misshandelt werden. Ausschluss von der Staatsangehörigkeit 

ist eine Form anti-Schwarzer Gewalt, aber bei Weitem nicht die einzige.
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Als Autorin* verhandle ich hier auch meine eigene Position innerhalb anti-

Schwarzer Strukturen. Ich bin Schwarz und habe von Geburt an die deutsche 

Staatsangehörigkeit. Zum Zeitpunkt meiner Geburt hatte meine weiße Mutter 

die deutsche und mein Schwarzer Vater die gambische Staatsangehörigkeit. Es 

ist diese spezifische Perspektive, aus der ich den Beitrag verfasse.

1. Staatsangehörigkeit in der deutschen Siedlerkolonie
Die Fragen von Ein- und Ausschluss in die deutsche Staatsangehörigkeit stellten 

sich zur Zeit Deutschlands als aktive Kolonialmacht nicht zum ersten Mal. So 

waren antisemitische, antiziganistische und antislawische Beweggründe bereits 

in der Zeit davor ein prägendes Kriterium für den Ausschluss vom Deutschsein.11 

Als das Deutsche Reich offiziell zur Kolonialmacht wurde, standen Gesetzgebung 

und Verwaltung diesen Fragen in veränderter Größenordnung gegenüber. Musste 

nun doch das Verhältnis zwischen dem Staat und einer großen Anzahl Schwarzer 

Menschen, die dauerhaft auf deutschem Staatsgebiet lebten, definiert werden. 

Da Deutsch-Südwestafrika die einzige deutsche Siedlerkolonie war,12 drängten 

sich die Fragen des (Nicht-)Zusammenlebens der Bevölkerung dort besonders 

auf. Das Etablieren einer kolonialen Ordnung erforderte es, die verhältnismäßig 

große Anzahl an weißen Deutschen möglichst von der Schwarzen Bevölkerung zu 

trennen. Zweck dieser Trennung war die Unterdrückbarkeit Schwarzer Menschen 

in der deutschen Kolonie.13 

Ein Mittel dazu war das duale Rechtssystem, nach dem Reichsangehörige dem 

deutschem Recht und Schwarze Menschen dem sogenannten Eingeborenen-

recht unterlagen.14 Nach Paragraf 2 des Schutzgebietsgesetzes galten für die 

Reichsangehörigen das bürgerliche Recht, Strafrecht und das Recht des gericht-

lichen Verfahrens wie im Deutschen Reich. Im Gegensatz dazu waren Schwarze 

Menschen vom Zugang zu Bildung, Erwerb von Eigentum und Rentenansprüchen 
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weitestgehend ausgeschlossen und Menschen, die als „Eingeborene“ katego-

risiert waren, galten erst gar nicht als rechtsfähig. Darüber hinaus konnten sie 

der Prügelstrafe ausgesetzt werden.15 Fortschrittliche Ideen, die zu dieser Zeit 

im Kaiserreich Aufwind bekamen, wie etwa die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 

die Gewaltenteilung, die richterliche Unabhängigkeit, die Begrenzung und demo-

kratische Organisation öffentlicher Gewalt oder der Schutz subjektiver Rechte, 

galten für sie nicht. Sie waren nur zu berücksichtigen, wenn die Rechte von 

Reichsangehörigen betroffen waren.16 Auch wenn fraglich ist, ob solche rechts-

staatlichen Mechanismen die Situation der Schwarzen Bevölkerung verbessert 

hätten, setzte das Fehlen dieser Standards sie doch in noch größerem Maß der 

Willkür einzelner Beamter aus.

Um die duale Rechtsordnung durchsetzen zu können, brauchte es eine klare 

Trennung zwischen jenen, die privilegiert und jenen, die unterdrückt werden 

sollten. Da die Trennung entlang der rechtlichen Kategorien deutsche*r Reichs-

angehörige*r und „Eingeborene*r“ verlief, bestand ein Interesse daran, diese 

Kategorien möglichst synonym mit weiß und Schwarz zu definieren. Eine weiße 

Person, die der Eingeborenenverordnung unterlag, wäre dem Zweck des dualen 

Rechtssystems zuwidergelaufen. Genauso widersprach es der kolonialen Logik, 

Schwarzen Personen die Reichsangehörigkeit zuzuerkennen, da sie in diesem Fall 

im juristischen Sinne als weiß gälten.17 Diese Ordnung wurde von Ehen zwischen 

Schwarzen Frauen und weißen deutschen Männern fundamental infrage gestellt. 

Zunächst führte der Umstand, dass eine Frau, die einen Mann mit deutscher 

Staatsangehörigkeit heiratete, nach dem damals geltenden Recht dazu, dass 

die Frau Reichsangehörige wurde.18 Darüber hinaus wurden auch die ehelichen 

Kinder des deutschen Siedlers zu Reichsangehörigen. So erwarben durch diese 

Familien gleich mehrere Schwarze Personen die Reichsangehörigkeit. Ein wei-

teres Schreckensszenario war für die Kolonialverwaltung die Vorstellung, dass 
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Schwarze Frauen ohne weiße Vorfahr*innen durch Heirat Reichsangehörige 

werden könnten und selbst bei Auflösen der Ehe wegen Scheidung oder Todes 

Reichsangehörige bleiben würden.19 

Die Kolonialherren sahen sich dem Konflikt gegenüber, dass einerseits wei-

ße Männer nicht in der Freiheit beschränkt werden sollten, ihre Partnerin 

auszuwählen und das patrilineare Staatsangehörigkeitsmodell beibehalten 

werden sollte, nach welchem Ehefrau und Kinder 

die Staatsangehörigkeit des Mannes bekamen. 

Andererseits war es ein erklärtes Ziel zu verhindern, 

dass Schwarze Menschen zu Reichsangehörigen 

wurden. Aus diesem Gegensatz resultierte eine in-

konsequente Handhabung, wie mit Ehen zwischen 

Schwarzen und weißen Menschen umgegangen 

wurde.20 Ehen zwischen Siedlern und Frauen, die 

den Rehobothern angehörten – die von Nieder-

länder*innen und Nama abstammten –, wurden 

zu Beginn der Zeit Deutschlands als aktive Kolo-

nialmacht noch begrüßt. Später sanktionierte die 

Kolonialverwaltung Ehen zwischen Schwarzen und 

weißen Menschen jedoch aufs Schärfste.21 Ein 

Verbot von Ehen zwischen Schwarzen und weißen 

Menschen wurde aber erst mit dem Krieg zwischen 

deutschen Kolonialisten gegen Ovaherero und 

Nama eingeführt.22 Aus kriegstechnischen Gründen 

wurde nun eine klare Trennung als unerlässlich gesehen. Dazu sollte das Wissen, 

dass die eigenen Kinder zwangsläufig rechtlich als „Eingeborene“ kategorisiert 

würden, deutsche Männer davon abhalten, Beziehungen zu Schwarzen Frauen 

Die Kolonialherren sahen 

sich dem Konflikt gegenüber, 

dass einerseits weiße Männer 

nicht in der Freiheit 

beschränkt werden sollten, 

ihre Partnerin auszuwählen 

und das patrilineare 

Staatsangehörigkeitsmodell 

beibehalten werden sollte,  

nach welchem Ehefrau und  

Kinder die Staatsangehörig-

keit des Mannes bekamen. 

Andererseits war es ein 

erklärtes Ziel zu verhindern, 

dass Schwarze Menschen zu 

Reichsangehörigen wurden.
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einzugehen.23 Mit Inkrafttreten des Eheverbotes stellte sich die Frage, welches 

Schicksal die Ehen erfahren sollten, die bis dahin bereits geschlossen worden 

waren und ob die Schwarzen Menschen, die bis dahin Reichsangehörige waren, 

ihre Staatsangehörigkeit behalten konnten. Viele Ehen wurden rückwirkend auf-

gelöst24 und es setzte sich weitgehend eine Ansicht durch, nach der jede Person, 

die auch nur eine*n einzige*n Schwarze*n Vorfahr*in hatte, als „Eingeborene*r“ 

galt. Da diese Kategorisierung eine gleichzeitige Reichsangehörigkeit ausschloss, 

wurde den betroffenen Personen vielfach rückwirkend die Staatsangehörigkeit 

entzogen.25 Die Frage, was eine Person zur*zum „Eingeborenen“ machte, wurde 

nie abschließend geklärt und konnte somit willkürlich von der Kolonialverwaltung 

festgelegt werden.26 Darüber gab es über das Ende der Zeit Deutschlands als 

aktive Kolonialmacht hinaus jedoch erhebliche Unklarheiten.27

So sehr diese Unklarheit Ausdruck von Unterdrückung ist, muss sie immer noch 

im Verhältnis zu jenen Schwarzen Menschen gesehen werden, für die keine 

Möglichkeit bestand, Privilegien von einem weißen Mann abzuleiten. Zwar war 

der Status des Schwarzen Kindes eines weißen deutschen Siedlers abhängig 

von der Zeit und dem Ort seiner Geburt und dem Willen des Vaters, das Kind 

anzuerkennen. Jedoch bestand für einige die Möglichkeit, im Deutschen Reich 

oder im Ausland zu leben und so die Widersprüche der Kolonialgesetzgebung zu 

nutzen.28 Für Schwarze Menschen, die keinen weißen Mann geheiratet oder zum 

Vater hatten, bestand hingegen praktisch keine Möglichkeit, dem Status der*des 

„Eingeborenen“ zu entkommen. Denn Einbürgerungen Schwarzer Menschen 

ohne weißen deutschen Elternteil wurden in den Kolonien nicht vorgenommen.29

An diesem historischen Abriss wird deutlich, dass es für die koloniale Ordnung 

essenziell war, deutsch mit weiß gleichzusetzen. Somit wurde das Familienrecht 

zum Instrument, um Schwarze Menschen von der Reichsangehörigkeit und damit 

dem Zugang zu Rechten und Privilegien auszuschließen. So konnte das duale 
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Rechtssystem zur Unterdrückung Schwarzer Menschen durchgesetzt werden. 

Deutlich wird aber auch die Bedrohung für das System durch die Familien, die 

die koloniale Ordnung infrage stellten.  

2. �Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz:  
Blut oder Boden?

Nicht nur in den Kolonien, sondern auch im Deutschen Reich selbst stellte sich 

die Frage, wer deutsch sein und wer von der Staatsangehörigkeit ausgeschlossen 

werden sollte. Um im verhältnismäßig jungen Deutschen Reich eine gemeinsame 

Identität zu schaffen, wurden integrierende und exkludierende Identitätsmarker 

geschaffen. So galt als integrierender Marker die Kategorie weiß, als exkludierender 

etwa jüdisch.30 In Bezug auf die Kolonien kam als weiteres Abgrenzungsmerkmal 

Schwarz hinzu. Das lassen unter anderem die Debatten um die Verabschiedung 

des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes erkennen. Denn zur Zeit der Ver-

abschiedung des Gesetzes im Jahr 1913 war Deutschland aktive Kolonialmacht. 

Somit hatten die Diskussionen in der Kolonie nicht nur Einfluss auf die Kolonie, 

sondern auch auf die Kolonialmacht selbst. 

In Anbetracht des Effekts, den das patrilineare Prinzip in den Kolonien hervorrief, 

wurde diskutiert, ob Ehefrau und Kinder weiterhin die Staatsangehörigkeit des 

Mannes erwerben sollten. Ferner führte die Situation in den Kolonien zu der Frage, 

ob „Rasse“ als Kriterium in das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz aufge-

nommen werden sollte.31 Zwar wurde durch das Gesetz weder das patrilineare 

Konzept aufgehoben, noch wurde Weißsein explizit zur Voraussetzung für die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Doch traf das Reich mit dem Reichs- und Staats-

angehörigkeitsgesetz eine Grundsatzentscheidung für das Abstammungsprinzip 

in Abkehr vom bis dahin geltenden Territorialprinzip.32 Nach dem Abstammungs-

prinzip, auch ius-sanguinis, erlangt ein Kind durch Geburt die Staatsangehörigkeit 
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der Eltern. Die Staatsangehörigkeit wird also praktisch vererbt. Dem gegenüber 

steht das Territorialprinzip, auch ius-soli genannt. Nach diesem Prinzip erlangt ein 

Kind unabhängig von der Staatsangehörigkeit der Eltern die Staatsangehörigkeit 

desjenigen Staates, auf dessen Gebiet es geboren wurde. Das Ius-soli-Prinzip 

galt etwa in Frankreich zu der Zeit, als in Deutschland das Reichs- und Staats-

angehörigkeitsgesetz verabschiedet wurde.33 Auch in den USA herrschte ius-soli, 

was unweigerlich mit dem Moment der offiziellen Abschaffung der Sklaverei 

verknüpft war.34 Das Territorialitätsprinzip setzt 

auf Assimilierung. Menschen, die auf dem Ge-

biet eines Staates geboren sind, sollen diesem 

Staat auch angehören, um eine Bindung zwischen 

Staat und Individuum herzustellen. Die formelle 

Staatsangehörigkeit soll so die Voraussetzung 

für nationale Zugehörigkeit schaffen. Damit geht 

dieses Prinzip grundsätzlich mit einem liberaleren 

Verständnis von Zugehörigkeit zu einem Staat 

einher. Dem gegenüber wird beim Ius-sanguinis-

Prinzip die Staatsangehörigkeit vererbt, sodass 

der Abstammung und somit der Familie in Bezug auf die Staatsangehörigkeit 

eine tragende Rolle zukommt. Deutsche*r Staatsangehörige*r ist demnach, wer 

deutsches Blut hat. Es handelt sich um den Versuch, ein ethnisch homogenes 

Volk zu schaffen. Das Abstammungsprinzip ist eng mit der Vorstellung des 

Nationalstaats als Familie und der Familie als Keimzelle der Nation verwoben. 

Die Entscheidung für ius-sanguinis im Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 

rückte somit die Familie in das Zentrum der Debatte.

Nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz gab es aber nicht nur die 

Möglichkeit, durch Geburt Reichsangehörige*r zu werden. Gemäß Paragraf 8 

Dem gegenüber wird beim  

Ius-sanguinis-Prinzip die 

Staatsangehörigkeit vererbt, 

sodass der Abstammung und somit 

der Familie in Bezug auf die 

Staatsangehörigkeit eine tra-

gende Rolle zukommt. Deutsche*r 

Staatsangehörige*r ist demnach, 

wer deutsches Blut hat.
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des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes waren auch Einbürgerungen mög-

lich. Die Möglichkeit der Einbürgerung bestand grundsätzlich auch für Schwarze 

Menschen. Für sie war die Einbürgerung jedoch durch Gesetz und Verwaltungspraxis 

mit derartigen Hürden versehen, dass es nur sehr selten dazu kam.35 Das wurde ins-

besondere zum Problem, wenn Schwarze Menschen aus den deutschen Kolonien 

ins Reich kamen, da eine abschließende Entscheidung über ihre Staatsangehörigkeit 

nie getroffen wurde.36 

3. �Johannes Kohl – Familie zwischen Kolonialismus und  
NS-Regime

Wie sich dieser Zusammenhang von Familie und Staatsangehörigkeit auf die Rea-

litäten in Deutschland lebender Schwarzer Menschen auswirkte, wird am Fall von 

Johannes Kohl deutlich. Dabei zeigen sich die Kontinuitäten des Staatsangehörig-

keits- und Familienrechts als Mittel anti-Schwarzer Gewalt vom Kolonialismus über 

die Weimarer Republik und den Nationalsozialismus. Die Geschichte Johannes 

Kohls ergibt sich aus den Dokumenten, die von einer jahrelangen juristischen Aus-

einandersetzung zunächst mit den Behörden der Weimarer Republik, später mit 

dem NS-Regime zeugen. 

Johannes Kohl war Anfang des 20. Jahrhunderts aus Togo nach Deutschland gekom-

men. Togo war zu dem Zeitpunkt noch eine deutsche Kolonie. In Deutschland bekam 

er ein Kind mit einer weißen Frau namens Luise Hoffmann. Von dem gemeinsamen 

Kind erfuhr er jedoch erst ein Jahr nach dessen Geburt, als Hoffmann das Kind bereits 

in Pflege gegeben hatte. Kohl zog nach Bremen, um sich um seinen Sohn Fritz zu 

kümmern. Da er nicht mit Hoffmann verheiratet war, galt er rechtlich nicht als Fritz‘ 

Vater. Auch das Sorgerecht hätte er nur durch eine Heirat mit Hoffmann erlangen 

können, in die sie aber nicht einwilligte. So heiratete Kohl seine Partnerin (Veronica) 

Elisabeth Meiners und nahm seinen Sohn 1925 selbst in Pflege.37 
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Im Reichsgebiet war eine Heirat zwischen Schwarzen und weißen Menschen zu 

der Zeit zwar unerwünscht. Verboten wurden solche Eheschließungen aber erst 

im Nationalsozialismus durch die Nürnberger Rassengesetze. Um das Sorgerecht 

zu bekommen und seinem Kind die Stellung als eheliches Kind zu ermöglichen, 

musste Kohl von den Behörden eine Ehelichkeitserklärung erwirken. Die würde 

beurkunden, dass Fritz das eheliche Kind von Johannes Kohl war. Zur Ausstellung 

einer solchen Ehelichkeitserklärung bedurfte es der Zustimmung der leiblichen 

Mutter, der Ehefrau von Johannes Kohl und des Vormundes des Kindes, in diesem 

Fall des Jugendamtes. Das Jugendamt machte jedoch die Reichsangehörigkeit 

Kohls zur Voraussetzung für die Zustimmung zur 

Ehelichkeitserklärung.38 Das stellte die Familie vor 

eine nahezu unlösbare Aufgabe. Denn der Status 

Schwarzer Menschen aus deutschen Kolonien 

war nicht eindeutig geregelt. Sie galten häufig als 

Untertanen oder Schutzgebietsangehörige, was 

aber nicht gleichbedeutend mit einer Reichsan-

gehörigkeit war.39 So wurde auch Johannes Kohl 

in unterschiedlichen Behörden mit verschiedens-

ten Zugehörigkeiten geführt. In Bremen galt er 

als Reichsangehöriger.40 Teilweise wurde er aber 

auch als aus einer englischen Kolonie stammend, 

deutscher Untertan oder staatenlos geführt.41 So kam das Bremer Jugendamt zu 

dem Schluss, Kohl müsse eingebürgert werden, bevor die Ehelichkeitserklärung 

erteilt werden könne. Die Voraussetzungen dafür richteten sich nach Paragraf 

8 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes, der unter anderem forderte, 

dass die einzubürgernde Person einen „unbescholtenen Lebenswandel“ führt 

und seine Angehörigen ernähren kann. Außerdem durfte nach Paragraf 9 des 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes kein Bundesstaat Bedenken gegen die 
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Einbürgerung erheben. Andernfalls müsste der Bundesrat entscheiden. Zu dem 

Umstand, dass unter den Bundesstaaten in den 1920er-Jahren nahezu Konsens 

bestand, dass „Fremdstämmige“ grundsätzlich nicht einzubürgern seien,42 kam 

somit erschwerend hinzu, dass den Bundesstaaten mit den strengsten Einbürge-

rungskriterien praktisch ein Vetorecht zustand. Im Fall Kohls erhoben Bayern und 

Thüringen Bedenken gegen die Einbürgerung.43 Bremen forderte eine Ausnahme 

für Kohl, da er eine deutsche Schule besucht habe und deutsch gesinnt sei.44 So 

begann mit dem Einbürgerungsantrag Kohls eine Debatte darüber, ob für Schwar-

ze Menschen überhaupt die Möglichkeit einer Einbürgerung bestand. Um einer 

endgültigen Entscheidung der Frage zu entgehen, ob rassistische Kriterien ein 

explizites Einbürgerungshindernis werden sollten, erklärte der Reichsjustizminister, 

Kohl könne eine Ehelichkeitserklärung auch ohne deutsche Staatsangehörigkeit 

erteilt werden, da er staatenlos sei.45 Das Jugendamt stellte sich jedoch weiterhin 

gegen eine Ehelichkeitserklärung und meinte, Kohl solle seinen Sohn adoptieren, 

um ihn näher an Elisabeth Kohl zu binden. Elisabeth und Johannes Kohl willigten 

in die Adoption ein. Da Kohl aber mittlerweile als staatenlos galt, wurde auch Fritz 

durch die Adoption staatenlos. Als Johannes Kohl im Jahr 1932 endlich offiziell 

der Vater von Fritz wurde, war dieser bereits zehn Jahre alt.46 Im Jahr 1933 starb 

Elisabeth Kohl und mit der Machtergreifung der Nazis verschlechterte sich auch 

die Situation von Fritz und Johannes Kohl. Fritz Kohl galt als schwer erziehbar. 

Vermutlich aufgrund des Drucks der Behörden beantragte Johannes Kohl, sein 

Sohn solle in einem Erziehungsheim betreut werden.47 In dieser Zeit versuchte 

der regierende Bürgermeister Bremens, Johannes Kohl das Sorgerecht für seinen 

Sohn zu entziehen.48 Fritz Kohl wurde an verschiedene Stellen vermittelt. Zuletzt 

an einen landwirtschaftlichen Betrieb, von dem aus er am 1. Juni 1939 mit einer  

Schusswunde in der Stirn ins Krankenhaus eingeliefert wurde, an der er starb. Johan-

nes Kohl war zwischen 1932 und 1945 Zwangsarbeiter. Er lebte bis 1973 in Bremen.
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4. Koloniale Kontinuität im Nationalsozialismus
Nach dem Ersten Weltkrieg verlor Deutschland durch den Versailler Vertrag seine 

Kolonien an andere Kolonialmächte.49 So wurde Südwestafrika unter südafrika-

nisches Mandat gestellt. Die südafrikanische Regierung dehnte ihr Apartheid-

regime auf die frühere deutsche Kolonie aus und verfestigte so die durch die 

deutsche Kolonialherrschaft etablierte Unterdrückung.50 Das sollte 1976 ein Ende 

finden, als die Vereinten Nationen mit der Resolution 435 die Unabhängigkeit 

Namibias beschlossen. Tatsächlich wurde Namibia aber erst 1990 unabhängig 

von Südafrika.51 Insbesondere in Fragen der Verteilung von Land wirken die durch 

den deutschen Kolonialismus etablierten Hierarchien bis heute fort.52 Auch in 

Deutschland endeten die als aktive Kolonialmacht aufgebauten Strukturen nicht 

mit dem Verlust der Kolonien. Vielmehr wirkten sie in veränderter Form fort. Die 

im Kolonialismus etablierten Muster finden sich im Nationalsozialismus wieder 

und ziehen sich als Kontinuität durch bis in die Gegenwart.

So hatte Deutschland bereits vor dem Holocaust in den Kolonien Erfahrungen 

mit Genozid53 und Konzentrationslagern54 gesammelt. In ihrer Politik bezogen 

sich die Nazis explizit positiv auf den deutschen Kolonialismus. Es war erklärtes 

Ziel, die Kolonien zurückzuerlangen, die in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg 

zum Deutschen Reich gehört hatten. Auch wurden deutsche Kolonialisten, zum 

Beispiel Carl Peters, der während seiner Zeit als Gouverneur Deutsch-Ostafrikas 

wegen Gewaltexzessen unehrenhaft aus dem Dienst entlassen wurde, von den 

Nazis wiederentdeckt und zu Nationalhelden stilisiert.55 Der Historiker Jürgen 

Zimmerer schreibt zum Verhältnis von Kolonialismus und Nationalsozialismus:  

„Kolonialismus und Drittes Reich folgen nicht aufeinander, sondern Kolonialis-

mus geht dem Dritten Reich zeitlich voran, er existiert parallel zu ihm und über-

dauert ihn.“56
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War der Bezug zur „Rasse“ bis dahin nur implizit und bestand aus einer Mischung 

von kulturellen und biologischen Merkmalen, wurde die biologisch verstandene 

„Rasse“ im Nationalsozialismus unmittelbar mit der deutschen Staatsangehörigkeit 

verbunden.57 So erging im Juli 1933 das Gesetz über den Widerruf von Einbürge-

rungen und die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit. Das ermöglichte 

es, vor allem aber nicht nur jüdische Menschen ohne deren Zustimmung auszu-

bürgern, wodurch viele staatenlos wurden.58 Mit den Nürnberger Rassengesetzen 

wurde die Reichsbürgerschaft etabliert. Sie verschaffte ihren Träger*innen das in 

der NS-Diktatur höchstmögliche Maß an staatsbürgerlichen Rechten und war ein-

zig Menschen deutschen oder artverwandten Blutes vorbehalten.59 Das schon im 

Kaiserreich angestrebte Ziel, die Privilegien, welche aus der Reichsangehörigkeit 

folgten, weißen Menschen vorzubehalten, wurde im NS zu ausdrücklichem Recht.60 

Mit der expliziten rechtlichen Festlegung, dass nur Menschen deutschen Blutes volle 

staatsbürgerliche Rechte genießen, bekam die Fortpflanzungsfähigkeit als arisch 

wie auch als nicht-arisch kategorisierter Menschen eine übergeordnete Bedeutung. 

Unter anderem führte das zur Zwangssterilisierung Schwarzer Menschen. So war 

die Sterilisierung der Kinder, die Schwarze Soldaten während der französischen 

Besatzung des Rheinlandes mit weißen deutschen Frauen bekommen hatten, eine 

der ersten rassenpolitischen Maßnahmen des NS-Regimes.61 Dabei gab es kein ex-

plizites Gesetz zur Sterilisierung aufgrund der „Rasse“, da bei der Verabschiedung 

eines solchen Gesetzes außenpolitische Konflikte befürchtet wurden.62 Aufgrund 

der mangelnden Rechtsgrundlage wurden die Sterilisierungen teilweise gemäß 

des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses, also auf Eugenik gestützt, 

nach dem auch Schwarze Deutsche gezielt verfolgt wurden.63 Langfristig wurde 

sich jedoch dafür entschieden, Zwangssterilisierungen ohne rechtliche Grundlage 

durchzuführen.64 Diese massenhaften Zwangssterilisierungen begannen im Jahr 

1937.65 So wurden Schwarzen Menschen in Deutschland systematisch der Fähig-

keit beraubt, eigene Kinder zu bekommen.  
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5. �Deutsch bleibt, wer von Deutschen abstammt:  
das Staatsangehörigkeitsrecht heute

Zwar gehört es zum Gründungsmythos der Bundesrepublik Deutschland, sich 

von den Ideen der Nazizeit abgewendet zu haben. Dennoch sind die Kontinui-

täten an vielen Stellen klar erkennbar. So endeten auch die im NS fortgeführten 

kolonialen Muster nicht mit dem Beginn der Bundesrepublik. 

Erst im Jahr 1999 wurde das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 im 

größeren Stil reformiert. An den grundlegenden Prinzipien hat sich jedoch wenig 

geändert. So bildet das Prinzip ius-sanguinis weiterhin den Regelfall. Auch wenn 

Ius-soli-Elemente eingeführt wurden, geschah das nur sehr beschränkt. Seit der 

Reform wird nicht jedes Kind, das in Deutschland 

geboren wird, automatisch deutsche*r Staatsan-

gehörige*r. Vielmehr ergänzte die Reform lediglich 

Paragraf 4 des Staatsangehörigkeitsgesetzes um 

den Zusatz, dass Kinder, wenn ein Elternteil erstens 

seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Inland hat und zweitens eine Auf-

enthaltsberechtigung oder seit drei Jahren eine 

unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzt, durch Ge-

burt im Inland die deutsche Staatsangehörigkeit er-

werben.66 Bei Betrachtung von Sinn und Zweck des 

Territorialprinzips – der Staatsangehörigkeit als die  

Integration fördernder Faktor – wird klar, dass diese Reform weit entfernt von 

einem wirklichen ius-soli ist. Denn es wird weiterhin vorausgesetzt, dass die 

Eltern ein gewisses Maß an Integration erreicht haben, bevor ihr Kind die deut-

sche Staatsangehörigkeit erlangt. Die Beschränktheit der Änderung wird deut-

lich, wenn man berücksichtigt, dass die Eltern nach acht Jahren regelmäßigen 
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Aufenthalts meist ohnehin einen Anspruch auf Einbürgerung hätten. So müssen 

die Eltern nicht mehr notwendigerweise deutsche Staatsangehörige sein. Die 

Voraussetzungen dafür müssen sie aber dennoch erfüllen, wenn ihr Kind durch 

Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit erlangen soll. Der Status des Kindes 

wird also weiterhin in Abhängigkeit von jenem der Eltern bestimmt. Interessant 

ist, dass in der DDR das Territorialprinzip nahezu uneingeschränkt galt. Nach 

den Paragrafen 4 und 6 des Staatsbürgerschaftsgesetzes der DDR erwarben 

Kinder die Staatsangehörigkeit durch Geburt auf dem Territorium der DDR. Da-

von waren allein jene Kinder ausgeschlossen, die mit ihrer Geburt eine andere 

Staatsangehörigkeit erlangt hatten (etwa durch Abstammung jene ihrer Eltern). 

Das Festhalten an der Abstammung als maß-

geblichem Kriterium in der Bundesrepublik führt 

heute dazu, dass das Familienrecht weiterhin 

dazu genutzt werden kann, Menschen, die in 

Deutschland geboren sind, von der deutschen 

Staatsangehörigkeit auszuschließen. Das wird 

zum Beispiel im eingangs angeführten Fall um 

die Mütter deutlich, die für die Ausstellung der 

Geburtsurkunden ihrer Kinder demonstrierten. 

Zwar sind die Kinder in Deutschland geboren. 

Das allein macht sie jedoch nicht zu deutschen 

Staatsangehörigen. Da die Mutter keine deutsche Staatsangehörigkeit hat, hängt 

der Status des Kindes von der Anerkennung der Abstammung vom Vater mit 

deutscher Staatsangehörigkeit ab. Dieser Umstand gibt dem Standesamt die 

Möglichkeit, den Kindern ihre Staatsangehörigkeit vorzuenthalten, indem es die 

Abstammung vom Vater nicht anerkennt. Dieses Vorgehen wurde mittlerweile 

vom Bremer Oberverwaltungsgericht und vom Oberlandesgericht für unzulässig 
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erklärt.67 Weiterhin besteht jedoch Paragraf 1597a des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

der denselben Zweck verfolgt, wie die für unzulässig erklärte Praxis des Standes-

amtes. Das Verbot missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen ermöglicht 

es den zuständigen Behörden, eine Vaterschaftsanerkennung auszusetzen und 

zu überprüfen, ob die Vaterschaft anerkannt wird, um den Aufenthaltsstatus 

eines der Elternteile oder des Kindes zu sichern. Kommen die Behörden zu dem 

Schluss, dass es sich um eine missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung handelt, 

so beurkunden sie die Vaterschaft nicht. Diese Norm führt in der Konsequenz 

dazu, dass eine geduldete Person oder eine Person mit Staatsangehörigkeit 

eines sogenannten sicheren Herkunftsstaates kein Kind mit einer Person mit 

deutscher Staatsangehörigkeit bekommen kann, ohne Gefahr zu laufen, dass die 

Vaterschaftsanerkennung ausgesetzt und die intimsten Bereiche des Familien-

lebens ausgeforscht werden. 

Auch der Fall Gerson Liebls zeigt die Konsequenzen der anti-Schwarzen Funktion 

des Abstammungsprinzips auf. Liebl ist Enkel einer Schwarzen Frau und eines 

weißen Deutschen, die in der damaligen deutschen Kolonie Togo lebten. Zu der 

Zeit waren in Togo Eheschließungen zwischen Schwarzen und weißen Menschen 

nach deutschem Recht nahezu unmöglich. Liebls Großeltern heirateten aber nach 

indigenem Recht.68 Heute fordert Liebl, dass ihm aufgrund der Abstammung von 

einem Deutschen die deutsche Staatsangehörigkeit zuerkannt werde. Von den 

deutschen Behörden wird ihm aber entgegengehalten, seine Großeltern seien 

nicht verheiratet gewesen und so stamme er rechtlich nicht von seinem deutschen 

Großvater ab. In ihrer Argumentation beziehen sich die Behörden auf koloniales 

Recht, das auf rassistischer Grundlage Ehen zwischen Schwarzen und weißen 

Menschen nicht anerkannte.69 Dass es Liebls Großeltern überhaupt nicht möglich 

war, nach deutschem Recht zu heiraten, lassen sie außer Betracht. So ragt die 

koloniale Gesetzgebung, deren erklärtes Ziel es war zu verhindern, dass Kinder 
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mit einem weißen und einem Schwarzen Elternteil deutsche Staatsangehörige 

werden, unmittelbar bis in die Gegenwart hinein.

6. Die Kolonialität des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts
Aus den beschriebenen Umständen treten Muster hervor, die die Kolonialität des 

Staatsangehörigkeitsrechts und des damit zusammenhängenden Familienrechts 

ausmachen. Auf drei der sich herausgebildeten Merkmale möchte ich genauer 

eingehen: die Vererbung von Privilegien, die Vererbung von Unterdrückbarkeit 

und staatliche Interventionen zur Verhinderung Schwarzen Familienlebens.

Am Anfang habe ich die These formuliert, dass die Staatsangehörigkeit einer der 

Mechanismen ist, durch die Privilegien weißen Menschen vorbehalten werden 

können. Davon ist die Weitergabe der Staatsangehörigkeit von Eltern an ihre Kinder 

ein wichtiger Teil. Insbesondere durch das Festhalten am Abstammungsprinzip 

besteht die Möglichkeit fort, Schwarze Menschen von der deutschen Staats-

angehörigkeit auszuschließen. Denn wenn die deutsche Staatsangehörigkeit 

von Geburt an vor allem erwirbt, wer sie von einem deutschen Elternteil ableiten 

kann, schließt das eine große Zahl Schwarzer Menschen aus, auch wenn sie in 

Deutschland geboren sind. Zwar werden inzwischen auch nicht-weiße Menschen 

vermehrt von Geburt an deutsche Staatsangehörige. Dazu bedarf es jedoch 

weiterhin eines Elternteils, von dem die deutsche Staatsangehörigkeit abgeleitet 

werden kann – ob dieser Elternteil nun selbst deutsche*r Staatsangehörige*r ist 

oder nur theoretisch die Voraussetzungen dazu erfüllt. Diese Dynamik resultiert 

in einer Privilegierung von Personen mit einem Schwarzen und einem weißen 

Elternteil gegenüber jenen, die keinen weißen Elternteil haben. So steht es heute 

kaum noch zur Debatte, ob das Kind einer weißen deutschen Staatsangehörigen 

eventuell keine deutsche Staatsangehörigkeit bekommen sollte, weil es Schwarz 

ist. Zum Bild einer modernen Gesellschaft gehört es, nicht offensichtlich auf-
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grund rassistischer Kriterien auszuschließen. So scheint es, als wären Kinder 

mit einem weißen Elternteil mittlerweile eher mit dem Bild der*des Deutschen 

vereinbar und als könnten weiße Eltern heute ihre Privilegien teilweise auch an 

ihre Schwarzen Kinder vererben. Anders bei den Kindern, denen das Standesamt 

ihre Geburtsurkunden vorenthielt: Auch sie haben einen Elternteil mit deutscher 

Staatsangehörigkeit. Nur handelt es sich dabei meist um Schwarze Männer, die 

eingebürgert wurden. Es ist schwer vorstellbar, dass die Behörden einem wei-

ßen deutschen Elternteil, der die Vaterschaft zu seinem Kind anerkennen will, 

mit demselben Misstrauen begegnen würden, wie den eingebürgerten Vätern. 

Wenn auch die Grenzen heute weiter gezogen werden, so hat sich das Prinzip 

der Vererbung durchgesetzt.

Die Kehrseite der Vererbung von Privilegien ist, dass auch Marker der Unterdrück-

barkeit in der Familie weitergegeben werden. Nicht nur Deutschsein ist vererbbar. 

Auch der Ausschluss davon ist es. Wenn Kinder aufgrund ihrer Abstammung 

von der deutschen Staatsangehörigkeit ausgeschlossen werden, dann heißt 

das, dass ihre Eltern ihnen Marker der Unterdrückbarkeit vererben. Zum Ende 

der Zeit Deutschlands als aktive Kolonialmacht galten in Deutsch-Südwestafrika 

auch Kinder, die einen Schwarzen und einen weißen Elternteil hatten, als „Ein-

geborene“.70 Es war für Schwarze Menschen also nicht möglich, ihre Kinder vor 

der Einordnung in diese Kategorie und dem Ausgeliefertsein gegenüber Gewalt, 

die dieser Status mit sich brachte, zu schützen. Der Status war mit dem Sein 

verknüpft und wurde unweigerlich an die nächste Generation weitergegeben. 

Darauf trifft die Analyse Jennifer Morgans zur Situation versklavter Frauen in den 

karibischen Kolonien zu. Sie schreibt, dass die Unterdrückung nicht nur vererb-

bar, sondern unauflösbar in den Körpern Schwarzer Frauen verortet war.71 Auch 

Johannes Kohl machte seinen Sohn dadurch, dass er ihn adoptierte, staatenlos. 

So wird auf den Kopf gestellt, was es bedeutet, Familie zu sein. Bedeutet Familie 
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eigentlich Schutz und Geborgenheit, so heißt Familie für Schwarze Menschen 

oft das Gegenteil. Es bedeutet, die eigenen Kinder Angriffen auszusetzen.72 Eine 

der Mütter, die gegen das Bremer Standesamt protestieren, fragt sich, „[…] [I]f 

they are doing that now, at the birth of the child 

they are already depriving them of their right to 

get their birth certificate, who knows what they 

will deprive them of tomorrow?”.73 Sie weiß, dass 

sie ihr Kind nur sehr begrenzt vor dem schützen 

kann, was anti-Schwarze Gewalt mit sich bringt. 

Im Angesicht der Vererbung von Unterdrückbarkeit 

bedeutet also Familie für Schwarze Menschen et-

was grundlegend anderes als für weiße Menschen.

Durch die Markierung Schwarzer Familien als 

unterdrückbar (etwa mit dem Status als Ausländer*in oder Geduldete*r), sind sie 

offen für Eingriffe des Staates. Während weiße Familien, insbesondere Mütter und 

Kinder, als schützenswert und verletzlich wahrgenommen werden und ihnen oft 

ein besonderer Schutz zuteilwird, werden Schwarze Familien häufig als Gefahr 

gesehen. Der Schutz, den weiße Familien genießen, bleibt ihnen verwehrt. So 

wurden in Deutsch-Südwestafrika Schwarze Familien mit weißen Mitgliedern als 

Bedrohung für das angestrebte Zusammenfallen von weiß mit deutsch gesehen. 

Deshalb war es staatlich erklärtes Ziel, Ehen zwischen Schwarzen und weißen 

Menschen zu verhindern. Auch Johannes Kohl wurden durch das Familien- und 

Staatsangehörigkeitsrecht etliche Hindernisse in den Weg gelegt, um zu ver-

hindern, dass er mit seinem Sohn zusammenlebt. Als Angriff auf das Familien-

leben muss es auch gewertet werden, wenn bestehende familiäre Beziehungen 

negiert werden, wie im Fall von Gerson Liebl oder bei den Kindern, denen ihre 

Geburtsurkunden nicht ausgestellt werden, weil die Behörden die Verbindung 
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zum Vater anzweifeln. Auch bei der Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes 

im Jahr 1999 haben Bundestagsabgeordnete die begrenzte Einführung einer 

Ius-soli-Komponente mit der Gefahr von wachsender Jugendkriminalität in 

Zusammenhang gesetzt.74 Nicht jede Familie ist somit die schützenswerte 

„Keimzelle der menschlichen Gemeinschaft“.75 Familien können ebenso als Be-

drohung für sie wahrgenommen werden. So auch die Mütter, deren Kindern die 

Geburtsurkunden vorenthalten werden. Auch sie sehen sich Kriminalisierung 

ausgesetzt. Eine der Mütter fragt: „Is it a crime to migrate to this community? 

It’s not a crime. So why are they treating us like we are- we have committed the 

worst crime on this planet by coming to their community and having to give birth 

here?”76 Artikel 6 des Grundgesetzes garantiert als Abwehrrecht die grundsätz-

liche Freiheit des Familienlebens von staatlichen Eingriffen. Die Familie soll nach 

dieser Vorstellung ihre Angelegenheiten weitestgehend im Privaten regeln. Doch 

Schwarze Familien genießen diesen Schutz oftmals nicht. So greift etwa das 

Verbot missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen unmittelbar in intimste 

Bereiche des Familienlebens ein. Bei der Verabschiedung des Gesetzes standen 

die migrationspolitischen Erwägungen im Mittelpunkt. Weder familienrechtliche 

Aspekte noch die Bedeutung des Kindeswohls wurden dabei berücksichtigt.77 

Auch Artikel 7 der UN-Kinderrechtskonvention, nach dem die Eintragung eines 

Kindes in das Geburtenregister und die Ausstellung einer Geburtsurkunde ein 

Menschenrecht der Kinder ist, blieb außer Betracht. So wurde das Familienrecht 

ein weiteres Mal zum Instrument anti-Schwarzer Gewalt.

Das, was ich als koloniale Kontinuität identifiziere, ist das Bestreben, die etablier-

te Hierarchie aufrechtzuerhalten, bei der weiße Menschen oben und Schwarze 

Menschen unten stehen. Um diese Hierarchie zu institutionalisieren, wurde von 

der Zeit Deutschlands als aktive Kolonialmacht bis heute die deutsche Staats-

angehörigkeit so ausgestaltet, dass sie vor allem weißen Menschen zukommt. 
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Da die Staatsangehörigkeit in erster Linie über das Abstammungsprinzip von 

Eltern an ihre Kinder weitergegeben wird, spielt die Familie eine entscheidende 

Rolle. So setzen Mechanismen, die Schwarze Menschen von der deutschen 

Staatsangehörigkeit ausschließen sollen, oftmals bei der Familie an: sei es 

durch das Negieren bestehender Familienverhältnisse oder die Verhinderung der 

Entstehung von Familien. Das geht oft mit einer Kriminalisierung einher, welche 

Schwarze Familien als Bedrohung einordnet. 

7. Radikale Solidarität als Widerstand 
Die Bedrohung, als die Schwarze Familien wahrgenommen werden, kommt 

jedoch nicht von ungefähr. Denn sie stellen durchaus eine Gefahr dar – nämlich 

für das System anti-Schwarzer Gewalt. Tatsächlich ist es Schwarzen Familien 

möglich, die Hierarchie zu erschüttern, die durch anti-Schwarze Gewalt etabliert 

wird. Jennifer Morgan schreibt über das transformative Potenzial von ver-

trauten Beziehungen zwischen versklavten Schwarzen Menschen in den USA: 

„Intimacy needed to be carefully navigated because kinship posed dangers for 

an economic system in which race demarcated human beings as property“.78 So 

mussten für das auf Sklaverei aufgebaute Wirtschaftssystem die Personen von 

Mitgliedern einer Gemeinschaft zu Gütern gemacht werden, über die einzeln 

verfügt werden konnte. Eine Berücksichtigung von Familienbanden hätte dem 

entgegengestanden.

 

Vor dem Bürgerkrieg in den USA galten Schwarze Menschen vor allem als 

Eigentum und nicht als Individuen. Deshalb wohnte den Verbindungen zwi-

schen Menschen, die durch anti-Schwarze Gewalt unterdrückt wurden, eine 

Kraft inne, die diese gewaltvolle Ordnung zerrütten konnte. Diese Betrachtung 

ist weit davon entfernt, die bürgerliche Kleinfamilie zu romantisieren oder 

ein einfaches Love-wins-Narrativ zu spinnen. Es geht um das inhärent Wi-
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derständische der Familie, wie sie wirklich gelebt wird, und nicht darum, wie 

etwa das Bürgerliche Gesetzbuch sie versteht. Weit über eine Blutverwandt-

schaft hinaus bedeutet Familie eine radikale Solidarität, in der Personen, die 

aufgrund ihres Schwarzseins entmenschlicht werden, sich gegenseitig in 

ihrer Individualität, aber auch in ihrer Rolle in der Gemeinschaft anerkennen, 

sehen und wertschätzen. Das wirkt der Gewalt des Systems entgegen, das 

den Zweck Schwarzer Menschen einzig darin 

sieht, ausgebeutet zu werden. Denn Zeit und 

Energie, die für die Familie aufgewendet werden, 

sind für Ausbeutung nicht verfügbar und es ist 

beträchtlich schwerer, Menschen zu Waren zu 

degradieren, wenn sie gleichzeitig die Erfahrung 

machen, dass sie eine Bedeutung über den 

Wert ihrer Arbeitskraft hinaus haben. Gerade im 

Gegensatz zur Vererbung von Unterdrückbarkeit 

ist zu betrachten, dass Familie eben nicht nur 

bedeutet, dass Marker der Unterdrückbarkeit 

weitergegeben werden. Familie gibt ebenso die 

Stärke und den Zusammenhalt, die den Wider-

stand erst möglich machen. Im Angesicht der allgegenwärtigen Überausbeu-

tung ist die Sorge um die Familie ein essenzieller Faktor für das Überleben 

Schwarzer Menschen.

Die Gefahr, die Schwarze Familien für das System anti-Schwarzer Gewalt 

bedeuten können, lässt sich auf den deutschen Kolonialismus und sein Erbe 

übertragen. Das wird an dem Widerstand deutlich, den Schwarze Menschen 

gegen diese Gewalt leisten und geleistet haben, um in Familie leben zu 

können. Wenn Teil der Unterdrückung ist, dass Familienleben nicht gewährt 

Weit über eine 

Blutverwandtschaft hinaus 

bedeutet Familie eine 

radikale Solidarität, in der 

Personen, die aufgrund ihres 

Schwarzseins entmenschlicht 

werden, sich gegenseitig in 

ihrer Individualität, aber 

auch in ihrer Rolle in der 

Gemeinschaft anerkennen, sehen 

und wertschätzen.
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wird, dann ist es ein radikaler Akt, darauf zu bestehen und daran festzuhal-

ten.79 So besteht der Widerstand gegen anti-Schwarze Gewalt nicht nur in 

aktivistischen Mitteln, sondern findet sich auch in dem Bestreben auf Leben 

in Familie an sich.

So hat Johannes Kohl einzig dadurch, dass er seinen Sohn als eigenes Kind an-

erkennen wollte, den bis dahin bestehenden Konsens zwischen den deutschen 

Bundesstaaten ins Wanken gebracht. Waren sie sich zuvor einig, dass Schwarze 

Menschen nicht eingebürgert werden sollten, so war der unbedingte Wille Kohls, 

das Sorgerecht für seinen Sohn zu erhalten, Grund dafür, dass Bremen von dieser 

Position Abstand nahm, sich für eine Einbürgerung Kohls aussprach und so eine 

Begründungsnot auf höchster Ebene der damaligen Regierung verursachte. Auch 

im Fall der Mütter, die vom Bremer Standesamt die Geburtsurkunden für ihre Kinder 

fordern, gibt es keine klare Grenze zwischen Kampf im Privaten und aktivistischen 

Widerstand. Selbst wenn viele der Mütter in Bremen, die sich an den Protesten 

gegen das Standesamt beteiligt haben, nicht geplant hatten zu protestieren, 

führte sie der Kampf um die Rechte ihrer Kinder dazu. Parallel zu den Protesten 

vor den Behörden fanden Informationsveranstaltungen und Pressegespräche 

statt. Einige brachten auch ihren eigenen Fall vor Gericht. Genauso ist Gerson 

Liebls Widerstand nicht eindeutig einer wie auch immer definierten privaten oder 

öffentlichen Sphäre zuzuordnen. Er ist gerichtlich dagegen vorgegangen, dass 

aufgrund kolonialer Gesetzgebung die Verbindung zu seinem Großvater negiert 

wird. Gleichzeitig führte er auch einen öffentlichkeitswirksamen Hungerstreik 

durch. Zwar geht es dabei um seine rechtliche Stellung als Staatsangehöriger. 

Dahinter steckt aber auch das Bestreben, die Verbindung zu seinem Großvater 

anerkannt zu wissen.
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Da in diesen Fällen der Widerstand im Privaten nicht von aktivistischem Wi-

derstand zu unterscheiden ist, entsteht eine Perspektive, die den Fokus von 

Widerstand auf intime Räume verlagert.80 Die Erfahrungen der Vererbung von 

Unterdrückbarkeit und von Eingriffen in die intimsten Räume familiären Lebens 

durch den Staat eröffnen einen spezifischen Blick auf anti-Schwarze Gewalt. 

Das transformative Potenzial Schwarzer Familien liegt darin, anti-Schwarze  

Gewalt auf eine radikal intersektionale Art zu verstehen, bei der etwa die Rolle von 

Kindern und Müttern ins Zentrum rückt. Es entsteht weiterhin eine Perspektive, 

die es ermöglicht, die Verbindungen zwischen Schwarzen Menschen in den Blick 

zu nehmen. So werden Handlungsspielräume offenbar, die Individualität und Ge-

meinschaft Schwarzer Menschen sichtbar machen, anstatt sie nur als Opfer zu 

betrachten. Eine Perspektive, die Familie als Verbund radikaler Solidarität zum 

Ausgangspunkt nimmt, birgt somit das Potenzial eines Widerstands, der das 

System anti-Schwarzer Gewalt zerrüttet.
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Deutsch-deutsche und 
deutsch-namibische  

Beziehungen

So schloss sich der Kreis meines Lebens
,,Afrika ist groß, Afrika ist weit, wir haben viel, viel Zeit“, war ein Spruch, den wir 

Kinder uns auf dem Spaziergang zwischen Staßfurt und Löderburg 1988 zuwit-

zelten. Doch mit der Zeit hatten wir Kinder uns verrechnet. Denn nur zwei Jahre 

später zogen wir wieder nach Afrika, in die uns unbekannte Heimat Namibia. 

Und wir zogen raus aus einer Heimat, der DDR, die es zwei Monate später nicht 

mehr gab. Die deutsche Wiedervereinigung und Namibias Unabhängigkeit fielen 

nämlich in dieselbe Zeitspanne vom Jahr 1989 bis 1990. Doch wie kamen erst 

achtzig und dann vierhundert namibische Kinder in die DDR?

Kurz vor Weihnachten 1979 begab ich mich auf eine weite Reise von Nyango in 

Sambia, über Lubango, Angola, nach Bellin in Mecklenburg-Vorpommern in der 

damaligen DDR. Meine letzte Erinnerung von Sambia waren der immer grüne 

Wald, die langhalsigen Giraffen, die sich auf einer Busfahrt in den Bus reckten, ein 

Hund, der nachts ständig bellte, und der Hügel, auf dem unser Waschraum stand. 

Im Flugzeug schrien die Kinder nach ihren Eltern, schrien aus Angst vor dem Flug-

zeug und vor Hunger. Achtzig Kinder aus Namibia flogen aus der tropischen Wärme 

Angolas und Sambias ins kalte Dezember-Deutschland. Auf dem Flughafen in 

Berlin-Schönefeld wurden wir Kinder von deutschen Erzieher*innen und Ärzt*innen 

empfangen und Mädchen in rote und Jungen in blaue Trainingsanzüge gesteckt. Mit 

Naita Hishoono
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Bussen fuhren wir von Berlin nach Bel-

lin. Bellin ist ein klitzekleines Dorf in der  

Mecklenburgischen Seenplatte. Ich 

kam in ein Kinderheim in einem wunder-

schönen kleinen Gutsschlösschen. Um 

das Schloss herum gab es eine LPG, 

Wälder, zwei kleine Seen und wunder-

schöne Gartenanlagen. Im Schloss gab 

es auch einen Wintergarten. Wir namibi-

schen Kinder wurden von namibischen 

Erzieher*innen begleitet. Ich hatte das 

Glück, dass meine Mutter mit uns in 

die DDR flog. Leider hatte ich keinen 

Bezug zu ihr, da uns Kindern von unse-

ren Erzieher*innen schnell klargemacht 

wurde: ,,Wenn ein Kind keine Mutter hat, 

haben wir alle keine Mutter.“ Zu diesem 

Zeitpunkt war ich drei Jahre jung. So 

begann meine deutsche-deutsche und 

deutsch-namibische Odyssee.

Was anfangs als lieb gemeinte inter-

nationale Solidarität und Sicherheit 

gemeint war, entpuppte sich schnell 

als psychische Einsamkeit. Trotz der 

achtzig anderen Kinder, mit denen ich 

die Reise aus Afrika erlebte, fühlte ich 

mich einsam. Wir waren Fremde in 
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einem Land, das uns beherbergte und 

zu unserer Heimat wurde. Elf Jahre soll-

ten wir hier verbringen, bevor wir Afrika 

wiedersahen. Was mir nicht bewusst 

war: was für ein Segen dieser Wechsel 

mir im Leben sein würde.

Der Grund, warum wir unsere Heimat 

verließen, war politischer Natur. Mei-

ne Eltern mussten Namibia 1976 ver-

lassen, weil sie die Apartheidpolitik 

Südafrikas bekämpften, sich der Unab-

hängigkeitspartei SWAPO anschlossen 

und somit politisch verfolgt wurden. 

Der südafrikanische Apartheidstaat 

verbot alle politischen Parteien, die 

sich der repressiven Apartheidpolitik 

widersetzten. Mit schwerem Herzen 

und ihre Kinder und Familie zurück-

lassend verließen meine Eltern ihre 

Heimat Namibia. Meine Mutter war im achten Monat schwanger, als sie sich auf 

die Flucht nach Angola begaben. In Angola brach 1976 der Bürgerkrieg aus, was 

die Flucht für meine Eltern noch zusätzlich erschwerte. Trotz aller Schwierigkeiten 

erreichten meine Eltern Huambo in Angola. Dort wurde ich im August geboren. 

Meine Mutter war glücklich, nach zwei Söhnen ihre erste Tochter begrüßen zu 

dürfen. Meine Eltern nannten mich Tuutaleni. Das heißt: ,,Lass uns sehen, wann 
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deur Dimo Hamaambo, nannte mich Naita – im 

Kampf geboren – und ihm zu Ehren nannten mich 

alle Menschen im Flüchtlingslager Naita statt 

Tuutaleni. Meine Eltern gaben mir auch noch den 

Namen Magret mit. Magret war die beste Freun-

din meiner Mutter, die als Krankenschwester im 

Flüchtlingslager arbeitete.

Als der Bürgerkrieg in Angola ausbrach, wurden Babys aus Krankenhäusern gestohlen. 

Meine Mutter versteckte mich daraufhin vor den Krankenschwestern, die sich um die 

Babys kümmerten. Der Zimmer-Mitbewohnerin meiner Mutter wurde im Krankenhaus 

ihr Baby gestohlen. Sie hat ihr Kind seit 47 Jahren 

nicht wiedergesehen. Ich war ein ziemlich kleines 

und krankes Baby. Die Flucht hatte meine Mutter 

derart geschwächt, dass sie sich um mein Über-

leben sorgte. Um meine Genesung zu fördern, be-

auftragte meine Mutter meinen Vater, ein schwarzes  

Huhn zu schlachten, damit sie und ich die Suppe 

essen konnten. Das half und bald konnten mich 

meine Eltern nach Nyango in Sambia in das nami-

bische Flüchtlingslager bringen. 

Im Lager warteten neue Herausforderungen auf uns. Das tropische Klima in Sambia 

war anders als das trockene Klima in Namibia. Moskitos, Denguefieber und Malaria 

reduzierten die Zahl der Kleinkinder derartig, dass in Nyango ein Kinderfriedhof 

eingerichtet werden musste. Auch waren die Namibier*innen nicht geimpft gegen 

Krankheiten, die Kindern zusetzten, wie Kinderlähmung, Wundstarrkrampf, Tetanus 

Der südafrikanische 

Apartheidstaat verbot alle 

politischen Parteien, 

die sich der repressiven 

Apartheidpolitik widersetzten. 

Mit schwerem Herzen und 

ihre Kinder und Familie 

zurücklassend verließen meine 

Eltern ihre Heimat Namibia.

Was anfangs als lieb gemeinte 

internationale Solidarität 

und Sicherheit gemeint war, 

entpuppte sich schnell als  

psychische Einsamkeit.
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etc. Ich erkrankte an Kinderlähmung und meine Mutter befürchtete, dass sie mich 

verlieren würde. Zu meinem Glück riet eine Ärztin meiner Mutter, mich nicht ins 

Krankenhaus zu bringen und mich lieber zu Hause zu kurieren. Das rettete mir das 

Leben und nach zwei Monaten im Krankenbett erhob ich mich eines Tages, guckte 

meine weinende Mutter an und fragte sie, ob ich nach draußen laufen könnte, um 

mit den anderen Kindern zu spielen.

In dieser Zeit war mein Vater viel unterwegs, da er sich um die Ausbildung von 

namibischen Geflüchteten kümmerte. Jedes Mal, wenn er wieder ins Lager kam, 

brachte er mir von seiner Reise ein Mitbringsel 

mit. Zu seinem Unmut teilte ich alles, was er mir 

mitbrachte, mit den anderen Kindern in Nyango. Er 

verstand nicht, warum ich immer alles teilen wollte. 

Im Flüchtlingslager galt unter den Kindern das unge-

schriebene Gesetz, dass wir uns alles teilten: Essen, 

Eltern, Klamotten, Schlafraum, Krankheiten und den 

Willen zum Überleben. SWAPO leitete die Camps in 

Angola und Sambia. Namibier*innen, die aus der Heimat nach Angola und darüber 

hinaus flüchteten, lebten unter der Obhut der SWAPO in den Lagern. Da SWAPO die  

Peoples Liberation Army of Namibia (PLAN) gründete, verfolgten die südafrikani-

schen Apartheidschergen namibische Menschen bis nach Angola. Am 4. Mai 1978 

überfiel die südafrikanische Armee das Flüchtlingscamp Cassinga auf angolani-

schem Boden und brach mit allen internationalen Konventionen. Cassinga war ein 

Auffanglager hauptsächlich für junge Namibier*innen, die ihre Heimat verließen, 

um sich der Widerstandsbewegung anzuschließen und Schutz suchten vor der 

repressiven Apartheidpolitik in Namibia. Südafrika sah in Cassinga ein Armeeauf-

fanglager und nutzte das als Vorwand, ein Massaker anzurichten. Das Resultat 

war ein Massaker, das hunderte Menschen das Leben kostete. Die Opfer waren 

Im Flüchtlingslager galt unter 

den Kindern das ungeschriebe-

ne Gesetz, dass wir uns alles 

teilten: Essen, Eltern, Kla-

motten, Schlafraum, Krankheiten 

und den Willen zum Überleben. 
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hauptsächlich Frauen, Kinder und junge Menschen, die sich bis dahin in Sicherheit 

wähnten. Der Überfall auf Cassinga war der ausschlaggebende Grund, warum ich 

in die DDR kam. SWAPO bat die internationale Gemeinschaft um Solidarität zum 

Schutz seiner Kinder, zur Heilung verwundeter Menschen und um medizinische 

Notversorgung. Die DDR und weitere Staaten des Warschauer Pakts sowie Skan-

dinavien folgten dieser Bitte und sandten medizinisches Personal. Verwundete 

Freiheitskämpfer*innen kamen nach Berlin-Buch zur Heilung und wir KleinkindWer 

kamen ins SWAPO-Kinderheim in Bellin. Doch für uns Kinder stand die Welt Kopf. 

Durch Apartheid war unser Bild von Menschen weißer Hautfarbe bis dahin negativ 

geprägt. Nun halfen uns weiße Menschen, Schutz zu finden, uns zu impfen, zu 

heilen und uns vor den Gräuel des Krieges zu schützen.

Im Kinderheim Bellin pflegten uns in den ersten Wochen die Ärzt*innen und Kranken-

pfleger*innen. Wir Kinder waren geschwächt durch Hunger, Krieg und Krankheiten. 

Es gab Kinder mit dicken Kwashiorkor-Bäuchen. Andere Kinder waren schlichtweg 

traumatisiert, weil sie ihre Eltern im Cassinga-Massaker verloren hatten. Weitere 

Kinder vermissten ihre Eltern und hatten Angst, allein in einem fremden Land zu 

leben. Doch die Zeit heilte einige dieser Wunden. Ich lernte die deutsche Sprache, 

lernte deutsche Märchen lieben, den deutschen Wald, die zwei Seen um das Kinder-

heim herum und die schönen Grünanlagen am Schlösschen. Auch liebte ich Meme 

Thea, eine meiner ersten deutschen Erzieherinnen, weil sie so lieb zu uns war und 

uns immer schöne Lieder vorsang. Meine Bildung als Kind war ziemlich streng und 

sehr politisch. Preußisch, wie meine Freunde aus Spaß sagen würden. Streng, weil 

wir in Schutzausbildung trainiert wurden, jeden Tag zum Fahnenappell antraten und 

marschierten. Wir lernten früh, unsere Betten zu machen, den Kleiderschrank auf-

zuräumen, unsere Zimmer und das Haus sauber zu halten. Wir gärtnerten, gingen 

viel spazieren, trieben Sport und lernten traditionelle namibische Tänze und Lieder. 

Unsere Bildung war eine Mischung aus namibischem und deutschem Schullehrplan. 
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Schon als Kinder wurde uns eingebläut, dass wir 

irgendwann nach Namibia zurückkehren würden, 

um das Land mit der Waffe in der Hand zu befreien 

und Namibia aufzubauen.

Zum Glück hatte meine Kinderseele kein Problem 

mit diesem Lehrplan. Im Gegenteil. Es machte mir 

Spaß, so viel zu toben, viel Zeit draußen vor dem 

Schloss und im Wald zu verbringen und Krieg zu ,,spielen“. Was mir jedoch keinen 

Spaß machte, war das ständige Saubermachen, zu marschieren und nicht die Liebe 

meiner Eltern zu spüren. Als Kind wuchs ich mit so viel politischer Verantwortung 

auf, dass ich es mit zwölf Jahren leid war, nur als Reserve-Soldat*in vorbereitet zu 

werden und als Pionier*in zu funktionieren. Mit zwölf Jahren, im Jahr 1988, fing ich 

an, unseren Bildungsplan zu hinterfragen und warum ich denn nur dazu da bin, um 

irgendwann in den Krieg zu ziehen und Namibia 

zu befreien. Mittlerweile hatte ich mich nämlich 

in der DDR eingelebt und mich mit meinem Leben 

einigermaßen arrangiert. Ich liebte es, in den Ferien 

ins Ferienlager zu fahren, vor allem Prerow auf dem 

Darß liebte ich. Prerow liegt an der Ostsee und in 

Prerow feierte ich jedes Jahr meinen Geburtstag. 

Es gab nichts Besseres, als in den Sommerferien 

Geburtstag zu feiern. Ich feierte mit dem ganzen 

Lager Geburtstag. 

Wie es das Leben wollte, änderte sich in meinem 

zwölften Lebensjahr nicht nur meine Einstellung 

zu meinem damaligen Leben, sondern es vollzog 

Als Kind wuchs ich mit so viel 

politischer Verantwortung auf, 

dass ich es mit zwölf Jahren 

leid war, nur als Reserve-Sol-

dat*in vorbereitet zu werden 

und als Pionier*in zu funktio-

nieren.

Was am Anfang wie „Verrat“ 

wirkte, war in Wirklichkeit der 

Wille nach einem freien Leben 

mit Selbstbestimmung. Irgend-

wie erinnerte es mich an mein 

eigenes Freiheitsbestreben und 

mein Streben nach Selbstbestim-

mung. Was anfangs wie ein Strom 

von Urlauber*innen war, die die 

DDR verlassen wollten, entpupp-

te sich als Friedliche Revolu-

tion und als politischer Wandel 

sondergleichen.
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sich vor meinen Augen ein politischer Wandel. Im Sommer 1989 begann in der 

DDR die Friedliche Revolution. In den Sommerferien erfuhren wir, dass mehr und 

mehr DDR-Bürger*innen unser Land verließen, über die ungarische und tschechi-

sche Grenze. Was am Anfang wie ,,Verrat“ wirkte, war in Wirklichkeit der Wille 

nach einem freien Leben mit Selbstbestimmung. Irgendwie erinnerte es mich 

an mein eigenes Freiheitsbestreben und mein Streben nach Selbstbestimmung. 

Was anfangs wie ein Strom von Urlauber*innen 

war, die die DDR verlassen wollten, entpuppte 

sich als Friedliche Revolution und als politischer 

Wandel sondergleichen. Ich lebte mittlerweile in 

Staßfurt bei Magdeburg und erlebte, wie meine 

Erzieher*innen verschwanden, die Supermärkte 

eingeführt wurden, die Nachrichten sich änder-

ten, mehr Diskussionen zugelassen wurden, wie 

ein Stein durch mein Zimmerfenster flog, wie die 

Solidarität umschlug in Ausländer*innenfeindlich-

keit, wie die erste deutsch-deutsche Mannschaft 

zusammen bei der Fußball-Weltmeisterschaft an-

trat und auch noch gewann! Mein Leben änderte 

sich daraufhin schlagartig. Noch ein letztes Mal 

fuhren wir nach Prerow ins Sommerlager. Ich 

feierte meinen vierzehnten Geburtstag und freute 

mich auf die achte Klasse. Doch es sollte nicht so 

sein, wie ich es mir vorstellte. Denn die deutsche 

Wiedervereinigung ging einher mit der Resolution 435, die den namibischen Un-

abhängigkeitsprozess durch den Wandel in Europa beschleunigte. Am 21. März 

1990 wurde Namibias Unabhängigkeit ausgerufen und am 3. Oktober 1990 die 

deutsche Wiedervereinigung vollzogen. Wow, was erst unmöglich erschien und 

Ich lebte mittlerweile 

in Staßfurt bei Magdeburg 

und erlebte, wie meine 

Erzieher*innen verschwanden, 

die Supermärkte eingeführt 

wurden, die Nachrichten sich 

änderten, mehr Diskussionen 

zugelassen wurden, wie 

ein Stein durch mein 

Zimmerfenster flog, wie die 

Solidarität umschlug in 

Ausländer*innenfeindlichkeit, 

wie die erste deutsch-deutsche 

Mannschaft zusammen bei der 

Fußball-Weltmeisterschaft 

antrat und auch noch gewann!!



108  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

weit weg war, wurde schlagartig Realität. Afrika war zwar immer noch groß, aber 

wir hatten plötzlich keine Zeit mehr. Zeit, sich von Freund*innen zu verabschieden, 

von Erzieher*innen und von einem Leben, das bis dahin meines war oder eigent-

lich nie wirklich, weil ich nicht entscheiden durfte, wo oder wann ich an einem 

bestimmten Platz oder Ort leben durfte. Zwei Wochen nach meinem Geburtstag 

hieß es: ,,Du fliegst wieder zurück in deine Heimat.“ Welche Heimat, fragte ich 

mich? War ich doch vorher nie in Namibia gewesen, nicht dort geboren worden, 

aber meine Eltern stammen aus Namibia. Auf der einen Seite freute ich mich, 

nach Afrika fliegen zu dürfen, in die Sonne, in die Wärme, in den Dschungel und 

was ich mir noch so alles ausmalte, wie denn Afrika, besser gesagt Namibia sein 

würde. Was mich erwartete, war jedoch ein völlig anderes Bild. Namibia ist kein 

tropisches Land, sondern ein arides Land. Ende August endet der namibische 

Winter und es war nachts kalt. In Namibia ist es ,,nachts kälter als draußen“. Was 

sich wie ein Witz anhört, ist jedoch Realität. Im ariden Wüstenland Namibias gibt 

es in den Häusern keine Heizungen und nachts ist es somit kälter als draußen. 

If you know, you know. 

Namibia war anfangs ein Kulturschock für mich. Ich kam aus dem europäi-

schen Sommer in die letzten kalten Wintertage Namibias. Namibia war stau-

big, trocken, kalt und windig. Von wegen in ,,Afrika ist es schön warm“. Ich 

kam in Namibia nie mit dem Staubwischen hinterher und die Häuser haben 

Einbruchgitter. Mein Vater holte mich aus dem Auffanglager in Katutura ab. 

Mein erstes Essen in Namibia bestand aus hartem Maismehlbrei, Dosenfisch 

und Guavensaft. Ich aß nichts von dem ,,Katzenfutter“. Die ersten drei Monate 

lebte ich bei meinem Onkel, der anglikanischer Bischof war. Er und seine Frau 

bemühten sich, mir Namibia schmackhaft zu machen. Zum Glück hatten sie 

Kinder in meinem Alter und ich lernte ziemlich schnell die englische Sprache 

und meine eigentliche Muttersprache Oshiwambo. Mein Vater brachte mich 
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nach zwei Monaten Aufenthalt in die Schule. Ich 

kam in die Deutsche Oberschule Windhoek. Dort 

holte mich die deutsche Kolonialgeschichte in 

Namibia ein. Was historisch gesehen ein Gräuel 

war, entpuppte sich für mich als ,,Vorteil“. Ich 

konnte in der Schule weiterhin Deutsch sprechen 

und lernen. Die deutsche Kultur in Namibia ist jedoch anders als die deutsche 

Kultur in Deutschland. In Namibia kam die 68er-Revolution nicht an und die 

deutschsprachigen Namibier sind in der Apartheid aufgewachsen und von ihr 

geprägt. Wenn ich bis dahin nur deutsche Menschen aus Deutschland kannte, 

lernte ich, mich mit den deutschsprachigen Namibier*innen zu arrangieren. Die 

deutschsprachigen Kinder waren zwar neugierig und überrascht, dass Schwarze 

Kinder besser deutsch sprachen als sie selbst und ihre Kultur besser kannten 

als sie, doch waren sie Opfer der Nachwehen der Apartheid. Was anfangs für 

alle ein Kulturschock war, änderte sich mit der Zeit. Die Schüler*innen und 

Lehrer*innen der Schule gewöhnten sich an die „DDR-Kinder“ und ich lernte, 

dass der Zusammenhalt in der ,,DDR-Gruppe“ mir Halt und Schutz bot vor den 

rassistischen Anfeindungen in Namibia. Es gab jedoch auch deutsch-namibi-

sche Familien, die mir in Namibia halfen. Ich durfte ihre Familien besuchen, 

die Ferien mit ihnen verbringen und sie zeigten mir, dass Apartheid nicht alle 

Weißen vergiftet hatte.

Nach abgeschlossener Schulausbildung wurde mir ein Studium in Bielefeld in 

Deutschland angeboten. Ich war überglücklich, da ich Journalismus in Deutsch-

land studieren wollte. Doch statt gleich nach der Schule wieder in die geliebte 

Heimat zurückzukehren, verliebte ich mich in Namibia und entschloss, die nächs-

ten drei Jahre in Namibia zu arbeiten. Nach drei Jahren wurde mir ein Studium 

in Österreich angeboten und ich nahm es dankend an. In Österreich lernte ich 

In Namibia kam die 68er-

Revolution nicht an und die 

deutschsprachigen Namibier sind 

in der Apartheid aufgewachsen 

und von ihr geprägt.
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aufgrund meines Hotelmanagement-Studiums Namibia wirklich kennen. Teil mei-

nes Studiums war es, verschiedene Präsentationen über Namibia zu erarbeiten, 

ein namibisches Menü zu schreiben und mich überhaupt mit der namibischen 

Kultur und Geschichte zu befassen. Österreich lehrte mich, wie viel Namibia mir 

bietet. Und trotzdem gab ich die Hoffnung nicht auf, wieder meine alte Heimat 

zu sehen. Im Jahr 2000 vertrat ich Namibia auf der Expo 2000 in Hannover. 

Sechs Monate lang präsentierte ich Namibia und seine erneuerbaren Energien. 

Auf der Expo entschloss ich mich, eine Journalismusausbildung aufzunehmen. 

Nach meiner 18-monatigen Journalismusausbildung bei der Allgemeinen Zeitung 

in Windhoek, Namibia, flog ich nach Berlin, um ein Praktikum beim damaligen 

Sender Freies Berlin zu absolvieren. Berlin beeindruckte mich dermaßen politisch, 

gesellschaftlich und kulturell, dass ich mich entschied, Politik zu studieren und 

mich um eine deutsche Aufenthaltsgenehmigung zu bewerben. Ich erfüllte ja 

alle Voraussetzungen, um in Deutschland Fuß zu fassen. Die Voraussetzungen 

damals waren: zehn Jahre Aufenthalt in Deutschland, sieben Jahre Schulbesuch, 

die Beherrschung der deutschen Sprache und 

die Gewähr, dem deutschen Staat ,,nicht auf der 

Pelle“ zu liegen. Mithilfe eines Anwalts bewarb 

ich mich bei der zuständigen Behörde um eine 

Aufenthaltsgenehmigung. Nach zwei Jahren War-

tezeit, die ich mit Studium und Arbeit verbrachte, 

erhielt ich endlich eine Antwort von der Ausländerbehörde. Ein klares NEIN. Ich 

konnte es nicht fassen oder glauben. Ich erfüllte doch alle Voraussetzungen. Die 

Behörde teilte mir ganz lapidar mit, dass ich nicht in Deutschland, sondern in der 

DDR als Geflüchtete aufgewachsen bin. Stand nicht im deutschen Grundgesetz, 

dass die DDR ein integraler Bestandteil Deutschlands ist? Da die Behörden mir 

19 Stunden Zeit gaben, Deutschland zu verlassen, kaufte ich mir ein günstiges 

Ryanair-Ticket und flog nach England zu meinen Freund*innen. Anfangs hatte 

Stand nicht im deutschen Grund-

gesetz, dass die DDR ein inte-

graler Bestandteil Deutschlands 

ist?
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ich noch die Hoffnung, dass ich das Urteil anfechten kann. Doch dazu fehlten 

mir die Energie und das Geld. Ich entschied, mich erstmal von den Strapazen des 

Hin und Hers in meinem Leben zu erholen und mich auf das Negative in meinen 

beiden Heimatländern zu konzentrieren. Ich stellte mir die Frage, ob ich das Hin 

und Her in meinem Leben weiterführen möchte und welche negativen Aspekte 

ich in beiden Ländern eher ertragen kann. Im Endeffekt fiel das Urteil auf Nami-

bia. In Namibia muss ich mich nicht ständig erklären, wer oder was ich bin. Das 

Wetter in Namibia ist angenehmer als in Deutschland. Ich kann Wärme besser 

vertragen als die Kälte. In Namibia muss politisch noch so viel Bildungsarbeit 

getan werden und an diesem Prozess möchte ich teilhaben. In Namibia gibt es 

viel weniger Menschen als in Deutschland, mehr Platz und das Land bietet viele 

Aufstiegschancen. Somit flog ich nach drei Monaten Aufenthalt und Arbeit in 

Bedford, England, wieder nach Namibia.

In Namibia angekommen stürzte ich mich in die Arbeit. Beim deutschen Sender des 

Namibischen Rundfunks begann ich als Radio-Redakteurin zu arbeiten und wirkte 

daran, Namibia besser kennen zu lernen. Namibia bot sich mir in allen seinen 

schönen Facetten an. Als Journalistin lernte ich die Menschen kennen und lieben, 

reiste durch Namibia, moderierte verschiedene Radio- und Fernsehsendungen 

und lernte Namibia politisch besser zu verstehen. Nebenbei begann ich mein 

Politikstudium an der Universität Namibias. Im Jahr 2006 lernte ich über ein 

Interview das Namibische Institut für Demokratie kennen. Ich verliebte mich in 

die Arbeit des Instituts und wollte Teil des Teams werden. Nach einem erfolg-

reichen Bewerbungsgespräch begann ich meine politische Bildungsarbeit beim 

NID. Hier arbeite ich nun seit 17 Jahren. Diese Jahre politischer Bildungsarbeit 

brachten mich auch wieder nach Deutschland. Es ist herrlich, dass ich jetzt mit der 

deutschen Regierung, den deutschen Behörden/Institutionen und der deutschen 

Zivilgesellschaft zusammenarbeite. Wir diskutieren über das Versöhnungsab-
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kommen, Dekolonialisierung, deutsch-namibische Beziehungen, globales Lernen 

und organisieren Austausche und Bildungsreisen zwischen Deutschland und 

Namibia. My life came full circle. Durch meine Arbeit erfuhr ich auch, dass ein 

Großteil der deutschsprachigen Namibier*innen einen deutschen Pass besitzt. 

Mit dem deutschen Pass verbunden sind auch Dienstleistungen wie Bafög und 

Rente, die Namibier*innen ohne deutschen Pass nicht zugänglich sind. Was meint 

ihr, wie verwundert und enttäuscht ich bin, nicht auch doppelstaatlich leben zu 

können! Mit deutschen Politiker*innen habe ich dieses Thema des Öfteren an-

gesprochen und diskutiert. Sie meinen: ,,Da kann man nichts machen. Es ist halt 

so.“ Das Schengener Abkommen erlaube das nicht und ich müsse mich damit 

abfinden. Muss ich das wirklich???
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Kolonisierung als  
Modernisierung?  

Modernisierungsdiskurse  
und koloniale Praxis

Einleitung 

Oft wird die Kolonisierung als eine Unternehmung verstanden, die das Ziel ge-

habt hätte, die Modernisierung von Europa aus in die ganze Welt zu verbreiten 

und dadurch alle Völker in eine Ökumene zu integrieren, die die Menschheit auf 

eine kulturell und zivilisatorisch höhere Stufe emporheben würde. Diese Stufe, 

die heute Globalisierung genannt wird, wäre also das Ergebnis der Verbreitung 

der europäischen Kultur in die ganze Welt. Die heutige globale Welt wäre also 

eine nach den Prinzipien der europäischen Modernität funktionierende Realität. 

Auch viele Theoretiker*innen aus Afrika, Asien und Lateinamerika übernehmen 

diese Idee und betrachten das Funktionieren der heutigen globalen Welt als das 

Ergebnis der Verbreitung der europäischen Moderne. Hier will ich zeigen, dass 

die Kolonisierung der Welt alles andere ist als die Dissemination der von Europa 

proklamierten Prinzipien der Moderne in der Welt, sondern in vieler Hinsicht die 

Verkehrung dieser Prinzipien in ihr Gegenteil und die Erfindung von imperialen 

Machtprinzipien, die sich gerade in kolonialen Rechtsdispositiven ausdrückt.

1. �Die Moderne in dem imperialistischen Diskurs
In vielen Ansätzen wurden in den vergangenen Jahrzenten Modernisierungs- und 

Kolonisierungsprozesse als historische Phänomene gleichgesetzt. Dies geschieht 

David Simo
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vor allem in den in Lateinamerika ent-

worfenen dekolonialen Theorien. Diese 

semantische Gleichsetzung beider Ter-

mini resultiert meines Erachtens aus 

zwei historischen Erfahrungen.

Erstens: Die Erfahrung und Konfron-

tation mit einer Selbstdefinition und 

Selbstpositionierung der euro-ameri-

kanischen Welt, gerade in ihrer Bezie-

hung zu anderen Völkern und Kulturen 

durch den Rekurs auf die Kategorie 

Moderne. 

Stuart Hall ist zweifellos derjenige, 

der, den Ansatz von Edward Saids 

Buch Orientalism1 weiterdenkend, 

den Prozess und die Methoden zur 

Konstruktion der Idee eines Westens 

aufgezeigt hat.2 Ein Westen, der sich 

aufgrund seiner als intrinsisch und 

daher einzigartig betrachteten Merkmale als absolute Realität identifiziert. 

Ihre Historizität wird dabei ausgelöscht, was es ermöglicht, diese Realität als 

sui generis zu denken, also als etwas, dass eingeschrieben ist in eine tiefe und 

zeitlose Identität. Dadurch ist es nicht nur möglich, ihre Eigenart von der der 

übrigen Menschheit zu unterscheiden, sondern auch ihre Kohärenz und ihre 

Überlegenheit zu zeigen.

Professor 

Dr. David Simos

wissenschaftliche 

und geistige Bemü-

hungen der letzten 

Jahre kreisen um 

die folgenden Fragestellungen: Wie wird 

die globalisierte Welt von Individuen und 

Gruppen erlebt, gedacht und gestaltet? 

Wie werden dabei Subjektpositionen kons-

truiert? Welche Wirkung haben diese Kons-

truktionen des Selbst und des Anderen auf 

das Zusammenleben von Menschen auf loka-

ler und globaler Ebene? Welche Konflikte 

ergeben sich aus solchen Imaginationen? 

Welche Lösungsmodelle werden erarbeitet 

oder praktiziert? Prof. Simo ist emeri-

tierter Professor der Universität Jaunde 

in Kamerun und Leiter des Deutsch-Afrika-

nischen Wissenschaftszentrums dort.
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Hall unterstreicht in Anlehnung an Foucault die Bedeutung des Diskurses als grund-

legender Rahmen für die Produktion von Wissen und damit für die Darstellung der 

Realität. Er beschreibt, wie der Diskurs, indem er die Realität verständlich macht, 

es ermöglicht, das Handeln in dieser Welt und auf dieser Welt zu orientieren und 

zu begründen. Hall zeigt somit, dass der Westen als Diskurs und Wissenssystem, 

das heißt als kohärente Matrix der Wahrnehmung und Darstellung der Realität, 

konstruiert wird.3 Dies geschieht durch die Nutzung verschiedener Dokumente, 

Mythen, fiktionaler Schriften und Formulierungen von Wünschen, um eine Vor-

stellung von sich selbst zu entwickeln, die am Ende als offensichtlich, natürlich 

und sachlich erscheint. Darauf gründend werden Bestrebungen, Handlungen, 

Ansprüche und Vorrechte gerechtfertigt. 

Der Diskurs vom Westen als besondere Realität, die sich vom Rest der Welt abhebt, 

wurde also als dispositiv entworfen, um den Imperialismus als normal, notwendig 

und natürlich zu begründen. Und so lieferte der Diskurs eine Selbstlegitimierung 

der Vorherrschaft des Westens gegenüber dem Rest der Menschheit, die gerade 

bei den kolonisierten Völkern propagiert wurde.

Dass bei diesen Völkern Versuche unternommen wurden, um solche Diskurse 

zu dekonstruieren und zu delegitimieren, ist logisch. Diese Versuche gehören 

zu selbstverständlichen Momenten der Emanzipationsbestrebungen und stellen 

Formen von „knowledges born-in-struggle“ dar.4

Zweitens: Solche Gegendiskurse, von denen es viele gibt, wurden zu verschie-

denen Epochen an verschiedenen Orten der Welt produziert – in Asien, in 

Amerika, in Afrika und natürlich auch in Lateinamerika. Das Besondere an den 

dekolonialen Theorien liegt daran, dass sie die heutige globalisierte Welt in der 

Auseinandersetzung mit kolonialen diskursiven Dispositiven berücksichtigen 
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und diese globalisierte Welt als Produkt und Fortsetzung jener kolonialen Dis-

positive mitdenken. So begreifen sie ausgehend von der Dependenztheorie5 

nicht nur das ökonomische Funktionieren der heutigen globalen Welt, sondern 

auch ihre politischen, kulturellen und epistemologischen Handlungsrahmen als 

Auswüchse und Konsequenzen der Kolonisierung. In dieser Hinsicht haben die 

dekolonialen Theorien den Begriff der Kolonialität geprägt. Mit dem Begriff der 

Kolonialität wird auf die Kontinuität der kolonial geprägten Machverhältnisse 

hingewiesen.

What is termed globalization is the culmination of a process that began 

with the constitution of America and colonial/modern Eurocentered 

capitalism as a new global power. One of the fundamental axes of this 

model of power is the social classification of the world’s population 

around the idea of race, a mental construction that expresses the basic 

experience of colonial domination and pervades the more important di-

mensions of global power, including its specific rationality: Eurocentrism. 

The racial axis has a colonial origin and character, but it has proven to 

be more durable and stable than the colonialism in whose matrix it was 

established. Therefore, the model of power that is globally hegemonic 

today presupposes an element of coloniality.6 

2. Modernisierung als epochale Zeitdiagnose
Die Selbstdarstellung des Westens als Verkörperung der Moderne und als Zielbild 

für andere Völker der Welt ist – wie gesagt – im Grunde ein Legitimationsdiskurs, 

der imperiale Bestrebungen und Handlungen begründen und rechtfertigen soll. 

Es ist auch ein Wunschbild von sich selbst und bei manchen ein Projekt, das 

einen Bruch mit sich selbst bedeuten soll, und daher für viele in der Vergangen-

heit und auch heute eher problematisch ist.
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Kant vergleicht seinen eigenen Ansatz der transzendentalen Philosophie, die 

nach den Bedingungen der Möglichkeit von Erkenntnis fragt und als Moment 

des Bruches, der zur Moderne in Europa führen soll, mit der kopernikanischen 

Wende vom geozentrischen zum heliozentri-

schen Weltbild.7 Es gibt also auch ein Narrativ, 

das Momente des Bruches mit dem Mittelalter 

als Voraussetzung einer kulturellen Wende und 

tiefgreifender soziohistorischer Veränderungen 

versteht, die zur Moderne führen. Die Moderne 

erscheint somit als ein Prozess, durch den Europa 

selbst gehen musste, also als Diagnose einer 

Epoche, die gerade zu Beginn der Kolonisierung in Europa im Entstehen war. 

Die Modernisierung war somit in Europa ein Projekt, das erst realisiert werden 

sollte. Die Kolonisierung nutzt Möglichkeiten, die durch die Modernisierung zur 

Verfügung gestellt wurden, wie neue Erkenntnisse über die Welt und technische 

Mittel, die durch die Förderung der Wissenschaft nach und nach zur Verfügung 

standen. Aber die Anforderungen der Moderne 

stellten meines Erachtens in vieler Hinsicht für den 

Prozess der Kolonisation eher ein Problem dar.

In der Meistererzählung der Moderne, die als 

Zielbild allen Völkern gern präsentiert wird und 

auf die bei diesen Völkern reagiert wird, werden 

ihre Charakteristiken genau genannt: Mehr und bessere Technik, mehr und 

besseres wirtschaftliches Wachstum, mehr und bessere Wissenschaft, mehr 

und bessere funktionale Differenzierung, die Vernünftigkeit des Subjekts, ein 

zusammenhängendes Set von institutionellen Systemen wie Demokratie, Markt-

wirtschaft und formalem Recht, die Verbreitung säkular-rationaler Normen, 

Die Moderne erscheint somit als 

ein Prozess, durch den Europa 

selbst gehen musste, also als 

Diagnose einer Epoche, die gera-

de zu Beginn der Kolonisierung 

in Europa im Entstehen war.

Erklärtes Ziel der Kolonisation 

und der immer noch wirkenden 

Kolonialität war und bleibt, 

diese Prinzipien und Werte in 

der ganzen Welt zu verbreiten.
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zunehmende Mobilität, individuelle Freiheit, Gleichheit und so weiter. Erklärtes 

Ziel der Kolonisation und der immer noch wirkenden Kolonialität war und bleibt, 

diese Prinzipien und Werte in der ganzen Welt zu verbreiten. Dies wird als Mission 

und gar als historische Bürde des diskursiv konstruierten Westens propagiert.

3. �Kolonisierung als Gegenmodernisierung – Kolonien als  
Heterotopie der Moderne

Ich möchte hier an einigen Beispielen zeigen, dass die Kolonisierung in ihrer 

Logik und in ihrer Durchführung die meisten dieser Ziele keineswegs verfolgt 

oder realisiert, sondern sie ausgehöhlt hat.

Michel Foucault hat eine kritische Genealogie der Moderne als Wirkung der 

Modernisierung beziehungsweise den Zeitraum, in dem sie stattfindet, erstellt.8

In seinen Werken wird Modernisierung als eine mächtige Form der Disziplinierung 

der Menschen dargestellt, die auf Vernunft basiert.9 Sie versucht, alle Formen 

von Erfahrung durch systematische Konstruktionen von Wissen, Diskursen und 

Institutionen zu klassifizieren und zu regulieren. Dabei wird versucht, Macht 

durch ein System von Regeln zu organisieren. Ziel dieses Regelsystem ist die 

Transformation einer chaotischen und ungeordneten Situation in eine rationale 

Ordnung. Dieses Ziel wurde nicht von allen Europäern als wünschenswert akzep-

tiert und viele Stimmen werfen der Moderne bis heute vor, solche Ziele verfolgt 

und realisiert zu haben.

Der Begriff Heterotopie der Moderne scheint mir geeignet, um einige der Funk-

tionen der Schaffung der Kolonien zu charakterisieren.

Dieser Begriff wurde von Michel Foucault 1967 erfunden, um manche Orte 

zu bezeichnen, die er in der Geschichte Europas beobachten kann.10 Diese 
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Orte haben für ihn unter anderem die folgenden 

Merkmale: „Die Heterotopie vermag, an einem 

einzigen Ort mehrere Räume, Platzierungen zu-

sammenzulegen, die an sich unvereinbar sind.“11 

Diese Räume können es ermöglichen, in zwei 

Räumen und zwei Zeitlichkeiten gleichzeitig zu 

stehen. Dieser Begriff wird gern benutzt, um die von Foucault selbst identifi-

zierten Heterotopien wie Gefängnisse, psychiatrische Kliniken oder Senioren-

heime und so weiter zu bezeichnen. Aber es gibt auch Ansätze, den Begriff 

für andere Realitäten zu gebrauchen. Der Belgier Noé Gross hat verschiedene 

Benutzungen dieses Begriffs untersucht und verweist unter anderem darauf, wie 

David Harvey in Spaces of Hope (2000) die ungleiche geografische Entwicklung 

des Kapitalismus am Ende des 20. Jahrhunderts reflektiert und versucht, die 

Kluft zwischen der Mikroskala des Körpers und der Makroskala der globalen 

politischen Ökonomie zu überbrücken, um über „Alternativen“ nachzudenken 

und über eine neue Art utopischen Denkens, das er „dialektischen Utopismus“ 

nennt.12 Noé Gross argumentiert, dass trotz der expliziten Bezugnahme auf Ge-

fängnisse, Krankenhäuser, Altersheime, Museen und Friedhöfe und so weiter, 

die die Grundlage von Foucaults Analyse bilden, der Begriff der Heterotopie 

zur Bezeichnung von Flucht benutzt werden kann – und zwar die Flucht vor 

den Normen und Strukturen, die die menschliche Vorstellungskraft gefangen 

halten. Er beruft sich dabei auf Kevin Hetheringtons Vorstellung von „alternati-

ven Ordnungsräumen“ in Die Balans der Moderne (1997), der Heterotopien als 

unterschiedliche Orte verstand, die entweder eine destabilisierende oder eine 

alternative Darstellung räumlicher und sozialer Beziehungen bieten (eine andere 

Art, Dinge zu tun).13 Trotz ihrer möglichen Verwirrungen und der Reduktion, die 

sie mit sich bringt, könnte eine solche Lesart uns möglicherweise erlauben, 

die Kolonien als Heterotopien zu denken.

Der Begriff Heterotopie der 

Moderne scheint mir geeignet, 

um einige der Funktionen der 

Schaffung der Kolonien zu cha-

rakterisieren.
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In dem Roman Le jardin des supplices des französischen Autors Octave Mirbeau, 

aus dem Franz Kafka für die Verfassung seiner berühmten Erzählung Die Straf-

kolonie einige Motive und Themen entliehen hat, macht die Hauptfigur eine 

Unterscheidung zwischen dem Leben in Europa und in den Kolonien.14 Der 

Schauplatz ist das frühe 20. Jahrhundert. Die Hauptfigur beschreibt Europa 

als einen Raum, in dem Gesetze und Regeln die Freiheit der Einzelpersonen so 

eingeschränkt haben, dass das Leben dort nicht 

mehr interessant ist. In den Kolonien dagegen 

sind Einzelpersonen wirklich frei – sie können 

sogar jemanden ungestraft töten. In der Sprache 

dieses Charakters bezieht sich der Begriff „Einzel-

personen“ nur auf die Europäer*innen, nicht auf 

die Einheimischen. Der grundlegende Unterschied 

zwischen Europa und den Kolonien besteht darin, 

dass in den Kolonien weniger Regulierungen, 

weniger psychische Unterdrückung und weniger 

Herrschaft über das Individuum durch soziale 

Institutionen besteht. Hier sehen wir den Traum 

vieler Europäer*innen, die die Prozesse der Büro-

kratisierung und Rationalisierung als repressiv 

betrachteten und die Kolonien als einen Raum, in dem sie frei sein konnten, 

sich aus all diesen Zwängen befreien können und die Möglichkeit einer völligen 

Freiheit ohne moralische und rationale Kontrolle genießen. 

In seinen Amerikanischen Reisetagebüchern zeigt Humboldt deutlich, wie er 

regressives Verhalten der Europäer*innen in den Kolonien erlebt hat: 

Hier sehen wir den Traum  

vieler Europäer*innen, die die 

Prozesse der Bürokratisierung 

und Rationalisierung als 

repressiv betrachteten und die 

Kolonien als einen Raum, in 

dem sie frei sein konnten, sich 

aus all diesen Zwängen befreien 

können und die Möglichkeit 

einer völligen Freiheit ohne 

moralische und rationale 

Kontrolle genießen. 
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Es ist schwierig für einen Europäer, in diesen Breiten ein anständiger 

Mensch zu bleiben, wo die Straflosigkeit bis in den Klerus hinein herrscht, 

dass ich Gott täglich bitte, mich nicht hier sterben zu lassen, denn ohne 

Zweifel werde ich verdammt sein. […]. Die Idee der Kolonie selbst ist eine 

unmoralische, diese Idee eines Landes, das einem anderen zu Abgaben 

verpflichtet ist, eines Landes, in dem man nur zu einem bestimmten Grad 

an Wohlstand gelangen soll, in welchem der Gewerbefleiß, die Aufklärung 

sich nur zu einem bestimmten Punkt ausbreiten dürfen.15

Schon 1531 musste Las Casas feststellen, dass der Sohn Gottes gesagt habe, er 

schicke die Christen als Schafe zu den Wölfen, damit sie sie zähmen und ihnen 

den Weg zu Gott zeigen, aber statt Schafe zu den Wölfen zu schicken, um sie zu 

bekehren, wurden eher hungrige, tyrannische und grausame Wölfe geschickt; die 

die Schafe zerstückeln, erschrecken und massakrieren.16 Er weist selbstverständ-

lich darauf hin, dass dies daran liegt, dass die erste Motivation der Kolonisation 

doch ökonomischer Natur war, sodass die Christianisierung für die meisten 

Kolonisatoren nur ein Mittel zu diesem Zweck war. Schon die Tatsache, dass 

die Religion, die im Projekt der Modernisierung als eines der üblichen Übel der 

europäischen Kultur, die die Moderne zu überwinden hat, um säkular-rationale 

Normen zu verbreiten, hier zum zentralen Mittel der Kolonisierung erhoben wird, 

zeigt deutlich, dass die Kolonisation nur in manchen Aspekten zum Projekt der 

Moderne gehörte und eine eigene Logik verfolgte, die Gegenmodernisierungs-

ziele hatte. 

4. Völkerrecht, Kolonialrecht und Kolonisation
In seinem Text namens Die Evolution des Völkerrechts: Koloniale und postkolo-

niale Realitäten, schreibt Antony Anghie: „Ich vertrete die Ansicht, dass Völker-

recht stets vom Gebot einer zivilisierenden Mission, nämlich dem Projekt des  
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Regierens und Transformierens nicht europäischer Menschen, geprägt war.“17 

Dabei verweist er nicht auf den Anfang des Völkerrechts, sondern auf den Diskurs 

vom Westen als Vorabteil und Überbringer der Modernisierung. In der Einleitung 

einer englischen Ausgabe des Textes von Hugo Grotius The Rights of War and 

Peace aus dem Jahre 1901 heißt es:

The idea of peaceful equity among nations, now accepted as a human 

ideal, though still far from realization, was for ages a difficult, if not an 

impossible, conception. All experience spoke against it, for war was 

the most familiar phenomenon of history. In each of the great national 

monarchies that had already risen or were still rising on the ruins of im-

perial dominion, particularly in France, England, Holland, and the States 

of Germany, a continuous internal conflict over questions of religion 

complicated the bitterness and destructiveness of foreign wars until 

Europe was reorganized by the Peace of Westphalia, in 1648. It was in 

the midst of these wars that Grotius was born.18

In dem Buch Die Veränderung der Karte Europas erinnert Adolph Wagner 1871 

seine Kritiker an gewaltsame Prozesse der Konstituierung von europäischen 

Staaten auch nach dem Westfälischen Frieden von 1648: „Kennen diese Anklä-

ger denn die Geschichte ihrer eigenen Staatsbildung so wenig? Die italienische 

Einheit ist doch erst in unseren Tagen auch nur durch Kriege und Siege begrün-

det worden […] Russland hat durch Kriege und Gewalttaten eine Westgrenze 

seit 200 Jahren um 15 Grade […] vorgeschoben.“19 An diesen Beispielen und 

anderen zeigt er, dass Kriege zur Geschichte Europas gehören und erst nach 

und nach, wenn nicht gebannt, so zumindest begrenzt werden. Die Versuche 

des Wiener Kongresses 1815 und auch in der Berliner Konferenz 1884 sind 

also wichtige Momente gerade im imperialistischen Kontext. Das Völkerrecht 
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wurde in der Tat in Europa durch Grotius und andere Autoren sowie durch 

verschiedene diplomatische Initiativen entwickelt, um europäische Probleme 

zu lösen. Auch im Zuge der imperialistischen Eroberung der Welt blieb das 

Völkerrecht vorerst in Bezug auf die Vermeidung von Konflikten zwischen den 

Europäern gedacht. In Bezug auf Beziehungen zu außereuropäischen Ländern 

und zur Besitzergreifung der Kolonien erfuhr das Völkerrecht Veränderungen 

und Adaptationen, die seinen ursprünglichen 

Geist und die ursprüngliche Absicht total aus-

höhlte. Auch hier wurden Kolonien und koloniale 

Verhältnisse zu Heterotopien.

Schon bei den Theoretikern der Moderne, und 

nicht nur bei den Praktikern und Nutznießern der 

Kolonisierung, zeigt sich die Schwierigkeit bei 

der konzeptuellen Einordnung der Kolonien in 

die Vision eines kohärenten und konsequenten 

Projekts der Modernisierung. Immanuel Kant, 

der große Aufklärer und konsequenter Denker eines Horizonts der modernen 

Verhältnisse, hat sich in Überlegungen verirrt, sobald er die Völker der von den 

Europäer*innen kolonisierten Welt in eine allgemeine Ökumene der modernisier-

ten Welt integrieren sollte.20

In und nach der Berliner Konferenz 1884 ist eine Dynamik am Werk, die für die 

einheimische Bevölkerung verheerende Folgen haben wird. Der Rekurs auf Gewalt 

als Mittel der Durchsetzung der in dem Schlussakt der Konferenz verkündeten 

Ziele der Kolonisation und die Inhumanität, die der koloniale Alltag bedeutete, ist 

hinreichend dokumentiert. Der Status der Afrikaner wird in den verschiedenen 

juristischen Duktus so festgelegt, dass sie weitgehend nicht nur in eine Zweit-

Schon bei den Theoretikern der 

Moderne, und nicht nur bei den 

Praktikern und Nutznießern 

der Kolonisierung, zeigt sich 

die Schwierigkeit bei der 

konzeptuellen Einordnung der 

Kolonien in die Vision eines 

kohärenten und konsequenten 

Projekts der Modernisierung. 
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klassigkeit verbannt, sondern ihrer Menschenwürde beraubt werden. Dabei 

zeigten sich die Diplomaten und die Kolonialbeamten in ihrer Kategorisierung 

sehr erfinderisch. Dies beginnt mit der Bezeichnung ihres Territoriums als Schutz-

gebiet. Das Wort wird zu diesem Zweck neu definiert.

Artikel 6 Absatz 1 der General-Akte der Berliner Konferenz verfügt: 

Alle Mächte, welche in den gedachten Gebieten Souveränitätsrechte oder 

einen Einfluss ausüben, verpflichten sich, die Erhaltung der eingebore-

nen Bevölkerung und die Verbesserung ihrer sittlichen und materiellen 

Lebenslage zu überwachen (und an der Unterdrückung der Sklaverei und 

insbesondere des Negerhandels mitzuwirken); sie werden ohne Unter-

schied der Nationalität oder des Kultus alle religiösen, wissenschaft-

lichen und wohlthätigen Einrichtungen und Unternehmungen schützen 

und begünstigen, welche zu jenem Zweck geschaffen und organisiert 

sind, oder dahin zielen, die Eingeborenen zu unterrichten und ihnen die 

Vorteile der Civilisation verständlich und wert zu machen.

Eben diese Idee der Schutzbedürftigkeit wird in der Bezeichnung Schutzgebiet 

impliziert. Dieses Wort, das schon früher für andere Verhältnisse verwendet 

wurde, hat zu diesem Zweck eine semantische Verschiebung erfahren, die 

nicht nur dem Willen Bismarcks entsprach, zumindest zu Beginn der deutschen 

Kolonialpolitik, ein bestimmtes Konzept des überseeischen Engagements zu 

favorisieren. Hier kommen mentale Konstruktionen zum Ausdruck, die die Welt 

dichotomisch und hierarchisch ordnen und die Kolonisation zu einer moralischen 

Aufgabe und Pflicht erheben. 
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Entsprechend werden die Menschen vor dem Gesetz in drei Kategorien 

eingeteilt: In erstens Reichsangehörige; zweitens, Angehörige anderer zi-

vilisierter Staaten. Diese haben, sofern sie in ihrer Heimat Vollbürger sind, 

im Wesentlichen die gleiche Rechtsstellung in den Schutzgebieten wie die 

Reichsangehörigen. Und, drittens, „die Eingeborenen“. Man bezeichnete als 

„Eingeborene“ die Angehörigen der im Schutzgebiet lebenden nicht weißen 

Stämme, einschließlich der sogenannten Mischblutstämme, zum Beispiel 

der sogenannten Bastards in Deutsch-Südwestafrika. Die sogenannten Ein-

geborenen sind der obrigkeitlichen Gewalt des Reichs unterworfen und sind 

dessen Untertanen.21 

Afrikaner finden sich damit in einem mentalen, organisatorischen und recht-

lichen System gefangen, das ihnen einen Status von Minderjährigen und 

Untergebenen verleiht, dessen Folgen sich für manche erst nach und nach, 

für andere brutal zu erkennen geben. Während 

die Europäer sich darauf vorbereitet hatten, 

den selbstgeschnitzten Mantel anzukleiden 

und die Rolle zu übernehmen, die sie sich ein-

seitig zugestanden hatten, so mussten sich die 

afrikanischen Bevölkerungen in einer Situation 

wiederfinden, auf die sie nicht vorbereitet, worin 

sie aber fortan zum Leben verurteilt waren. Wie 

bewältigt man ein Unglück, das einem plötzlich widerfährt, wovon manche 

vielleicht schon gehört haben, ohne es aber immer intellektuell zu verstehen 

oder zu meistern? Wie geht man als Individuum und als Gruppe mit unerhör-

ten Verhältnissen um, mit denen man konfrontiert wird, wo man nach und 

nach merkt, dass man die historische Initiative verloren hat und nur noch 

reagieren kann?

Wie bewältigt man ein Unglück, 

das einem plötzlich widerfährt, 

wovon manche vielleicht 

schon gehört haben, ohne es 

aber immer intellektuell zu 

verstehen oder zu meistern? 

https://deutsche-schutzgebiete.de/wordpress/projekte/kolonien/
https://deutsche-schutzgebiete.de/wordpress/reichsangehoerigkeit/
https://deutsche-schutzgebiete.de/wordpress/projekte/kolonien/
https://deutsche-schutzgebiete.de/wordpress/projekte/kolonien/deutsch-suedwestafrika/
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Auf jeden Fall sind wir hier weit entfernt von den großen verkündeten Prinzipien 

der Modernisierung.

Der Franzose Bernard Durand hat eine umfangreiche Studie zum kolonialen Recht 

vorgelegt, in der er auch zu dem Schluss kommt, der meine These von Kolonien als 

Heterotopien der Moderne22 bestätigt, und zwar, dass trotz der proklamierten Idee 

der Mission civilisatrice keineswegs diese Territorien in einen globalen Prozess 

der Modernisierung zu integrieren vermochte.23 Auch wenn Durand ausdrücklich 

festhält, sein Ziel wäre, eine ausgewogene Geschichte der Kolonisation zu schrei-

ben und nicht nur ihre oppressive Struktur zu zeigen,24 muss er zu dem Schluss 

kommen, dass die Kolonisation eine Globalisierung darstellt, die die Prinzipen des 

Rechts herausfordert. Er stellt fest, dass die kolonisierenden Länder verkündeten, 

mit ihren rechtlichen Prinzipien auszureisen und sie auch in den neuen Territorien 

walten zu lassen, aber in den neuen Verhältnissen etwas ganz anderes etabliert 

haben, weil sie sich anpassen mussten. Das neue nach und nach erarbeitete 

Kolonialrecht passte sich neuen sozialen Verhältnissen an, vor allem aber neuen 

politischen Zielsetzungen. Die koloniale Gesetzgebung wurde vor allem von einem 

politischen Willen getragen, der die Herrschaft über die indigene Bevölkerung zum 

Grundprinzip und die aufgestellten Regeln zum Werkzeug dieser Herrschaft und 

der Stärkung der Kolonialmacht machte. So stellt Durand fest: 

Cette dimension le condamnait à faire le grand écart avec tous les prin-

cipes respectés au sein des métropoles, à multiplier les exceptions, à 

introduire les distinctions appuyant les différences de race, et à accepter 

l’utilisation d’outils juridiques (internements administratifs, responsabilité 

collective, dépossession des terres) impensables dans la pensée d’un 

droit pensé par la République selon une idéologie forgée par la Révolu-

tion française. à cet égard, la référence à la civilisation et au devoir de 
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civilisation ancre dans la population l’image d’un colonisé diffèrent par 

nature d’un « citoyen ». Il s’agit de figer un droit destiné a maintenir l’autre 

dans la différence.25 

5. �Abschließende Anmerkungen: Renitenz gegen die  
Modernisierung?

In den 1990er-Jahren wurde ich zu einer Tagung der deutschen Afrikanisten ein-

geladen. Die Stimmung war gedrückt und es kursierte der Spruch: „Über Afrika 

fällt niemandem etwas ein.“

Und sehr schnell verfielen viele Beobachter*innen und Forscher*innen in den 

Duktus, der schon lange geherrscht hatte, der aber durch das Jahr 1960 gedämpft 

war. Afrika wurde wieder das Andere Europas. Es entwickelte sich ein pessimisti-

scher Diskurs über Afrika, bei dem gezeigt wurde, dass die Afrikaner*innen ganz 

anders ticken als die Europäer*innen. Das „Scheitern aller Entwicklungsversuche 

in Afrika“ läge daran, dass die Seele der Afrikaner*innen anders strukturiert wäre. 

Die grundlegenden Postulate dieses gelehrten Kulturalismus sind relativ einfach: 

mangelnder Respekt in Afrika gegenüber etablierten, modernen Regeln, Gewicht 

der informellen Praktiken, die ihren Ursprung in sozialen und kulturellen atavis-

tischen Reflexen haben, welche dauerhaft in staatliche Apparaturen eingeladen 

werden. „Community”-Druck, lokale Bräuche, traditionelle Werte, magisch-religiöse 

Vorstellungen, Klientelismus und Kulturgewohnheiten, ursprüngliche Solidarität 

und ethnische Identitäten. 

Für viele konnte nur eine Analyse der afrikanischen Kultur und ihrer Verankerung 

in der Vergangenheit es ermöglichen, die in Kraft getretenen politischen Praktiken 

zu verstehen. Die Verwendung der Vergangenheit ist in der Tat das Herzstück 

des Arguments, auch wenn verschiedene Veränderungen und Anpassungen 
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der traditionellen Kultur in ihren zeitgenössischen Manifestationen untersucht 

werden. Die Vergangenheit wurde die Basis des moralischen und symbolischen 

Repertoires der Darstellungen afrikanischer Führer*innen und Beamten heute. 

So heißt es bei Kelsall: „Diese vorkoloniale Vergangenheit lieferte Ideen für 

Macht, Rechenschaftspflicht, Moral und Gesellschaft, die heute in Afrika weiter-

hin mächtig bleiben.“26 Oder: „Die Schlüsselmerkmale des sozialen Getriebes in 

Afrika sind heute aus einer Tradition, die in einer Wirtschaft verwurzelt ist, die 

Tausende von Jahren alt ist.”27

Der französische Anthropologe De Sardan nennt diesen Erklärungsmodus afrika-

nistischen traditionalistischen Kulturalismus, weil er grundsätzlich die Vergangen-

heit nicht historisiert, sondern essenzialisiert. Dieser Ansatz ist daher für ihn eine 

Ideologie, die sich selbstverständlich als Gelehrsamkeit verkauft.28 Ich nenne sie 

die Fortsetzung der Konstruktion „des Anderen“ der Europäer*innen wie man sie 

vor und während der Kolonisation beobachten konnte. Nicht der Rekurs auf die 

Vergangenheit, um die Gegenwart zu verstehen, wird hier problematisiert. Sardan 

schreibt und ich stimme mit ihm überein: „Natürlich kann es keine Rede davon 

sein, jeglichen Einfluss der Vergangenheit auf die Gegenwart abzulehnen, ganz 

im Gegenteil! Die Geschichte ist eine wesentliche Dimension der Gegenwart. Aber 

deshalb muss sie ernsthaft und minutiös analysiert werden. Die Vergangenheit, 

die in das heutige Verhalten integriert ist, ist vielfältig und muss situiert, detailliert 

und argumentiert werden.“29

So hat er überzeugend gezeigt, dass ein Verständnis der ziemlich speziellen 

Funktionsweise afrikanischer Bürokratien im 21. Jahrhundert erfordert, dass wir 

eher ins 20. als ins 19. Jahrhundert zurückgehen, mit der Gründung des Kolonial-

staates oder den Modalitäten des Übergangs in den postkolonialen Staat. Bei der 

Frage nach dem Einfluss der Vergangenheit müssen wir, so zeigt er, präzise und 
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streng sein. So wird deutlich, dass die koloniale 

Regierungsform (weit entfernt von den Normen und 

Werten der damaligen europäischen Bürokratien) 

zeitgenössischen afrikanischen Verwaltungen viele 

ihrer Merkmale übertragen haben: Verachtung für 

die Nutzer*innen, Rückgriff auf Vermittler*innen, 

Streben nach übermäßigen Privilegien und so 

weiter. 

Die Globalisierung mit ihren Ungleichzeitigkeiten und ihren Asymmetrien auf allen 

Gebieten ist nicht das Ergebnis der Modernisierung, sondern der Kolonisierung. 

Die Kolonisierung hat also Machtverhältnisse, relationale Verhaltensmuster, 

politische und ökonomische Strukturen geschaffen, die nicht nur international 

gerade in neuen Völkerrechtsdispositiven, sondern auch in den ehemaligen ko-

lonisierten Ländern von der neuen einheimischen Machtelite reproduziert und 

perpetuiert werden. Die Kolonialität der zeitgenössischen Machtverhältnisse 

sowohl intern in den Ländern des Südens und speziell in Afrika als auch in den 

internationalen Beziehungen ist das Ergebnis von Praktiken und Dispositiven, die 

durch die Kolonisierung und imperiale Kultur durchgesetzt wurde.

Die Globalisierung mit ihren 

Ungleichzeitigkeiten und ihren 

Asymmetrien auf allen Gebieten 

ist nicht das Ergebnis der 

Modernisierung, sondern der 

Kolonisierung. 
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Die Kolonisierung „Cameroons“:  
Zur Geschichte einer 

manipulativen Wegnahme mit 
besonderer Berücksichtigung 
der Deutsch-Duala-Verträge1

We, the undersigned independent Kings and Chiefs of the Country called 

Cameroons […] give this day our rights of Sovereignty, the Legislation 

and Management of this our Country entirely up to Mr. Eduard Schmidt 

acting for the firm C. Woermann and Mr. Johannes Voss acting for Mess. 

Jantzen & Thormählen, both in Hamburg, and for many years trading in 

this River.2

Am 12. Juli 1884 unterschrieben King Akwa, King Bell und ihre Headmen in 

den sogenannten „cameroons“ an der Westküste Afrikas einen Vertrag mit 

Vertretern der beiden deutschen Firmen Woermann und Jantzen & Thormäh-

len. Über die Vorgeschichte dieses Vertragsabschlusses und insbesondere 

über die möglichen Motive der beiden bedeutendsten Duala-Könige – Bell und 

Akwa – ist bereits (vergleichsweise) viel geschrieben worden,3 manchmal in 

nostalgischem Ton4. Doch wie wurde der Vertragstext von den Beteiligten inter-

pretiert und welche rechtliche Bedeutung wurde ihm zugesprochen? Welcher 

Aussagewert kommt ihm jenseits des konkreten Einzelfalls in der Geschichte 

des (Völker-)Rechts zu?

Richard Tsogang Fossi, Gwinyai Machona
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Dem geht dieser Beitrag nach und 

kommt zu folgenden Antworten: Allen 

Beteiligten, seitens der Duala und sei-

tens der Deutschen, war klar, dass die 

Unterzeichner des sogenannten Schutz-

vertrages nicht ihre völlige Souveränität 

aufgaben. Insbesondere Vertreter der 

Duala bestanden immer wieder auf die 

Einhaltung der vertraglichen Bestim-

mungen, während die deutsche Seite 

diesen sukzessive weniger bis gar keine 

Bedeutung einräumte.

Wir beobachten hier eine „Dynamik 

der Differenz“. Antony Anghie, der den 

Begriff „dynamic of difference“ maß-

geblich prägte,5 hat aufgezeigt, dass 

Europäer*innen die „Anderen“ seit den 

ersten „kolonialen Zusammenkünften“ 

im 16. Jahrhundert zwar als formal 

gleichberechtigt, rechts- und geschäfts-

fähig anerkannten, sie sodann aber –  

innerhalb einer juristischen Sekunde –  

durch eine rassisch-konstruierte Dif-

ferenz wieder ausschlossen und die 

Überbrückung dieser Differenz als ver-

meintliches Ziel einer „Zivilisierungs-

mission“ ausgaben.6

Dr. Richard Tsogang 

Fossi
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Träger kolonialer Erinnerung (GEI Braun-

schweig) und am Ausstellungsprojekt „Hey 
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Aktuell ist er Postdoktorand an der Tech-

nischen Universität Berlin bei dem For-
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versität Dschang) und Prof. Bénédicte 

Savoy (Technische Universität Berlin). 

Aus dem Projekt ging die Publikation ►  
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Dieses Muster finden wir auch in der 

Kolonisierung „Kameruns“.7 Die wird 

insbesondere unter der Einbeziehung 

des „vorkolonialen“ Kontextes deutlich, 

welcher sich durch eine gegenseitige 

Annäherung zwischen Europäern und 

Duala kennzeichnete. Beiden Seiten 

ging es dabei bis in die 1880er-Jahre 

jeweils vordergründig um Handels-

beziehungen. Die Duala nahmen bei 

diesem Handel eine Schlüsselrolle 

als „Zwischenhändler“ zwischen den 

Europäern und anderen Autoritäten 

im Landesinneren ein, die über die be-

gehrten Ressourcen verfügten. In die-

ser Konstellation war eine (gewisse) 

gegenseitige Anerkennung formaler 

Gleichheit und Rechtsfähigkeit als 

Grundvoraussetzungen eines Handels-

systems unabdingbar (1.1). Doch im 

deutschen Reich fand eine Diskurs-

verschiebung statt, die sich bereits in 

den 1870er-Jahren angebahnt hatte. Es entstand eine breite Kolonialbewegung 

aus Unternehmern, Wissenschaftlern, christlichen Theologen und Politikern. Der 

Ruf nach („echten“) Kolonien wurde lauter (1.2).

Nachdem deutsche Unternehmer wie Adolph Woermann den deutschen Reichs-

kanzler und den Kaiser dazu bewegt hatten, eine formalisiertere Kolonialisierung 

Gwinyai Machona 

ist wissenschaft-

licher Mitarbeiter 

an der Humboldt- 

Universität zu Ber- 

lin. Er hat Rechts-

wissenschaften in London und Berlin sowie 

Historical Studies in Oxford studiert. 

Seine Forschung befasst sich schwerpunk-
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Atlas der Abwesenheit. Kameruns Kulturerbe 
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hervor, die unter dem Link zu finden ist:  

https://doi.org/10.11588/arthistori-

cum.1219.
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unter einer sogenannten „Oberhoheit“ des Reiches 

zu akzeptieren, drängten deutsche Handelsver-

treter ihre afrikanischen Geschäftspartner zum 

Abschluss von Verträgen wie die sogenannten 

„Schutzverträge“ mit den Duala vom Juli 1884. 

In den Vertragsunterzeichnungen kann der Höhe-

punkt der europäischen und speziell deutschen 

Anerkennung von Souveränität und Rechtsfähigkeit der Duala erblickt werden 

(2.1). Doch – ganz wie von Antony Anghie mit dem Konzept der Dynamik der 

Differenz beschrieben – ignorierten die Deutschen nicht nur die vertraglichen 

Klauseln, sondern sprachen den Unterzeichnern gar Teile ihrer Souveränität und 

Rechtsfähigkeit ab. Diese Bewegung zwischen Anerkennung und Aberkennung 

der Souveränität spiegelte sich sodann auch in der deutschen Völkerrechts-

wissenschaft wider, für die die „Schutzverträge“ ein kaum auflösbares Problem 

darstellten. (2.2).

1. Vorkolonialer Kontext
Da bei dem Prozess der Kolonisierung Mitglieder zweier (heterogener) Gesell-

schaften aufeinandertrafen, die der „Duala“8 und die der „Deutschen“9, betrachten 

wir insbesondere die politischen und ökonomischen Entwicklungen vor 1884 

zunächst in „cameroon“ (1.1) und sodann in „Deutschland“ (1.2).

1.1 Politische und kommerzielle Lage in Westafrika kurz vor 1884

Im 19. Jahrhundert waren autonome Königreiche an den Küstenregionen West-

afrikas angesiedelt, deren Einwohnerzahl sich auf circa 300.000 belief. Über 

das Gebiet des heutigen Duala am Wuri-Fluss – damals Cameroons genannt – 

herrschten vier Familien und ihre Kings, Bell, Akwa, Dido und Kum´a Mbape alias 

Lock Priso Bell, der sich vom Königshaus Bell abgespaltet hatte.10 Aufgrund der 

Deutsche Handelsvertreter 

drängten ihre afrikanischen 

Geschäftspartner zum Abschluss 

von Verträgen wie die sogenann-

ten „Schutzverträge“ mit den 

Duala vom Juli 1884.
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weitreichenden Autonomie der einzelnen Königshäuser innerhalb der Duala-Ge-

sellschaft11 wird retrospektive teilweise von „Kleinstaat[en] innerhalb eines Volkes“ 

gesprochen („petit état dans le peuple“)12. Das Verhältnis der Königshäuser unter-

einander war sowohl von einem grundsätzlichen Zusammenhalt als auch von 

Konkurrenz geprägt13 – vergleichbar mit den Verhältnissen der Fürstentümer in 

Deutschland zur selben Zeit. Ein unregelmäßig zusammenkommendes Gremium, 

der Ngondo, stellte eine Schlichtungsinstanz dar und fungierte als Aushandlungs-

ort für gemeinsame Positionen und strategische Partnerschaften.14

Sozial waren die Gesellschaften der Duala zwar hierarchisch organisiert, die 

Hierarchien waren jedoch vergleichsweise durchlässig. So konnten Untertanen 

oder sogenannte „Sklaven“ etwa durch Heirat oder geschicktes Wirtschaften bis 

in soziale Oberschichten aufsteigen.15

In derselben Periode ließen sich viele europäische Firmen an den Küsten Dualas 

nieder. Aber nur gegen die Bezahlung einer jährlichen Abgabe (Kumi) gewährten 

die Kings Europäern ein Bleiberecht an der Küste, nicht jedoch Zutritt zum Land.16 

Die europäischen Händler agierten daher vor allem von Hausbooten (Hulks) aus, 

um von den Duala angebotene Produkte wie Kautschuk und Palmöl zu erstehen. 

Die Duala bezogen diese Produkte ihrerseits von Produzenten aus dem Landes-

inneren, mit denen sie neben den kommerziellen Beziehungen auch kulturelle 

Interaktionen pflegten.17

Wie Kum’a Ndumbe eindrucksvoll aufzeigt, kann es als entscheidender Fehler ge-

deutet werden, dass die Duala-Eliten sich nicht nur untereinander Konkurrenz um 

die Handelsbeziehungen machten, sondern auch ihre Gewinne aus dem Handel 

nicht investierten.18 Statt von einer Kapitalakkumulation seitens der Duala könne 

höchstens von einer Warenakkumulation gesprochen werden: „Das Kapital, das 
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in den Waren steckte, die jahrelang in den Lagern warteten, ruhte und arbeitete 

nicht.“19 So blieben die Duala-Kings wirtschaftlich und politisch abhängig von 

ihrer Monopolstellung in der Handelskette zwischen Landesinnerem und Küste.20 

„[G]ewöhnliche Häuptlinge“21 und andere Mitglieder sozial „niedrigerer“ Klassen 

strebten wirtschaftlich, gesellschaftlich und politisch nach mehr Einfluss und 

die Kings fanden sich in einer mehrdimensionalen Konfliktlage. Sowohl seitens 

der konkurrierenden Königshäuser als auch seitens ihrer Untertanen gerieten 

sie unter Druck.22

Vor diesem Hintergrund versuchten die Kings, ihre eigene Macht durch eine er-

wünschte „Annexion“ durch eine europäische Nation zu retten. Dieser Annexions-

wunsch versteht sich jedoch nicht als Unterwerfungsbereitschaft der Könige 

einer europäischen Macht gegenüber, sondern vielmehr als Modernitätsstreben, 

das ihre Königtümer von den Leistungen der sogenannten Zivilisation profitieren 

lassen sollte, wie etwa eine europäisch geführte „Schiedsgerichtsbarkeit“. Da 

die Duala mit Großbritannien, das vor Ort durch Konsuln vertreten war,23 seit den 

1840er-Jahren schon viele Verträge abgeschlossen hatten24 und die britische 

Regierung sogar ein juristisches Organ – den 1856 gegründeten und als Schieds-

gericht fungierenden „Court of Equity“ – in „Cameroons“ etabliert hatte25, wandten 

sich die Kings zunächst Großbritannien zu. In Briefen äußerten sie den Wunsch, 

die englische Krone möge ihr Land „annektieren“ und es wie Calabar durch eng-

lische Gesetze und Technologie „erschließen“. Einer der oft zitierten Briefe, der 

von King Akwa, Prince Dido Akwa, Prince Black, Prince Joe Garner und Prince 

Lawton am 7. August 1879 an die britische Königin geschrieben wurde, lautete:

Dearest Madam,

we your servants have join together and thoughts its better to write you 

a nice loving letter which will tell you about all our wishes. We wish your 
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laws in our towns. We want to have every fashion altered, also we will do 

according to yours consuls word. Plenty wars here in our country. Plenty 

murder and plenty idol worshipers […] We have spoken to the English 

Consul plenty times about having an English government here. We never 

have answer from you, so we wish to write ourselves. When we heard 

about Calabar River, how they have all English laws in their towns, and 

how they have put away all their superstitions, oh we shall be very glad 

to be like Calabar now.26

Im Jahre 1883 gingen weitere Briefe an die britische Königin und den Premier-

minister ein, um erneut eine britische Annexion zu fordern.27 Wie die früheren 

Briefe blieben sie ohne positive Antwort. Max Buchner schrieb dazu später, der 

englische Konsul Edward Hyde Hewett „könne nur immer wieder betonen, dass 

die Häuptlinge der Camerooner schon seit langem wünschten und bäten, von 

ihm englisch gemacht zu werden, und die Gewährung dieser Bitte sei nur deshalb 

verzögert worden, weil er von vornherein offen erklärt habe, zunächst müssten 

die Kameruner auf ihr Handelsmonopol, dieses Hindernis des Verkehrs mit den 

besseren Inlandsstämmen, ein für allemal verzichten“.28

Das Zögern Großbritanniens verstärkte die Kolonialinteressen der deutschen 

Händler, die seit den 1830er-Jahren in der Region aktiv waren, unter ihnen Firmen 

wie Rosenbusch & Co., R. Müller, C. Gödelt, Wölber & Brohm, Grumbach & Co., 

G.L. Geiser, C. Woermann, Jantzen & Thormählen, Voigt, Schabert & Co., Gödelt 

& Gütschow, F. M. Vietor.29 Ihr Ruf nach einer staatlichen Kolonialpolitik stieß im 

Deutschland der 1880er-Jahre auf offene Ohren.
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1.2 �Politischer Kontext in Deutschland: Kolonialfrage und 

Kolonialbegeisterung der 1880er-Jahre

Bereits vor der Reichsgründung mehrten sich deutsche Stimmen, die von einem 

deutschen Empire träumten. So schrieb etwa der Völkerrechtler Johann Casper 

Bluntschli in seinem wirkmächtigen Buch Das moderne Völkerrecht der civilisier-

ten Staaten von 1868:

Wenn die deutsche Nation ihren Culturberuf erfüllen und nicht immer 

wie bisher ihre auswandernden Nachkommen zur Auflösung in fremden 

Nationen verurtheilen will, so wird auch sie dem Vorbild der civilisierten 

Weltvölker folgen und nicht bloß ‚in abstracto‘ denken, sondern ihren Stat 

‚in concreto‘ kolonisirend und civilisirend ausbreiten.30

Befeuert durch die Reichsgründung entstand in den 1870er-Jahren in der Tat eine 

deutsche „Kolonialbewegung“, die anfangs insbesondere von „geografischen 

Vereinen“ angetrieben wurde. So gründeten sich 1873 die „Deutsche Gesellschaft 

zur Erforschung Äquatorialafrikas“ (kurz: „Afrikanische Gesellschaft“) in Berlin 

und die „Geographische Gesellschaft in Hamburg“, die bezeichnenderweise nicht 

mehrheitlich aus Geografen, sondern aus Kaufleuten und Reedern bestand.31 

Im Interesse der „Wissenschaft“ forderten sie die „Durchforschung und Auf-

hellung der Erdräume“32 und bezeichneten die „Erschließung“ Zentralafrikas für 

den „Welthandel“ als „eine Aufgabe, welche allen Culturvölkern gestellt ist.“33 

In diesen „geografischen“ Vereinen „trafen sich wissenschaftliche Forschung, 

koloniale Phantasiewelten, ökonomischer Utilitarismus und zivilisatorische 

Sendungsmission“.34

Um 1880 erfuhr das koloniale Denken in Deutschland sodann einen weiteren 

enormen Aufschwung. Die Kolonialfrage galt nicht nur als Prestigesache für 
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einen Staat, der zur Weltmacht avanciert war, sondern auch als probates Mittel 

zur Behebung sozialer Defizite35, die nach der Reichsgründung durch eine anhal-

tende Depression, sinkende Löhne, steigende Mieten, Entlassungen oder auch die 

Agrarkrise ab 1879 entstanden waren.36 Die wirtschaftspolitischen Argumente 

vermischten sich dabei mit kulturanthropologischen, pseudowissenschaftlichen 

und christlichen Anschauungen, die scheinbar zu einer „Zivilisierung“ anderer 

„Völker“ verpflichtete. Missionare wie der Leiter der größten evangelischen 

Missionsgesellschaft Deutschlands, Ernst Friedrich Fabri,37 Kaufleute wie Adolf 

Woermann38 und Ernst von Weber39 oder Schriftsteller beziehungsweise Theo-

sophen wie Wilhelm Hübe-Schleiden40 waren einige bekannte Persönlichkeiten, 

die in diesem Bereich mitwirkten.41 Das von Fabri verfasste Büchlein Bedarf 

Deutschland der Colonien? von 1879 löste dabei eine besondere Kolonialbegeis-

terung unter Geschäftsleuten, Großbankiers, Regierenden, Militärs und Reedern 

aus. Kolonialvereine wie der 1881 in Düsseldorf etablierte „Westdeutsche Verein 

für Kolonisation und Export“ verbreiteten die Propaganda weiter. Der Aufruf zum 

Treffen für die konstituierende Sitzung fasste die Ziele eines solchen Vereins 

zusammen:

Immer lebhafter wird in Deutschland das Bedürfnis überseeischer Colonien 

empfunden, welche unseren ländlichen und anderen Auswanderern ein 

neues deutsches Heim gewähren, dem Capital sichere und hohe Rente, 

der Industrie vermehrten Absatz, Handel und Schifffahrt neue Gelegen-

heit zu gewinnbringender Tätigkeit eröffnen.42

Infolge der zunehmenden Bedeutung des Handels und der Rivalität mit anderen 

europäischen Mächten wie Frankreich und Großbritannien, die an der westafri-

kanischen Küste schon einige Stützpunktkolonien43 besaßen, drängten auch die 

deutschen Unternehmer immer stärker auf die „Erwerbung“ von Kolonien.44 Die 
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deutschen Firmen sahen sich durch ungleiche Navigations- und Erwerbsrechte 

sowie hohe Zollsteuern benachteiligt.45 Federführend vertrat die Firma C. Wo-

ermann, die allein 24 von den 48 Faktoreien an der Küste besaß,46 die Idee der 

deutschen Machtübernahme über einige Gebiete Westafrikas.

In einer Denkschrift der Hamburger Handelskammer an den Reichskanzler for-

derte Adolf Woermann 1883 neben dem Abschluss von Verträgen mit anderen 

europäischen Kolonialmächten zur Anerkennung deutscher Kolonien den „Ab-

schluss von Verträgen mit den Häuptlingen und durch Verwendung von Kriegs-

schiffen zu diesem Zweck“.47

Offensichtlich wollten sich die Deutschen mit dem informellen, vom Kommerz 

geprägten Austausch der vorigen Jahre nicht mehr begnügen48. Bald hieß es 

im Sinne der Zivilisierungsmission49: „Kolonisieren heißt Missionieren“50 und 

„Erziehung der Schwarzen zur Arbeit“. 51 Der viel gereiste Kölner Journalist und 

Kolonialpropagandist Hugo Zöller drückt diese ausbeuterische Intention der 

Kolonialideologie ohne Umwege aus und entlarvt somit den „fadenscheinigen 

Vorwand der Humanität“ (Zöller) des kolonialen Unternehmens:

[…] es ist eitel Heuchelei und Phrase, dass wir, bloß um das Los der Neger 

zu verbessern, nach Africa [!] kämen. Wenn eine Verbesserung des Loses 

der Eingeborenen sich eben so wie unter der Herrschaft der Niederländer 

in Indien als Folge ergibt, so ist das schon etwas ganz Außerordentliches 

und Vorzügliches. Aber zunächst kommen wir um unser selbst willen, wir 

kommen, weil die stets wachsenden Bedürfnisse unser hoch gediehenen 

Cultur [!] uns zu solchen Eroberungszügen nötigen.52
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2. �Vertragsschluss von Juli 1884: Die Dynamik der Differenz am 
Beispiel der „Schutzverträge“ von Douala

Die Vertragsabschlüsse 1884 mit den Duala-Kings fielen den deutschen Händlern 

keinesfalls vor die Füße. So schrieb etwa Adolph Woermann im November 1883 

an seinen Vertreter Emil Schulze, der in Gabun als „Konsul“ auftrat und dabei für 

die Firma C. Woermann tätig war:

So sehr ich einerseits die Einmischung der Berliner in unsere Handelsver-

hältnisse befürchte, so begrüße ich eine solche Idee in diesem Augen-

blicke doch mit Freude; denn die von uns und anderen Deutschen dort in 

Kamerun vertretenen Interessen werden allmählich so wichtig, und das 

Auftreten Frankreichs und anderer Nationen so bedenklich, daß ich eine 

offizielle Vertretung Deutschlands als durchaus erforderlich ansehe; ich 

betrachte auch die Hinsendung eines Berufskonsuls als die einzige Mög-

lichkeit, um überhaupt jemals zu deutschem Besitz im Busen von Guinea 

zu kommen, und vielleicht kann dadurch ein Anfang gemacht werden.53

Im April des Folgejahres richtete Woermann einen umfassenden Plan über die 

„Erwerbung von Küstenstrecken“ Westafrikas an Bismarck. Dieser Plan sah vor, 

dass deutsche Firmen (insbesondere C. Woermann selbst), „Land im Namen 

Seiner Majestät des Kaisers für Deutschland in Besitz nehmen“.54 Nachdem der 

Reichskanzler und der Kaiser zugestimmt hatten, wurde das Schreiben Woer-

manns Gustav Nachtigal am 19. Mai 1884 als Instruktion übermittelt. Wenige 

Tage später brach Nachtigal mit Max Buchner nach „Cameroon“ auf.55

Doch bereits eine Woche zuvor hatte Woermann gehandelt und Emil Schulze 

damit beauftragt, „weitere Gebiets- und Hoheitsabtretungen an der Küste von 

Baifra, in Bata, Batange, Small Batanga, Malimba, Benito, ins Leben zu rufen, und 
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all diese sowie die Abtretungen in Cameroons und Bimbia als deutscher Consul 

zu legalisieren, bevor Dr. Nachtigal ankommt“.56

Schulze tat wie ihm geheißen. Er veranlasste, dass Eduard Schmidt als Vertreter 

der Firma C. Woermann und Johannes Voß für die Konkurrenzfirma Jantzen & 

Thormählen die Vertragsverhandlung mit den Duala-Kings suchten. Es galt nun, 

möglichst schnell möglichst viel Land zu „erwerben“: Es war die heiße Phase im 

Wettlauf um Kamerun.57

2.1 �Die Vertragsabschlüsse von Juli 1884: zwischen Handlungsmacht und 

Manipulation

Die Vertragsverhandlungen lassen sich im Detail kaum mehr rekonstruieren. 

Sicher ist allein, dass sie sich über mehrere Tage hinzogen und die deutschen 

Akteure nicht mit dem Prozess zufrieden waren. Ihre Überlieferungen zeugen 

davon, dass sämtliche damals legitimen Mittel, wie die Überreichung von „Ge-

schenken“ (dash) sowie fragwürdige bis illegitime Techniken, wie Erpressungen, 

angewendet wurden.58

Zentrale Forderungen beziehungsweise unverhandelbare Bedingungen für den 

Vertragsschluss waren seitens der Duala die Beibehaltung der eigenen Souveränität 

und das Prinzip der Unantastbarkeit des kultivierten Duala-Landes. Diese beiden 

Punkte wurden zum Kern des Streites zwischen der angehenden „Kolonialmacht“ 

und den Duala-Eliten.59 Die Bedingungen für den Vertragsschluss waren in einer 

von Emil Schulze als deutschem Konsul unterschriebenen Vorvereinbarung zum 

Vertrag überdeutlich. Das Dokument vom 12. Juli, das als „Our Wishes“ bekannt 

wurde, umfasste neun Punkte, die teilweise im „Schutzvertrag“ wiederholt wurden:
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Cameroon Rivers, July 12th 1884

Our wishes is that white man should not go up and trade with the Bush-

men, nothing to do with our markets, they must stay here in the river and 

they give us trust so that we will trade with our bushmen.

We need no protection, we should like our country to annex with the 

government of any European Power.

We need no alteration of about our marriages, we shall marry as we are 

doing now.

Our cultivated ground must not be taken from us, for we are not able to 

buy and sell as other country.

We need no duty or customs here in our country.

We shall keep Bulldogs, pigs, goats, fowls as is now, and no duty on them.

No man shall take another man‘s wife by force, or else a heavy fine.

We need no fighting and beating without fault and no impression on pay-

ing the trusts without notice and no man shall be put to iron for the trust

We are the Chiefs of Cameroons.60

Neben dieser Vereinbarung wurden mit den Duala drei gleiche Verträge ge-

schlossen, und zwar einer mit „King“ Dido schon am 11. Juli, einer mit King Bell 

und einer mit King Akwa am 12. Juli61. Der auf Englisch verfasste Vertragstext 

lautete jeweils:

We, the undersigned independent Kings and Chiefs of the Country called 

Cameroons situated on the Cameroons-River, between the River Bimba 

on the North Side, the River Qua-Qua on the South-Side and up to 4* 10’ 

North lat. Have in a meeting held to-day in the German Factory on King 

Aqua’s Beach, voluntarily concluded as follows:
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We give this day our rights of Sovereignty, the Legislation and Manage-

ment of this our Country entirely up to Mr. Eduard Schmidt acting for the 

firm C. Woermann and Mr. Johannes Voss acting for Mess. Jantzen & 

Thormählen, both in Hamburg, and for many years trading in this River.

We have conveyed our rights of Sovereignty, Legislation and Management 

of this our country to the firms mentioned above under the following 

reservations:

1.	 Under reservation of rights of third persons,

2.	 Reserving that all friendship and commercial treaties made before 

with other foreigny governments shall have full power,

3.	 That the land cultivated by us now and the places, the towns are built 

on shall be the property of the present owners and their successors,

4.	 That the Coumie shall be paid annually as it has been paid to the 

Kings and Chiefs as before,

5.	 That during the first time of establishing an administration here, our 

country fashions will be respected.

Cameroons the twelwth day of July one thousand eight hundred and 

eight four.

[Namen und Unterschriften der Vertragsparteien und Zeugen Ed. Woer-

mann und O. Bush]62

Damit enthielten auch diese Dokumente die Anerkennung der Eigentumsrechte 

und des Zwischenhandelsmonopols der Duala. Auch damals war offenkundig 

und allen Akteuren mehr als bewusst, dass es den unterzeichnenden Duala da-

rauf ankam, ihre wirtschaftliche Position beizubehalten und keine drastischen 

Veränderungen des politischen, sozialen oder ökonomischen Gefüges herbei-

zubringen.63



152  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

Das ergab sich indes bereits aus dem Text der vertraglichen Dokumente. Schon 

mit der Unterzeichnung des Textes „Our Wishes“ „war die Gewährung der Wün-

sche eigentlich schon versprochen, und das war bedauerlich“, wie Max Buchner 

schrieb.64 Aufgrund der Unterzeichnung und Anerkennung seiner Verbindlichkeit 

auch auf deutscher Seite ist es irreführend, wenn bis heute in der Geschichts-

schreibung zu Kamerun das Dokument als „Zusatzerklärung“ bezeichnet wird, 

als wäre es eine einseitige, unverbindliche Bekanntmachung. In den „Schutzver-

trägen“ wurde zudem nicht nur die Verpflichtung der deutschen Unternehmen, 

die jährliche Abgabe (Kumi) zu zahlen, vertraglich festgehalten, sondern Klausel 

3 des Vertrages sollte unmissverständlich die Souveränitätsrechte über Grund 

und Boden den Duala-Kings vorbehalten. Damit stand (eigentlich) fest, dass – so 

hieß es etwa in einer Denkschrift an den Reichstag:

[…] durch den oben erwähnten Vertrag [vom Juli 1884] das Deutsche 

Reich keineswegs die volle absolute Souveränität über die Machtsphäre 

der Duala erworben hat, da letztere hinsichtlich ihres Grund und Bodens 

sich selbst das Recht vorbehalten haben. Die Okkupation nach res nullis 

credit occupanti besteht also nicht.65

Die unterzeichneten Duala hatten sich – so „bedauerlich“ das für die Deutschen 

war – die Souveränität über ihre Gebiete vorbehalten. Durch die Verträge wollten 

sie „nur“ die Hoheit über das öffentliche Leben in den definierten Gebieten, 

insbesondere in den Hafenanlagen, und die Gewährleistung von öffentlicher wie 

marktökonomischer Sicherheit abtreten.66 Das sollte wohl – wie sie es bereits 

von den Briten kannten und erbeten hatten – insbesondere die Kompetenz zur 

Rechtssetzung („Legislation”) und zur Wahrung der öffentlichen Ordnung und zur 

Bereitstellung öffentlicher Leistungen, wie eine (Schieds-)Gerichtsbarkeit („Ma-

nagement“/Verwaltung), beinhalten. Die Duala wollten ein „Konsularsystem“, kein 
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„Assessorensystem“, wie sie später das System nennen sollten, bei dem „Gerichts-

assessoren“ versuchten, durch „Strafexpeditionen“ die Gebietshoheit des Reiches 

zu demonstrieren.67 Es ist anzunehmen, dass die Duala die Abkommen ohne die 

Zusicherung, das „Zwischenhandelsmonopol“ zu wahren, nicht unterschrieben 

hätten.68 Die deutschen Akteure wussten das und willigten (formal) ein. Eine an-

dere Lesart der Vertragsdokumente erscheint heute wie damals kaum plausibel.

Das erklärt sodann die Unzufriedenheit der deutschen Akteure mit diesem Ver-

handlungsergebnis, die sich etwa bei Max Buchner zeigte:

Das Dürftigste dieser Verträge ist, dass sie von uns gesucht und beantragt 

und außerdem auch noch gekauft werden mussten. Ihre innere Motivierung 

war dagegen unanstössig und bestand in folgenden Sätzen: King Bell und 

King Akwa sind deutsch geworden. Ihr seid deren Freunde. Also müsst 

ihr auch so werden. Oder wollt ihr Feinde sein? Das war ein klares Entwe-

der-Oder. Und auch die Geschenke, mit denen man kauft, sind schließlich 

doch nicht ganz verwerflich. Sie sind ein Almosen an den Armen, das der 

Reiche gerne gibt. Ohne Geschenke lässt sich mit Negern nicht einmal 

eine Bekanntschaft knüpfen.69

Aus Buchners Worten wird ersichtlich, wie eigene Korruptionsaktionen im Prozess 

der Vertragsschließung altruistisch gerechtfertigt werden, während die Resistenz der 

lokalen Herrscher durch abschätzig-ontologische Argumente abgekanzelt werden. 

Das Entweder-Oder, von dem Buchner spricht, verrät auch den aufgezwungenen 

und manipulativen Charakter der Verträge. Offensichtlich waren diese Verträge 

auf der deutschen Seite ausschließlich den eigenen Zielen unterstellt und nahmen 

keinerlei Rücksicht auf die unterzeichnenden lokalen Herrscher. 
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Die manipulative Intention der Verträge lässt sich auch im Fall Lock Prisos feststel-

len, der vehement gegen das Hissen der deutschen Flagge auf seinem Territorium 

protestierte. In einem Brief an den Generalkonsul Nachtigal schrieb er: „We beg 

you to pull that flag down. No man buy we.“70 King Bell hatte den Deutschen erklärt, 

Lock Priso sei sein Vasall und er könne über dessen Gebiete verfügen, was Nach-

tigal ausgenutzt hatte, um die deutsche Flagge auf seinem Territorium zu hissen. 

In seinen Instruktionen an seinen Stellvertreter Max Buchner forderte er ihn auf, 

auf der Aussage King Bells zu bestehen, anstatt die Wahrheit zu recherchieren:

Es wird Ihre Aufgabe sein, denselben [Lock Priso, T.F.] nach seiner Rück-

kehr gleichfalls der neuen Ordnung der Dinge günstig zu stimmen, ohne 

gleichwohl den Anschein zu erwecken, als ob man ihm überhaupt ein 

Recht der Meinung in dieser Beziehung zugestehe. Wie sich derselbe 

aber auch verhalten möge, sein unzweifelhaftes Abhängigkeitsverhältnis 

von King Bell wird überall und stets zu betonen sein.71

Es lässt sich hier anschaulich die von Antony Anghie angesprochene Ambivalenz 

zwischen der Anerkennung von Handlungsmacht („ability to speak“) bei gleich-

zeitiger Aberkennung derselben beobachten: Es galt Lock Prisos Widerstand zu 

verhindern („günstig zu stimmen“); jedoch wird klargestellt, dass sein Widerspruch 

ohnehin nicht akzeptiert würde.

Waren die ersten Verträge anscheinend friedlich, aber nie in redlicher Absicht 

verhandelt worden, nahmen im Laufe der Zeit Zwang und Gewalt zu.72 So wurden 

um 1884/85 mehr als 95 Verträge73 in „Duala“ und in umgebenden Gebieten mit 

anderen Bevölkerungen geschlossen,74 bei denen zunehmend gewaltsame Er-

pressung das Mittel der Wahl wurde.
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2.2 �Dynamik der Differenz: zwischen Anerkennung und Aberkennung der 

Souveränität der Kings in „Kamerun“

Mit den Verträgen wurde einerseits die Souveränität der Duala-Kings anerkannt, 

andererseits wurde sie umgehend relativiert. Diese Dynamik der Differenz zeigte 

sich sowohl in der Praxis nach den Vertragsschlüssen von 1884 (a.) als auch in 

der (deutschen) Staats- und Völkerrechtswissenschaft (b.).

a) Die Dynamik der Differenz in der Rechtspraxis in „Kamerun“

In den verschriftlichten Reaktionen auf die Vertragsabschlüsse und in tatsäch-

lichen Handlungen sowohl der Deutschen wie auch der Duala tritt die Dynamik 

der Differenz deutlich hervor.

Sobald die Duala unterschrieben hatten, konnten sie sich gegen diese Dynamik 

kaum mehr zur Wehr setzen. Das belegt etwa das Beispiel von Jim Ikwalla (King 

Dido), der sich beim Agenten der Firma Jantzen & Thormählen beschwerte und 

folgende Antwort bekam: „Nicht das kleinste Blättchen Tabak sollst du mehr 

bekommen.“75 Die Reaktion des interimistischen Kommissars, Max Buchner, war 

sogar drohend, falls Dido seine „Deutschwerdung“ zurückweisen sollte. Buchner 

berief sich zynischerweise auf die Einhaltung der Verträge (im europäischen: 

„pacta sunt servanda“):

Jim Ikwala, mach´ keine Dummheiten. Unterschriften lassen sich nicht 

zurücknehmen wie ein Fass Palmöl oder ein Elfenbeinzahn. Was ge-

schrieben ist, bleibt geschrieben. Wenn du zu wenig Dash erhalten zu 

haben glaubst, so ist jetzt zu spät, darüber zu klagen. Wieviel Dash dir 

gebühre, das hättest du vorher überlegen sollen. Habe acht, Jim Ikwalla, 

dich nicht von schlechten Ratgebern verleiten zu lassen, dass du etwas 
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tust, was du später bereuen musstest, und halte dich fern von unseren 

Feinden. Denn unsere Kriegsschiffe können nicht lange mehr ausbleiben.76

Nicht nur drohend zeigt sich Buchner, sondern er spricht dem lokalen Herrscher 

jede Fähigkeit ab, seine eigenen Interessen zu verteidigen und misst Didos For-

derungen eher Machenschaften der deutschen Feinde bei. Solche Reaktionen 

geben einen Eindruck der epistemischen und physischen Gewalt,77 die die koloniale 

Situation strukturierte. „Sogar“ King Bell, der bei den Deutschen ein relativ hohes 

Ansehen genoss, erfuhr diese Gewalt. Er wehrte sich gegen seine schlechte Be-

handlung und schrieb in einem Protestbrief vom 23.09.1888 nach Berlin:

Please to let me know if there is no respect of person in Germany. I am 

the man who gave my country to the government of Germany. But I am 

now much surprised how I am daily brutally treated by your Governor 

who is here. Instead of treating me as a king or respectable man, he is 

treating me as a dog.78

Folge dieses Protestes wurde ein Bann nach Togo. Bestrafung als Reaktion auf 

Widerspruch wurde zu einem Muster, mit dem die deutsche Kolonialverwaltung 

auf den „Petitionismus“ der Duala reagierte. 79 So wurden King Akwa und Mit-

streiter noch wegen Beschwerden gegen Gouverneur Puttkammer zu bis zu neun 

Jahren Haft wegen Beleidigung in mehreren Fällen verurteilt.80 Das Muster der 

Bestrafung für das Beharren auf den Vertragsbestimmungen gipfelte schließlich 

in der extra-justiziellen Hinrichtung des Königs Rudolf Manga Bell (Sohn des oben 

zitierten August Bell) und Ngoso Din am 8. August 1914 wegen angeblichen 

Hochverrates.81 Zu handlungs- und sprachmächtig wurden sie buchstäblich 

mundtot gemacht. Die Dynamik der Differenz wirkte ganz real.
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Ebenso wurde die in dem Zusatzvertrag „Our Wishes“ anerkannte Bedingung 

der Duala, deren Zwischenhandelsmonopol zu respektieren, infrage gestellt. 

Als Erster, der über Umgehungsstrategien nachdachte, gilt Max Buchner. Wie 

seine Aufzeichnungen belegen, hatte er alles in Gang gesetzt, um die Wirkung 

des Dokuments zu vereiteln beziehungsweise aufzuheben:

Es wäre entschieden am allerbesten, wenn man den ganzen Kamerun-

handel auf einige Wochen oder auch Monate sperren könnte. Das ist mir 

schon lange ein schöner Gedanke, schon wegen des Schriftstücks „Our 

Wishes“ aus den Tagen des Flaggenhissens. Das müsste diesen edlen 

Duala wieder abgenommen werden. Die Engländer haben nicht ganz 

Unrecht, wenn sie spöttisch darüber lachen, dass der Konsul Schulze 

so bereit war, den deutschen Firmen die Hände zu binden, indem er die 

Forderung unterschrieb, dass diese dem Binnenland fern bleiben sollten, 

und sie finden es sonderbar, dass trotz des Versprechens, es nicht zu 

tun, die deutschen Firmen doch versuchen sich nach dem Binnenland 

vorzuschieben. Diesen Widerspruch aus der Welt schaffen, könnte nur 

ein Gewaltstreich helfen und hierzu wäre gerade jetzt die gegebene 

Lage vorzüglich geeignet. Ganz Kamerun ist ein Sündenpfuhl, sodass 

die Zurücknahme jenes Schriftstücks als eine Strafe verfügt werden 

könnte.82

Auch Buchners Vorschlag, die gegnerische Seite durch eine Handelssperre 

„aushungern“ zu lassen, bis sie anfinge, „über die Handelssperre entsetzlich zu 

jammern“ 83, zeugt unmissverständlich von der Bereitschaft, Gewalt auszuüben, 

um die Vertragsverpflichtungen zu umgehen. Das finale Ziel war die Einstellung 

des Vertrags und der Zusatzvereinbarung:
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Wir werden deshalb eine neue Basis zu schaffen haben. Und das wird 

unter dem Druck der Handelssperre und des Hungers möglich sein durch 

einen neuen Vertrag mit den Häuptlingen, in dem sie gegen ein mäßiges 

festes Gehalt auf ihr Handelsmonopol verzichten.84

Auch für Zintgraff war es bedauerlich, dass die Erhaltung des Zwischenhandels-

monopols der Duala vertraglich „gewährleistet worden“ war:

Die ersten Schwierigkeiten für ein Eindringen ins Innere fingen schon an der 

Küste bei den Duala an, die von Alters her den dortigen Zwischenhandel 

monopolisiert hatten und mit Eifersucht und Misstrauen darüber wachten, 

dass diesem Rechte von keiner Seite zu nahe getreten wurde. Leider war 

die Erhaltung dieses Monopols auch von deutscher Seite bei Übernahme 

der Schutzherrschaft gewährleistet worden.85

In ähnlicher Manier heißt es in den „Betrachtungen und Vorschläge[n] der Firma 

Jantzen & Thormälen“ dazu: „Gewiss haben wir mit ihnen Schutzverträge geschlos-

sen und sind so die Verpflichtung der Wahrung ihrer Rechte eingegangen.“ Doch die 

Pflicht zur Zivilisierung stünde höher und so würde das „gewaltsame Durchbrechen 

des Zwischenhandels“ nicht gegen „den Grundgedanken der Schutzverträge“ ver-

stoßen. Explizit führt die Denkschrift aus: „Naturgemäß ist dies nur unter Entfaltung 

gewisser Macht ins Werk zu setzen.“86

Es wird hier deutlich, wie die deutschen Akteure die Rechte der Duala und der anderen 

Vertragsparteien anerkannten, aber die Vertragsbindung umgehend als nicht opportun 

verwarfen. Einer der Hauptgründe dafür war, neben der pseudowissenschaftlichen 

Rassentheorie,87 wirtschaftliches Interesse.88 Die Tatsache, dass der Zwischenhandel 

„ungeheure Gewinne“ von 500 bis zu 600 Prozent zugunsten der angeblich faulen 
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Duala erzeugte, fand Zintgraff entsetzlich. Für alle Kolonialpropagandisten und -befür-

worter der Zeit waren die lokalen Bevölkerungen nur faule Menschen, die auf Kosten 

anderer unter dem Vorwand des Zwischenhandels lebten.89 So ignorierte Zintgraff 

einfach den Vertrag und drang mit Einverständnis des Gouverneurs von Soden 

bis nach Budiman (heute Bodiman) und Jabassi vor, wo er Verträge erpresste.90

Wie bei Buchner stellt man bei Zintgraff den Versuch fest, das Ignorieren der 

Klauseln der beiden Dokumente durch humanistische und Freihandelsargumente, 

auch zugunsten der lokalen Bevölkerung, zu rechtfertigen. Dabei stützt er sich 

schlau auf deren Affekt. So kommentiert er nach seinem erzwungenen Eindringen 

in Budiman und Jabassi: „Und als die Eingeborenen sahen, wie bereitwillig für 

Alles Bezahlung erfolgte, stiegen wir [die Deutschen] in ihrem Vertrauen schon 

derartig, dass die oben erwähnte Klausel vor der Liebenswürdigkeit meiner Leu-

te dahin schmolz wie Butter an der Sonne.“91 Laut dieser Argumentationslinie 

positioniert sich Zintgraff als Befreier und nicht als Vertragsbrecher, was sehr 

charakteristisch für die Kolonialideologie ist.

Die Ausdehnung des Kolonialgebiets erfolgte nicht nur durch erpresste oder 

„gekaufte“ Verträge. Ebenso wurden einseitige Verordnungen über Landnahme 

und -konfiszierung erlassen,92 welche sich teilweise auf sogenannte Sanierungs-

pläne der Bezirksämter93 und medizinische Gutachten94 stützten. Vor allem aber 

wurden sogenannte „Strafexpeditionen“95 gegen alle Bevölkerungen durchgeführt, 

die sich gegen das Vordringen der Deutschen wehrten. Eine solche Ausdeh-

nung durch Gewaltexpeditionen fand in besonderem Maße unter Gouverneur 

Jesko Puttkammer statt, der – ganz im Sinne einer Dynamik der Differenz – die 

Eigentumsrechte der lokalen Eliten zwar prinzipiell (an-)erkannte, sie aber ganz 

bewusst missachtete:
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Wenn man einen eingeborenen Häuptling fragt, wie weit das Land ihm 

gehört, so zeigt er ganz bestimmt irgendwo im Urwald eine Grenze, jen-

seits derer dann das Gebiet des nächsten Stammeshäuptlings beginnt, so 

daß es freies oder herrenloses Land nach den Angaben der Eingeborenen 

überhaupt nicht gibt […]. Ich habe nun diesen Standpunkt von vornherein 

nicht anerkannt, sondern bin bei der Einteilung des Landes nach dem 

bewährten Grundsatz verfahren, daß nur dasjenige Land Eigentum der 

Eingeborenen ist, was sie im Moment der Auseinandersetzung tatsäch-

lich bebauen […].96

Die Gewaltexpeditionen gipfelten neben Dorfverbrennungen und Verwüstungen 

von Farmen in weiteren Landkonfiszierungen und Enteignungen als Bedingungen 

für Friedensverträge, so etwa 1894 nach den „Feldzügen“ gegen die Bakweri.97

Es war allen Beteiligten bewusst, dass die Verträge von 1884 „eigentlich“ einer 

Ausdehnung der deutschen Herrschaft entgegenstanden. Das äußerten die Duala-

Könige unzweideutig in ihrer Beschwerde vom 15. Januar 1913, als die Kolonial-

regierung ab 1910 ihre Enteignung von ihrem Grund und Boden beschlossen hatte:

Der Beschwerde stehen jedoch die nachstehenden Gründe zur Seite, auf 

Grund welcher der Beweis einwandsfrei [!] geliefert wird. Dass weder dem 

Kaiser (selbst in Ausübung seiner Schutzgewalt über die Schutzgebiete), 

noch seinen Organen (Reichskanzler, Staatssekretär des Reichs-Kolonial-

amtes, Gouverneur und Bezirksamt) das Recht zum Erlass von Verordnungen 

zustehe, durch welche das Eigentum an Grund und Boden der Duala-Leute 

entzogen oder beschränkt werden kann. Dadurch, dass die Regierung sich 

zur Enteignung des Grund und Bodens der Duala-Eingeborenen entschlossen 

hat, hat sie sich der Verletzung der Bestimmungen des mit den Vertretern 
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der Firmen C. Woermann und Jantzen & Thormählen abgeschlossenen 

politischen Vertrages vom 12. Juli 1884, dessen Verpflichtungen später 

ausdrücklich von dem Deutschen Reiche übernommen sind, also sich 

Vertragsbruchs schuldig gemacht. Denn nach diesem Vertrage sind den 

dem Deutschen Reiche abgetretenen Hoheitsrechte gewisse Schranken 

gesetzt worden.98

Auch diese Beschwerde reiht sich ein in die lange Liste der Petitionen, die spre-

chender Beweis dafür sind, dass sie sich immer als Eigentümer ihres Grund und 

Bodens gesehen und dieses Recht als unantastbar betrachtet haben. Indessen 

beweisen die oben angeführten Aussagen von Repräsentanten der Kolonialre-

gierung die Tatsache, dass sich die deutsche Seite immer dessen bewusst war, 

dass die Kolonialregierung prinzipiell kein Recht auf die Böden der Duala hatte.

2) �Die Dynamik der Differenz in der deutschen Staats- und 

Völkerrechtswissenschaft

Die Spannung zwischen Anerkennung und Aberkennung der Souveränität war 

auch den damaligen Rechtswissenschaftlern offenkundig.99 Die ideologischen 

Zielvorgaben der Zivilisierungsmission stellten auch sie vor eine „Zwickmühle 

zwischen Exklusion und bedingter Inklusion“ in und aus der westlichen Völker-

rechtsordnung:100 Einerseits sollten die Kolonisierten durch „zivilisatorischen 

Fortschritt“ (irgendwann) als formal Gleiche anerkannt werden, andererseits 

waren die Kolonisierten aufgrund rassischer Zuschreibungen minderwertig und 

zwar qua Natur und damit unüberbrückbar. Diese ideologischen Zielvorgaben 

konnte die deutsche Staats- und Völkerrechtswissenschaft nie in ein kohärentes 

Theoriegebäude übersetzen.101
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Wie die deutschen Akteure in Kamerun gestanden auch einige Rechtswissen-

schaftler ein, dass man eigentlich rechtlich an die Verträge gebunden war, die 

Vertragsbindung aber schlicht politisch nicht opportun war. So schrieb etwa 

der führende Staatsrechtler und Reichstagsabgeordnete Georg Meyer in einer 

der damals autoritativsten Abhandlungen zum deutschen Kolonialrecht, dass 

die lokalen Bevölkerungen unter anderem in Kamerun zwar „keine Glieder der 

völkerrechtlichen Gemeinschaft [sind], aber sie sind doch auch nicht vollkom-

men rechtlos. Gewisse elementare Grundsätze des Völkerrechts werden auch 

ihnen gegenüber anerkannt“.102 Aus dieser grundsätzlichen Anerkennung einer 

Subjektivität folgte, dass ein „rechtlicher Anspruch auf Herstellung einer Herr-

schaft oder Oberhoheit in ihrem Gebiet […] ihnen gegenüber nur durch Vertrag 

erworben werden [kann]“.103

Daher wurde in der deutschen Rechtswissenschaft (zunächst) anerkannt, dass 

die proklamierte „Schutzgewalt“ des Reiches, also die Souveränität, insofern 

nicht bestand, „als durch verschiedene Verträge die Eingeborenen in einzelnen 

Schutzgebieten bis zu einem gewissen Grade der Einwirkung der deutschen 

Schutzgewalt entzogen sind“.104 Damit war gesagt, dass die Verträge und insbe-

sondere die Vorbehalte hinsichtlich der souveränen Rechte der Unterzeichner als 

rechtsverbindlich anerkannt wurden. Georg Meyer stellte etwa fest: „Die Rechte, 

welche die Häuptlinge sich beim Abschluss der Schutzverträge vorbehalten haben, 

können ihnen, solange sie ihrerseits die Verträge erfüllen, ohne ihre Einwilligung 

nicht genommen werden.“105

Doch die Rechtswissenschaftler machten es sich zur Aufgabe, die koloniale 

Praxis nicht vollständig zu delegitimieren. So meinte nochmals Georg Meyer, 

dass „[e]ine Besetzung ihres Gebietes ohne ihre Zustimmung ein Gewaltact 

[ist], der ja unter Umständen politisch gerechtfertigt sein könnte, aber immer-
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hin kein rechtmäßiger Erwerb“.106 Eine für ihn denkbare Trennung von formaler 

juristischer Lage und scheinbar politisch legitimer Praxis verdeutlichte Meyer, 

indem er angesichts außerrechtlicher Überlegungen zu dem Schluss kam, es 

wäre „eine Thorheit, sich dabei in ängstlicher Weise durch rechtliche Schranken 

und vertragsmässige Festsetzungen binden zu lassen“.107

Nach 1900 mehrten sich die Stimmen in der deutschen Rechtswissenschaft, 

die zwar die Rechtsfähigkeit der Kolonisierten grundsätzlich anerkannten, aber 

meinten, die Verträge würden nur die Art und Weise der Kolonisierung betreffen, 

nicht die Errichtung einer „Oberhoheit“ selbst.108 Denn hätten sich die Hoheits-

rechte des Reiches über die Kolonien aus den „Schutzverträgen“ ergeben, dann 

wären sie keine Souveränitätsrechte im engeren Sinne gewesen, sondern bloß 

abgeleitete Rechte.109 Daher schrieb Paul Laband:

Durch diese Verträge wurde allerdings die Schutzgewalt des Reichs 

nicht in dem Sinne begründet, daß die Rechte des Reichs von denen der 

einheimischen Häuptlinge abgeleitet, von den Häuptlingen dem Reich 

übertragen worden sind; der Rechtsgrund der Schutzgewalt ist vielmehr 

die völkerrechtliche Okkupation […]. Aber die Verträge sind darum nicht 

ohne Rechtswirkung; sie bestimmen den Modus der Okkupation; das 

Reich vernichtet nicht die Herrschaftsrechte der Häuptlinge […].110

Somit wurden den Kolonisierten zwar nicht per se ihre Rechtsfähigkeit, den Kings 

nicht ihre „Herrschaftsrechte“ abgesprochen, aber dennoch ihre Souveränität so 

weit ausgehöhlt, dass dem Reich eine „Oberherrschaft“ zugesprochen wurde.

Damit spiegelte auch die Rechtswissenschaft die koloniale Praxis und Rechts-

anschauung der deutschen Akteure in der Kolonie Kamerun: einerseits Anerken-

nung der Rechtsfähigkeit und Souveränität der Kings, andererseits Aberkennung 
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dieser und diffuse Rechtfertigungen zur Nichtbeachtung der Verträge. Am Ende 

dieses Prozesses stand die faktische Negierung der Verträge beziehungsweise 

ihrer rechtlichen Bindung seitens des Reiches und deutscher Akteure.

Resümee
Um 1914 war die Kolonie Kamerun mit circa 790.000 Quadratkilometern deut-

lich größer als das Deutsche Reich mit seinen circa 540.000 Quadratkilometern. 

Über dieses gesamte Gebiet reklamierte das Reich eine „Schutzgewalt“, also die 

letztendliche Souveränität. Dieses widersprach offenkundig den Verträgen mit 

den Duala-Kings aus dem Juli 1884, wie nicht nur der historische Kontext und 

die vertraglichen Bestimmungen selbst zeigen, sondern wie auch die deutschen 

Akteure es ausdrücklich eingestanden. Insbesondere eine vermeintliche Pflicht zur 

„Zivilisierung“ wurde herangezogen, um die Nichtbeachtung der Verträge jedenfalls 

politisch (nicht rechtlich) zu rechtfertigen.

Hatte man insbesondere die Duala-Eliten Jahrzehnte lang als (formal) gleich-

berechtigte, rechts- und geschäftsfähige Handelspartner und die Verträge als 

gegenseitig rechtsverbindlich anerkannt, so schloss man sie beinahe umgehend 

mit den Vertragsabschlüssen von 1884 durch eine rassisch konstruierte Differenz 

aus dem Kreise völkerrechtlicher Rechtssubjekte aus – mit dem erklärten Ziel, 

diese selbst konstruierte Differenz zu überbrücken.

Man mag nun gewillt sein, diese Dynamik als eine längst vergangene Zeit zu begreifen. 

Doch es ist gerade das Anliegen Antony Anghies und anderer Stimmen der Third 

World Approaches to International Law, auf die Kontinuität dieser Dynamik aufmerk-

sam zu machen (siehe dazu auch die Beiträge Koloniale Kontinuitäten und Normbil-

dung in Wirtschaft und Menschenrechten sowie Strafverfolgung über Grenzen hinweg 

in diesem Band). Insofern liegt es diesem Beitrag fern, die Prozesse vollständig zu 
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historisieren. Viel eher kam es darauf an, in einem konkreten Einzelfall zu betrachten, 

wie es zu Abschlüssen sogenannter Schutzverträge kam und wie sie in der Folge 

interpretiert wurden. Zudem sollte die den Verträgen widersprechende koloniale 

Praxis beschrieben werden. Die Dynamik der Differenz hilft dabei, die Spannungen 

zwischen Anerkennung und Aberkennung von Rechtsfähigkeit und Souveränität 

sprachlich zu erfassen. Doch vor dem Versuch, die hinter dieser Dynamik liegenden 

Denkprozesse wirklich zu verstehen, muss man wohl kapitulieren.
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Koloniale Kontinuitäten und 
Normbildung in Wirtschaft und 
Menschenrechten: Eine TWAIL-
Analyse des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetzes (LkSG)

Aus dem Englischen übersetzt von Beate Moosbauer

In den letzten Jahren haben zahlreiche Staaten in der Europäischen Union (EU) 

auf Lücken in der Rechenschaftspflicht von Unternehmen bei Menschenrechts- 

und Umweltverstößen reagiert, indem sie einseitig verpflichtende Gesetze zur 

menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht, sogenannte „Mandatory Human Rights 

Due Diligence Laws“ (mHRDD) erlassen haben. Frankreich1, Norwegen2 und 

Deutschland3 haben bereits ein solches mHRDD-System eingeführt. Parallel dazu 

arbeitet die EU (als Ganzes) in einem fortgeschrittenen Gesetzgebungs-Stadium 

an einer Sorgfaltspflicht-Richtlinie für Unternehmen in Bezug auf Nachhaltigkeit 

(Corporate Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD).4 Sobald die CSDDD 

verabschiedet ist, verpflichtet sie alle EU-Staaten, ihrem Beispiel zu folgen und 

eigene mHRDD-Gesetze zu erlassen.

Entscheidend ist jedoch, dass trotz dieser „mHRDD-Welle“ weiterhin Bedenken bestehen, 

was Versprechen und Fallstricke bei (übermäßigem) Vertrauen auf mHRDD-Gesetze 

angeht, die eher als zweischneidiges Schwert denn als Leuchtfeuer der Hoffnung5 

Caroline Omari Lichuma
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und als Fata Morgana für Rechteinha-

ber*innen im Globalen Süden gesehen 

werden können.6 Ergänzend zu dieser 

Kritik und aufbauend auf einer frühe-

ren Arbeit7 hinterfragt dieser Beitrag 

koloniale Machtverhältnisse, die sich in 

der Entwicklung von Normen zur unter-

nehmerischen Rechenschaftspflicht 

bei Menschenrechts- und Umweltver-

letzungen wiederfinden. Konkret wird 

dieser Beitrag am Beispiel des LkSG 

beleuchten, wie die europäische He-

gemonie bei der Bildung von Normen 

für Wirtschaft und Menschenrechte 

(Business and Human Rights, BHR) als 

eine koloniale Kontinuität betrachtet 

werden kann, die problematische Aus-

wirkungen auf Gemeinschaften und 

Einzelpersonen im Globalen Süden hat, 

die historisch unterdrückt und von den 

sie betreffenden Gesetzen und Rechts-

prozessen ausgeschlossen wurden.

1. Die Ausgangslage: HRDD als ungeklärte BHR-Norm
Im Allgemeinen legen Normen den Verhaltensstandard für eindeutig fest-

stellbare Akteur*innen fest.8 Damit Normen letztendlich einen Einfluss auf 

das reale Handeln der betroffenen Akteur*innen haben, scheinen sie einen 

„Lebenszyklus“ zu durchlaufen. Zuerst entstehen die Normen. Anschlie-
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randin an der 

Universität Lu-

xemburg. Sie ab-

solvierte ihren LL.B. an der Uni-

versity of Nairobi, ihren LL.M. an 

der New York University und ihren PhD 

an der Georg-August-Universität Göttin-

gen. Ihre derzeitige Forschung liegt im 

Bereich Wirtschaft und Menschenrechte 

mit einem Fokus auf nationalen, regio-

nalen und internationalen Bemühungen, 

die Verantwortlichkeit von Unternehmen 

für Menschenrechts- und Umweltverstöße 
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ßend werden sie akzeptiert, und schließlich werden sie verinnerlicht. Die 

Entstehung von Normen ist ein Prozess der „Überzeugungsarbeit durch 

Norm-Entrepreuneur*innen“. Zu diesen Norm-Entrepreuneur*innen gehören  

„Nichtregierungsorganisationen (NROs), Grassroots-Organisationen, internationale 

Organisationen, Rechtsexpert*innen, UN-Vertreter*innen, Akademiker*innen und 

sogar einige genau der nicht-staatlichen Akteur*innen, die von den vorgeschla-

genen Normen betroffen sind.9 Besonders wichtig für „Norm-Entrepreneurship“ 

im BHR-Kontext sind transnationale Interessenvertretungs-Netzwerke. Dabei 

handelt es sich um „relevante Akteur*innen, die international an einem Thema 

arbeiten und durch gemeinsame Werte, einen gemeinsamen Diskurs und einen 

intensiven Austausch von Informationen und Dienstleistungen miteinander 

verbunden sind“.10 In diesem Fall besteht die Absicht der Norm-Entrepreneur*in-

nen darin, eine entscheidende Anzahl von Akteur*innen davon zu überzeugen, 

die neuen Normen anzunehmen.11 In der Folge ist die Akzeptanz von Normen 

dadurch gekennzeichnet, dass versucht wird, einflussreiche Akteur*innen zu 

Normanhängern zu sozialisieren. Dies kann zu einer Normkaskade führen, bei 

der sogar Akteur*innen, die nicht der eigentlichen Zielgruppe angehören, die 

betreffende Norm übernehmen.12 Die zugrundeliegenden Beweggründe für die 

Akzeptanz von Normen sind unterschiedlich und können den ehrlichen Wunsch 

beinhalten, normativ fragwürdiges Verhalten zu ändern, den einfachen Wunsch, 

sich anzupassen, oder auch den Versuch, durch die Einhaltung von Normen 

an Ansehen zu gewinnen. Schließlich, ganz am Ende des Spektrums, kann die 

Akzeptanz von Normen in eine Verinnerlichung dieser übergehen. Dann werden 

„Normen als selbstverständlich angesehen und sind nicht mehr Gegenstand 

einer breiten öffentlichen Debatte“.13 

Vor diesem theoretischen Hintergrund argumentiert dieser Beitrag, dass das 

System von BHR darauf abzielt, (sowohl unverbindliche als auch verbindliche) 
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Normen festzulegen, die regeln, wie sich transnationale Unternehmen (TNCs) 

verhalten sollten, um Menschenrechts- und Umweltverletzungen zu verhindern, 

abzumildern und zu beheben. Eine bedeutende Norm, die sich in den letzten 

Jahren herausgebildet hat und sich (noch) in der Entwicklung befindet, ist die 

menschenrechtliche Sorgfaltspflicht (Human Rights Due Diligence, HRDD), 

manchmal auch als menschenrechtliche und ökologische Sorgfaltspflicht (Hu-

man Rights and Environmental Due Diligence, HREDD) bezeichnet. Im Folgenden 

wird daher der laufende Entstehungsprozess dieser Norm kritisch analysiert, 

insbesondere in Bezug auf das asymmetrische Verhältnis zwischen Globalem 

Norden und Globalem Süden.

Es ist unbestreitbar, dass HRDD die aktuelle 

Modeerscheinung ist, das heißt die derzeiti-

ge Lingua franca der BHR-Bewegung,14 die als 

gemeinsame Sprache von verschiedenen Ak-

teur*innen, einschließlich Staaten, Wirtschafts-

unternehmen, internationalen Organisationen, 

zivilgesellschaftlichen Organisationen und Rech-

teinhaber*innen, bei der Formulierung der Unter-

nehmensverantwortung für die Achtung15 von 

Menschenrechten und Umweltnormen verwendet 

wird. Fast zwölf Jahre nach der Verabschiedung 

der Leitprinzipien der Vereinten Nationen für 

Wirtschaft und Menschenrechte (UNGPs) ist 

HRDD wahrscheinlich die „vorherrschende Strategie zur Verwirklichung der 

Unternehmensverantwortung für Menschenrechte (und darüber hinaus) im 

transnationalen Kontext“.16 Und dennoch, trotz der weit verbreiteten Akzep-

tanz der HRDD ist die Frage, was die Sorgfaltspflicht in der Praxis tatsächlich  

Fast zwölf Jahre nach 

der Verabschiedung der 

Leitprinzipien der Vereinten 

Nationen für Wirtschaft 

und Menschenrechte (UNGPs) 

ist HRDD wahrscheinlich die 

„vorherrschende Strategie 

zur Verwirklichung der 

Unternehmensverantwortung für 

Menschenrechte (und darüber 

hinaus) im transnationalen 

Kontext“.
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bedeutet, noch nicht vollständig geklärt. Es bestehen „erhebliche Unterschie-

de zwischen Wissenschaftlern und Interessenvertretern in ihrem Verständnis 

des Konzepts und, besonders wichtig, ob und in welcher Beziehung es zu 

rechtlicher Haftung steht“.17 Tatsächlich erleben Normen und Standards, die 

Teil des HRDD-Prozesses sind oder sein sollten, derzeit eine konzeptionelle 

(Wieder-)Geburt, bei der die „weichen“ Grundsätze, die den Korpus der UNGPs 

ausmachen, in einer Vielzahl von Kontexten zu verbindlichen rechtlichen Ver-

pflichtungen „gehärtet“ werden. Dies passiert vor allem in Europa. Deshalb 

ist es notwendig, diese Kontexte zu identifizieren und zu untersuchen, um die 

Prozesse und Parteien zu verstehen, die an „Geburtshilfe“ für Sorgfaltspflich-

ten und an ihrer Umwandlung in rechtlich bindende Verpflichtungen beteiligt 

sind, um einige vorsichtige Beobachtungen und Schlussfolgerungen über die 

Normbildung und -anfechtung in BHR zu ziehen, insbesondere im Hinblick auf 

die Beziehung zwischen Globalem Norden und Globalem Süden.

TWAIL bietet unschätzbare normative, analytische 

und methodologische Werkzeuge, mit denen die 

Eurozentrizität im internationalen (und transnationa-

len) Recht und die damit einhergehende Verstärkung 

vertikaler Hierarchien der Wissensbildung infrage 

gestellt werden können.

Dieser Beitrag nutzt die postkoloniale Völker-

rechtstheorie „Third World Approaches to In-

ternational Law“ (TWAIL) als Objektiv, um die 

Kategorien Globaler Norden und Globaler Süden 

sowie die kolonialen Kontinuitäten zwischen ihnen zu konzeptualisieren 

und analytisch einzugrenzen, und um darüber hinaus die Normbildung und  

TWAIL bietet unschätzbare 

normative, analytische und 

methodologische Werkzeuge, 

mit denen die Eurozentrizität 

im internationalen (und 

transnationalen) Recht und die 

damit einhergehende Verstärkung 

vertikaler Hierarchien der 

Wissensbildung infrage gestellt 

werden können.
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-anfechtung in BHR innerhalb des spezifischen Bereichs der mHRDD-Gesetze 

zu hinterfragen. TWAIL bietet unschätzbare normative, analytische und me-

thodologische Werkzeuge, mit denen die Eurozentrizität im internationalen 

(und transnationalen) Recht und die damit einhergehende Verstärkung ver-

tikaler Hierarchien der Wissensbildung infrage gestellt werden können.18 Als 

kritischer Ansatz ist TWAIL von den Erfahrungen und Anliegen von Völkern 

und Staaten der Dritten Welt geprägt und versucht, Wege zu finden, diese 

Anliegen zu adressieren.19 Besonders relevant für die Diskussion in diesem 

Beitrag ist der menschliche Fokus von TWAIL. Wie Anghie und Chimni her-

vorgehoben haben, sind es „die tatsächlichen Erfahrungen der Völker [der 

Dritten Welt] und nicht nur die der Staaten, die diese in internationalen Foren 

vertreten, die das Auslegungsprisma darstellen, durch das die Regeln des 

internationalen [und transnationalen] Rechts zu bewerten sind“.20 Der Nutzen 

eines TWAIL-Objektivs liegt also in seiner Fähigkeit, sichtbar zu machen, was 

sonst durch Mainstream-Diskurse über mHRDD-Gesetze überdeckt oder un-

sichtbar gemacht wird.21

Nach dieser kurzen Einführung werden in Teil II die Kolonialgeschichten und 

Kontinuitäten von asymmetrischen Strukturen nachgezeichnet, die die Nord-

Süd-Beziehungen bestimmen. Teil III analysiert die Normbildung in und durch 

mHRDD-Gesetze als eine moderne Manifestation kolonialer Kontinuitäten, mit 

besonderem Augenmerk auf die Bedenken hinsichtlich europäischer Hege-

monie in BHR und deren Auswirkungen auf Rechteinhaber*innen im Globalen 

Süden. Teil IV konzentriert sich auf die Möglichkeiten der Normanfechtung 

in mHRDD als notwendigen, aber fehlenden Aspekt der normativ legitimen 

Normbildung. Teil V schließt mit einem Fazit.



180  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

2. �Kolonialgeschichten und Kontinuitäten in den Nord-Süd-
Beziehungen: Einige TWAIL-Betrachtungen

Wie an der Abkürzung TWAIL zu erkennen ist, steht die Dritte Welt im Mittelpunkt 

der TWAIL-Forschung. Zugegeben, auf geografischer Ebene besteht die Dritte 

Welt aus einer Vielzahl von Ländern mit unterschiedlichen und einzigartigen 

historischen und politischen Erfahrungen, materiellen Realitäten, kulturellem 

Erbe und so weiter. Trotz dieser Unterschiede passt der Begriff jedoch auf die 

meisten Länder Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, da sie eine gemeinsame 

Geschichte der „Unterwerfung durch den Kolonialismus und/oder die anhaltende 

Unterentwicklung und Marginalisierung“ haben, die 

durch ein darin verstricktes internationales Recht 

zugelassen wird.22 In diesem Sinne versteht TWAIL 

die Dritte Welt als eine politische und historische 

Realität, die einen Strom ähnlicher historischer 

(und andauernder) Erfahrungen quer durch prak-

tisch alle nicht-europäischen Gesellschaften beschreibt und die westliche He-

gemonie direkt angreift.23 Wichtig ist, dass TWAIL das Konzept der Dritten Welt 

so aufstellt, dass es über geografische Grenzen hinausgeht. Wie Obiora Okafor 

diesbezüglich erklärt, ist „der Ausdruck nicht starr an einen festen geografischen 

Raum gebunden – sondern vielmehr an ein selbst ausgedrücktes und geteiltes 

Gefühl der Unterordnung innerhalb des globalen Systems“.24 Eng verbunden mit 

der Vorstellung von der Dritten Welt ist das Konzept des Globalen Südens. In der 

Wissenschaft gehen die Meinungen über den weiteren Nutzen des Begriffs Glo-

baler Süden auseinander. Einige Wissenschaftler*innen behaupten, dass „die Idee 

des Globalen Südens nicht Integration und die Vernetzung untereinander betont, 

sondern vielmehr das Gefühl der Entfremdung zwischen weiten Regionen der Welt 

verstärkt ...“.25 Dieser Beitrag widerspricht dieser Einschätzung. Das Konzept des 

Globalen Südens kann als nützliche analytische Kategorie für die Abgrenzung und  

Wichtig ist, dass TWAIL das 

Konzept der Dritten Welt so 

aufstellt, dass es über geo-

grafische Grenzen hinausgeht. 
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Analyse der Nord-Süd-Beziehungen und deren Einordnung in ihren entsprechen-

den neokolonialen Kontext wiederentdeckt und zurückgewonnen werden. Wie ein 

Wissenschaftler in diesem Zusammenhang bemerkte: „Der Globale Süden ist kein 

geografisches Konzept ... [er ist] eine Metapher für menschliches Leid, das durch 

Kapitalismus und Kolonialismus auf globaler Ebene verursacht wird.“26 Genau wie 

die Dritte Welt ist der Globale Süden daher eine nützliche Relationskategorie, die 

Marginalisierung innerhalb des globalen Systems in ihrer ganzen Komplexität auf-

zeigen kann, einschließlich rassenbasierter Hierarchien, kolonialer Kontinuitäten, 

politischer, institutioneller und epistemologischer Aspekte27 sowie der Mobili-

sierung von Widerstand gegen diese globalen Prozesse der Ausgrenzung.28 In 

diesem Zusammenhang verwendet dieser Beitrag die Begriffe Globaler Süden und 

„Dritte Welt“ mehr oder weniger austauschbar, um die anhaltende Unterordnung 

nicht-europäischer Staaten und Völker in den größeren historischen (kolonialen) 

Abläufen und Globalisierungsprozessen zu verorten, die diese Unterordnung zu 

einer gewaltsamen Realität gemacht haben. 

Einer der wichtigsten Grundsätze der TWAIL-Forschung ist das überdeutliche Be-

wusstsein für Kolonialgeschichte und wie diese die Gegenwart weiterhin prägt.29 

Einfach ausgedrückt, erkennen TWAIL-Wissenschaftler*innen („TWAILer“) die 

anhaltenden Auswirkungen der kolonialen Begegnung auf die aktuelle Struktur 

der Nord-Süd-Beziehungen sowie deren impliziten Einfluss auf die Bedingungen 

des Austauschs zwischen beiden Seiten in der heutigen globalen Ordnung. 

Es lässt sich argumentieren, dass „Europa und die Vereinigten Staaten durch 

die Ausübung erheblicher wirtschaftlicher, militärischer und politischer Macht 

über die ehemaligen Kolonien Muster der Dominanz [über den Globalen Süden 

geschaffen haben, die bis heute fortbestehen“.30 Entscheidend ist, dass diese 

Bedenken hinsichtlich der (neo-)kolonialen Vorherrschaft auf die Produktion 

von Wissen in der globalen Ordnung ausgedehnt werden können und tief mit ihr  
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verwoben sind,31 die in vielerlei Hinsicht eine „Kolonialität der Macht“32 verfestigt 

hat, die „Arten des Wissens” oder der Wissensproduktion 33 umfasst. Während der 

Globale Norden in vielerlei Hinsicht eine glorifizierte epistemologische Autorität 

genießt, unter anderem in dem sich schnell wandelnden Bereich der mHRDD, ist 

dies im Globalen Süden nicht der Fall. 34

Daneben erkennt TWAIL auch an, dass multinationale Konzerne (MNCs) in das 

koloniale Unternehmen verwickelt waren, angesichts der Tatsache, dass „MNCs 

in vielerlei Hinsicht Nachfolger von Unternehmen wie der holländischen und der 

britischen ‚East India- Companies‘ waren, die immerhin zentral für das gesamte 

imperiale Projekt waren“. 35 Unternehmen haben in 

der Geschichte eine zentrale Rolle bei der Beherr-

schung und Ausbeutung von Land, Arbeitskräften 

und natürlichen Ressourcen nicht-europäischer 

Völker gespielt.36 Diese unternehmerische Herr-

schaft setzt sich in der heutigen globalisierten und 

neoliberalen Welt fort, in der im Globalen Norden 

angesiedelte MNCs einen derart umfassenden 

Grad an Macht und Einfluss ausüben, 37 dass 

sie großflächig und größtenteils unkontrolliert Menschenrechts- und Umwelt-

verstöße in ihren Wertschöpfungsketten im Globalen Süden katalysieren und 

mitverursachen können. So gesehen spielt das Unternehmen (als juristische 

Schöpfung mit einer dunklen kolonialen Vergangenheit) eine wichtige Rolle bei 

der Strukturierung der Nord-Süd-Beziehungen, daher der oft zu vernehmende Auf-

ruf, Wege zur Stärkung der Rechenschaftspflicht von Unternehmen zu finden.38

Für TWAIL-Wissenschaftler*innen sind die Ursprünge des Völkerrechts eng mit 

imperialen Gespenstern verbunden, da seine Entstehung direkt auf den Prozess 

Unternehmen haben in der 

Geschichte eine zentrale 

Rolle bei der Beherrschung 

und Ausbeutung von Land, 

Arbeitskräften und natürlichen 

Ressourcen nicht-europäischer 

Völker gespielt.  
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der Kolonisierung zurückgeführt werden kann. In der Tat war das Völkerrecht 

Teil des Instrumentariums der Kolonisatoren und bot einen rechtlichen Schutz 

für die Unterwerfung nicht-europäischer Staaten und Völker und die Ausbeu-

tung ihrer Ressourcen als Teil der Zivilisierungs-Mission.39 Das Recht „fungierte 

als Werkzeug der Fremdherrschaft [...] [und] als Instrument für die Aneignung 

von Land, Arbeitskräften und natürlichen Ressourcen in den Kolonien“.40 Diese 

kolonialen Ursprünge haben eine Reihe von Strukturen geschaffen, die sich in 

verschiedenen Phasen der Geschichte des Völkerrechts ständig wiederholen 

und die bis heute die Beziehungen zwischen dem Globalen Norden und dem 

Globalen Süden bestimmen. Aus dem reichen Fundus an Arbeiten, die Recht und 

Kolonialismus aus verschiedenen Blickwinkeln analysieren, werden in diesem 

Beitrag drei Schlüsselthemen herausgegriffen und umrissen. Von diesen kann 

angenommen werden, dass sie ihren Ursprung in der Kolonialgeschichte haben 

und sich auf die Normbildung durch mHRDD-Gesetze wie das LkSG auswirken. 

Dabei handelt es sich um Macht- und Hierarchiefragen zwischen Europäer*innen 

und Nicht-Europäer*innen beziehungsweise dem Globalen Norden und dem Glo-

balen Süden, um Bedenken hinsichtlich des Einsatzes von Recht als Instrument 

des „Othering“ und damit verbunden um Inklusion und Exklusion in und durch die 

Anwendung von Recht. Jeder dieser Punkte wird nacheinander kurz dargestellt.

Erstens war das Völkerrecht in der Vergangenheit mitverantwortlich für die Tren-

nung zwischen europäischen und nicht-europäischen Staaten und Völkern. Wie 

Antony Anghie unter dem Schlagwort „Dynamik der Differenz“ eloquent dargelegt 

hat, handelt es sich dabei um einen endlosen Prozess der Schaffung von Grä-

ben zwischen zwei Kulturen, wobei die einen als „universell“ und zivilisiert und 

die anderen als „speziell“ und unzivilisiert abgegrenzt werden.41 Diese Dynamik 

der Differenz beinhaltet die Schaffung von Hierarchien und Machtgefällen, die 

eine Gruppe privilegieren und gleichzeitig die andere unterordnen. Obwohl das  
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Völkerrecht nicht mehr offen kolonial ist, unterstützt das internationale Rechts-

system weiterhin eine hierarchische Weltordnung, die geopolitische Macht 

strategisch aufteilt und sicherstellt, dass „die europäische Vorherrschaft vor-

herrschend bleibt“.42 Überträgt man dies auf die Diskussion über mHRDD, könnte 

man argumentieren, dass die einseitige Verabschiedung dieser Gesetze durch 

einzelne europäische Staaten und die Europäische Union als Ganzes (auch wenn 

die EU gleichzeitig multilaterale Prozesse, die auf einen verbindlichen Vertrag 

über BHR abzielen, nicht vollständig unterstützt)43 eine moderne Manifestation 

dieser Dynamik der Differenz zwischen dem Globalen Norden und dem Globa-

len Süden ist. Wenn Staaten der Ersten Welt (des Globalen Nordens) Gesetze 

zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht erlassen und umsetzen, scheinbar 

zum Wohl der Völker der Dritten Welt (des Globalen Südens), aber ohne deren 

Beteiligung, kann man ihnen zu Recht den Vorwurf eines „(White) Savior-Kom-

plexes“ machen.44

Zweitens wurde das Recht (sowohl national als auch international) in der Ver-

gangenheit als Instrument der Ausgrenzung eingesetzt. Dies ist ein „Prozess, 

bei dem Einzelne und die Gesellschaft Menschen, die anders sind, in einer 

Weise betrachten und bezeichnen, die sie abwertet“.45 Das bedeutet, dass 

Unterscheidungen zwischen Völkern getroffen werden, die – bewusst oder 

unbewusst – dazu führen, dass bestimmte Gruppen an die Ränder gedrängt 

werden. „Ist die Unterscheidung einmal getroffen, können für die beiden Kate-

gorien von Menschen völlig unterschiedliche Maßstäbe angesetzt werden.“46 Im 

Wesentlichen „wirkt ‚Othering‘ also über mehrere Dimensionen hinweg, um die 

Vorstellung von einem tugendhaften ‚Selbst‘ und einem minderwertigen ‚Anderen‘ 

zu stärken“.47 Anghie argumentiert beispielsweise in seinem bahnbrechenden 

Werk, dass das positivistische Völkerrecht die nicht-europäischen Staaten und 

Völker (in diesem Zusammenhang die Anderen) entrechtete und unterordnete 
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und seine Privilegien nur den wenigen Zivilisierten gewährte, die die Familie der 

Nationen bildeten.48 Übertragen auf den mHRDD-Kontext stellt dieser Beitrag 

die These auf, dass Normbildung durch europäische mHRDD den Effekt hat, 

„Europa in den Mittelpunkt zu stellen und den Rest zum ‚Anderen‘ zu machen“.49 

Die Verabschiedung von mHRDD-Gesetzen in Ländern wie Deutschland und ihre 

anschließende extraterritoriale Umsetzung auf der ganzen Welt, ungeachtet des 

demokratischen Defizits bei ihrer Entstehung – bezüglich der Beteiligung und 

Einbindung von Rechteinhaber*innen aus dem Globalen Süden in diese Gesetz-

gebungs- und Umsetzungsprozesse – verstärkt diese Vorstellung von einem 

rechtschaffenen Europa und einem geringeren Anderen, das gerettet werden 

muss.50 Das ist problematisch, angesichts der mangelnden Anerkennung und 

Achtung der Handlungskompetenz und Selbstbestimmung der Menschen, die 

mit diesen Normen geschützt werden sollen.

Drittens war die logische Folge dieser Dynamik der Differenz, die dem Einsatz 

des Völkerrechts als Instrument des „Othering“ zugrunde lag, die Einbeziehung 

der Europäer*innen und der gleichzeitige Ausschluss der Nicht-Europäer*innen in 

vielerlei Hinsicht, auch von den Entscheidungsprozessen. So kamen beispielsweise 

auf der berüchtigten Berliner Konferenz von 1884 bis 1885, „einer Konferenz, die 

die Zukunft des [afrikanischen] Kontinents maßgeblich bestimmte und die die 

Politik des heutigen Afrikas bis heute tiefgreifend beeinflusst“,51 die drei damals 

mächtigsten europäischen Staaten zusammen, um einen rechtlichen und politi-

schen Rahmen für das „Ringen um Afrika” zu schaffen.52 Die afrikanischen Völker 

waren von diesen Beratungen völlig ausgeschlossen. Wie ein Wissenschaftler 

feststellte, „waren die Afrikaner*innen selbst der irrelevanteste Faktor bei der Ent-

scheidung über das Schicksal des Kontinents, da sie nie konsultiert oder über die 

Konferenz informiert wurden“.53 Dieser bewusste Ausschluss von rechtlichen und 

politischen Prozessen, die sich auf ihre alltägliche Realität auswirken, ist sowohl 
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Ergebnis als auch Kennzeichen davon, dass sich die koloniale Begegnung auf 

die Dynamik der Differenz stützt. Ein solcher Ausschluss, der auch heute noch 

in verschiedenen Formen besteht, hat reale Auswirkungen auf die Fähigkeit der 

Völker der Dritten Welt, von Gesetzen zu profitieren, die angeblich zu ihrem Nutzen 

erlassen wurden. Wie Al Attar feststellt, ist „ein Grund dafür, dass das Völkerrecht 

nur selten zugunsten der Dritten Welt wirkt, die Tatsache, dass die Perspektive 

der Dritten Welt nicht berücksichtigt wird“.54 Zahlreiche völkerrechtliche Normen, 

Konzepte und Grundsätze „basieren wohl auf europäischer Subjektivität, werden 

aber als universelle Objektivität ausgegeben“.55 Folglich könnte man argumentie-

ren, dass mHRDD-Gesetze die Geschichte der Ausgrenzung fortsetzen, der die 

Völker des Globalen Südens in der Vergangenheit ausgesetzt waren, wenn sie 

in Europa von europäischen Gesetzgeber*innen erlassen werden, ohne Rechts-

inhaber*innen aus dem Globalen Süden sowohl in den Gesetzgebungsprozess als 

auch in die Umsetzung der Sorgfaltspflichten einzubeziehen. Diese Ausgrenzung 

wird durch die Tatsache verschärft, dass das LkSG und ähnliche Gesetze sogar 

dazu beitragen, einen neoliberalen Status quo aufrechtzuerhalten, der es TNCs 

ermöglicht hat, weiterhin von ihren transnationalen wirtschaftlichen Aktivitäten 

zu profitieren und gleichzeitig die Menschenrechts- und Umweltauswirkungen 

dieser Aktivitäten auszulagern.56

Zusammengefasst sind die heutigen asymmetrischen Nord-Süd-Beziehungen 

historisch in erheblichem Maß mit dem kolonialen 

Erbe des Völkerrechts verbunden. Infolgedessen 

zeigt dieses Nord-Süd-Gefälle sinnbildlich be-

stimmte Überbleibsel kolonialer Machtverhältnisse, 

einschließlich einer klaren hierarchischen Tren-

nung zwischen Europäer*innen und Nicht-Euro-

päer*innen, welche die Ersteren privilegiert und die 

Zusammengefasst sind die 

heutigen asymmetrischen Nord-

Süd-Beziehungen historisch 

in erheblichem Maß mit 

dem kolonialen Erbe des 

Völkerrechts verbunden. 
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Letzteren unterordnet. Das führt zum „Othering“ dieser letzteren Kategorien von 

Völkern sowie zu ihrer unvermeidlichen Marginalisierung und problematischen 

Ausgrenzung. Wie der folgende Abschnitt zeigen wird, sind die mHRDD-Gesetze 

die jüngste Ausprägung dieser anhaltenden Marginalisierung.

3. �Koloniale Kontinuitäten und Normbildung im LkSG und 
anderen mHRDD-Gesetzen

Dieser Beitrag stellt zwei zentrale Behauptungen zu den offensichtlichen kolo-

nialen Kontinuitäten auf, die sich in der einseitigen Bildung von HRDD-Normen 

im Globalen Norden für deren Anwendung im Globalen Süden zeigen. Erstens 

gibt es einen klaren Ausschluss und eine Marginalisierung von Interessenver-

treter*innen des Globalen Südens von den Prozessen der HRDD-Normenbildung 

und -umsetzung, die an den Ausschluss von Nichteuropäer*innen im kolonialen 

Kontext erinnern. Zweitens ist die Normbildung von HRDD die aktuellste Art und 

Weise, wie das asymmetrische Verhältnis zwischen dem Globalen Norden und 

dem Globalen Süden weiter zugespitzt wird, unter anderem durch die Schaffung 

einer europäischen erkenntnistheoretischen Hegemonie bei HRDD. 

Europäische Gesetzgeber*innen sind bei der Entstehung von mHRDD-Verpflichtun-

gen „Norm-Entrepreneure“. Beginnend mit der Verabschiedung des französischen 

Loi de Vigilance im Jahr 2017,57 gefolgt vom deutschen Lieferkettengesetz58 und 

dem norwegischen Transparenzgesetz,59 beide im Jahr 2021, haben die einst wei-

chen HRDD-Normen begonnen, sich zu verbindlichen rechtlichen Verpflichtungen 

für die betroffenen Unternehmen zu verfestigen. Auf regionaler Ebene ist die EU 

derzeit dabei, die CSDDD zu verhandeln und umzusetzen. Die EU-Kommission 

hat ihren Antragsentwurf im Februar 2021 veröffentlicht,60 der EU-Rat hat seine 

Verhandlungsposition im Dezember 2022 angenommen61 und das EU-Parlament 

im Juni 2023.62 Der Richtlinienentwurf durchläuft nun das Trilog-Verfahren.
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Dieser Beitrag argumentiert, dass nicht genug getan wurde, um Rechteinha-

ber*innen aus dem Globalen Süden in die Prozesse der HRDD-Normenbildung 

einzubeziehen. Tatsächlich birgt die derzeitige Art der Entwicklung verbindlicher 

HRDD-Normen die Gefahr einer weiteren Verschärfung des ohnehin schon  

ungleichen Verhältnisses zwischen Globalem 

Norden und Globalem Süden in Bezug auf die 

Fähigkeit, einen sinnvollen Beitrag zur Entste-

hung solcher Normen zu leisten. Zunächst ein-

mal gingen der Verabschiedung des LkSG trotz 

seiner versprochenen globalen Reichweite keine 

Konsultationsprozesse mit Interessengruppen 

aus dem Globalen Süden voraus. Ähnlich sieht 

es mit dem EU-Verfahren aus, das eine offene 

öffentliche Konsultation über einen Zeitraum von 

15 Wochen zwischen dem 26. Oktober 2020 und 

dem 8. Februar 2021 einschloss: Rückmeldungen zeigen, dass Rechteinha-

ber*innen aus dem Globalen Süden so gut wie gar nicht beteiligt waren.63 Jede 

ernsthafte Bemühung, Rechteinhaber*innen aus dem Globalen Süden sinnvoll in 

mHRDD-Konsultationsprozesse einzubinden, sollte deren besondere Umstände 

anerkennen und die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um ihre echte Beteiligung 

zu gewährleisten. Dazu könnten unter anderem folgende Maßnahmen gehören: 

längere Konsultationszeiträume; gezielte Ausrichtung auf bestimmte Gruppen 

von Rechteinhaber*innen aus dem Globalen Süden wie lokale Gemeinschaften, 

indigene Gruppen und Arbeitnehmer*innen; eine Festsetzung von Quoten, die 

die Konsultation einer bestimmten Mindestzahl von Befragten aus dem Globa-

len Süden vorschreibt, damit solche Prozesse legitim sind; die Durchführung 

von Sensibilisierungskampagnen und Bereitstellung finanzieller Unterstützung, 

um diesen Rechteinhaber*innen die Teilnahme an Konsultationsprozessen zu 

Jede ernsthafte Bemühung, 

Rechteinhaber*innen aus dem 

Globalen Süden sinnvoll in 

mHRDD-Konsultationsprozesse 

einzubinden, sollte deren 

besondere Umstände anerkennen 

und die notwendigen Maßnahmen 

ergreifen, um ihre echte 

Beteiligung zu gewährleisten. 
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ermöglichen. Ohne diese Art von bewussten Maßnahmen ist es kaum möglich, 

öffentliche Beteiligungsprozesse, die in weit entfernten Ländern des Globalen 

Nordens abgehalten werden, als mehr als bloße Augenwischerei zu betrachten.64 

Noch beunruhigender ist das Versäumnis, sinnvolle Konsultationsprozesse in 

den einschlägigen Bestimmungen der verschiedenen mHRDD-Gesetze vorzu-

sehen. In jedem dieser Gesetze wird die Konsultation von Interessengruppen 

nur sporadisch erwähnt, was die Möglichkeiten von Rechteinhaber*innen aus 

dem Globalen Süden gefährdet, sich während der Umsetzungsphase der ver-

schiedenen Gesetze an den Prozessen der HRDD-Normenbildung zu beteiligen. 

Artikel 4(4) des deutschen Gesetzes verpflichtet Unternehmen, die Interessen der 

identifizierten Interessengruppen „angemessen zu berücksichtigen“. In ähnlicher 

Weise verpflichtet Artikel 4(e) des norwegischen 

Gesetzes die Unternehmen zur „Kommunikation 

mit betroffenen Interessengruppen“. Artikel 1 

des französischen Gesetzes verlangt, dass der 

Überwachungsplan „in Zusammenarbeit mit den 

Interessengruppen des Unternehmens“ entwickelt 

wird. Artikel 6(4) des EU-Ratsentwurfs schließlich 

verlangt die Beteiligung von Interessenvertreter*in-

nen, „soweit dies relevant ist“. Es liegt auf der Hand, 

dass die Bestimmungen zur Einbeziehung von 

Interessengruppen in den untersuchten Gesetzen 

nicht ausreichen, um sicherzustellen, dass betrof-

fene Unternehmen die Rechteinhaber*innen aus 

dem Globalen Süden sinnvoll einbeziehen. Was bedeutet die im LkSG geforderte 

„angemessene Berücksichtigung“ in der Realität? Ist eine solche Formulierung 

stark genug, um sicherzustellen, dass unter das LkSG fallende Unternehmen 

Was bedeutet die im LkSG 

geforderte „angemessene 

Berücksichtigung“ in der 

Realität? Ist eine solche 

Formulierung stark genug, 

um sicherzustellen, dass 

unter das LkSG fallende 

Unternehmen sinnvoll mit 

den Rechteinhaber*innen 

zusammenarbeiten? 

Wahrscheinlich nicht. 
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sinnvoll mit den Rechteinhaber*innen zusammenarbeiten? Wahrscheinlich nicht. 

Außerdem bietet diese problematische Formulierung den Rechteinhaber*innen 

nicht genügend Möglichkeiten, eine unzureichend sinnvolle Einbeziehung durch 

betreffende Unternehmen anzufechten, wenn diese Unternehmen dabei versagen. 

Hätte das LkSG stattdessen klarere und robustere Formulierungen verwendet, 

um erfasste Unternehmen zu einer sinnvollen Einbindung von Stakeholdern zu 

verpflichten, würde dies jenen Interessengruppen stark helfen, eine wichtige Rolle 

als Normgeber spielen zu können. Dies könnte die Umsetzung von HRDD in der 

Praxis erheblich verbessern.

Tatsächlich legt dieser Beitrag dar, dass Bestimmungen wie die in Artikel 4(4) 

des LkSG, die Unternehmen dazu verpflichten, Interessengruppen nur „gebüh-

rend zu berücksichtigen“, den betroffenen Unternehmen einen zu großen Er-

messensspielraum einräumen. Angesichts der fehlenden zwingenden Auflage, 

Interessengruppen des Globalen Südens tatsächlich zu konsultieren, könnten die 

erfassten Unternehmen theoretisch entscheiden, ob sie diese Interessengruppen 

konsultieren wollen oder nicht oder sie nur oberflächlich zu konsultieren, ohne 

ihre Beiträge in diesem Zusammenhang zu nutzen. Somit wird die bereits be-

stehende Kluft zwischen Rechteinhaber*innen im Globalen Süden und TNCs im 

Globalen Norden durch diese Bestimmungen für Interessenvertreter*innen nur 

verfestigt und nicht verringert.

Darüber hinaus werden diese Bedenken durch die Entscheidung des LkSG, zwi-

schen der Behandlung direkter und indirekter Lieferant*innen zu unterscheiden, 

noch deutlicher. Nach Artikel 5(1) sind erfasste Unternehmen nur in ihrem eigenen 

Geschäftsbereich sowie in dem ihrer direkten Zulieferer zu einer Risikoanalyse 

verpflichtet. Im Gegensatz dazu muss das Unternehmen gemäß Artikel 9(3) seine 

Risikomanagement-Verfahren nur dann anpassen und indirekte Zulieferer einbe-
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ziehen, wenn es substanzielle Kenntnisse über Verstöße gibt. Diese Bestimmung 

schließt im Wesentlichen, abgesehen von Ausnahmefällen, gefährdete Beteiligte 

in weniger sichtbaren Bereichen der Lieferkette von HRDD-Verfahren aus.

Artikel 19 des LkSG benennt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 

(BAFA) als Aufsichtsorgan für die Überwachung und Durchsetzung des Geset-

zes. Das BAFA wird ermächtigt, Handreichungen mit „branchenübergreifenden 

oder branchenspezifischen Informationen, Hilfestellungen und Empfehlungen 

zur Einhaltung“ des Gesetzes zu erlassen.65 In Vorbereitung auf das Inkrafttreten 

des Gesetzes gab das BAFA seinen ersten Leitfaden zur Risikoanalyse nach dem 

Gesetz heraus.66 Problematisch ist, dass der BAFA-Leitfaden genau wie das LkSG 

zum Ausschluss der Rechteinhaber*innen des Globalen Südens von HRDD bei-

trägt, da er keine expliziten Qualitätskriterien und Methoden für eine vollständige 

Beteiligung dieser Menschen an den Normbildungs- und Umsetzungsprozessen 

von HRDD enthält.67

Ein weiterer Grund zur Besorgnis ist die epistemische Hegemonie, die durch die 

primäre Ausarbeitung von mHRDD-Gesetzen in Europa entsteht, verbunden mit 

Prozessen der Wissens- und Informationsgenerierung, die implizit europäische 

Perspektiven auf Kosten anderer privilegieren. Solche „Made in Europe“-Gesetze 

enthalten auf der Meta-Ebene eine gewisse Macht, den BHR-Diskurs und die BHR-

Normen zu formen, ohne die einzigartigen kulturellen, historischen und politischen 

Erfahrungen sowie die Lebensrealitäten von Rechteinhaber*innen aus dem Globalen 

Süden zu berücksichtigen, die von der Anwendung dieser Gesetze betroffen sein 

werden. Diese Gesetze werden in europäischen Parlamenten verabschiedet und 

sind oft in europäischen Sprachen verfasst (zumindest, was die nationalen Gesetze 

betrifft). Bei Streitigkeiten über die Umsetzung sind es europäische Gerichte, die 

die Gesetze auslegen. Da sich HRDD-Normen im Rahmen dieser Prozesse weiter-
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entwickeln, wird es für Rechteinhaber*innen aus dem Globalen Süden schwierig, 

wenn nicht gar unmöglich sein, sich aktiv und umfassend an ihrer Entwicklung 

zu beteiligen. Es gibt unzählige Hürden, die zu dieser Situation beitragen, unter 

anderem rechtliche, logistische und sprachliche Barrieren.

Diese Kritik kann sogar auf die Schwierigkeiten ausgedehnt werden, mit denen 

Akademiker*innen, Rechtspraktiker*innen und andere Akteur*innen des Globalen 

Südens konfrontiert sind, die Entwicklungsprozesse von HRDD-Normen verstehen 

und zu ihnen beitragen möchten. Sie bleiben vielleicht schlichtweg von einem 

Großteil der Gespräche ausgeschlossen. Debadatta Bose greift diese Bedenken auf 

und betont: „[...] die Interpretationsgemeinschaft, die sich zu nationalen mHRDD-

Gesetzen gebildet hat (in Form von legislativen Analysen und Lehrmeinungen 

über Anwendung und Auswirkungen des Gesetzes), ist zwangsläufig europäisch, 

mit einer gelebten Erfahrung, die auf den geschlossenen Kreis von Jurist*innen 

mit dem ‚Know-How‘ oder Fachwissen beschränkt [...].“68 Es besteht die Gefahr, 

dass dies in „einem Teufelskreis endet, in dem die Normen des Globalen Nordens 

als universell legitimiert werden, während gleichzeitig Wissenschaftler*innen 

des Globalen Südens als ‚Other‘ mit einer TWAIL-Nischenauffassung zu Wirt-

schafts- und Menschenrechtsnormen konstruiert werden, so wie auch dieser 

Artikel wahrgenommen werden könnte“.69

4. �Das Aufbrechen kolonialer Kontinuitäten und die Norman-
fechtung in mHRDD: Möglichkeiten zur Dezentrierung der 
europäischen Hegemonie

Ein nützlicher Rahmen, um die Nord-Süd-Dynamik in Bezug auf die Frage von 

mHRDD-Normenentwicklungsprozessen zu konzeptualisieren und zu beginnen, 

koloniale Kontinuitäten in Gesetzen wie dem LkSG zu durchbrechen, ist die Idee 

der Normanfechtung. Antje Wiener argumentiert, dass die Anfechtung einer Norm 
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entweder reaktiv oder proaktiv sein kann. Während sich Ersteres beispielswei-

se auf Einwände gegen die Umsetzung einer Norm beziehen könnte, umfasst 

Letzteres die „kritische Auseinandersetzung mit einer Norm (einer Regel, einem 

Prinzip oder einer Ordnung), um unterschiedliche 

Bedeutungen zu klären oder sich auf die Mittel 

(Instrumente, Mechanismen, Strategien) zu ei-

nigen, die zur Umsetzung der Norm erforderlich 

sind“.70 Für Wissenschaftler*innen der kritischen 

Normenforschung kann „nur eine umstrittene 

Norm überhaupt eine gute Norm sein“,71 da die An-

fechtung von Normen diversen Interessengruppen 

die Möglichkeit bietet, an Normbildungsprozes-

sen mitzuwirken. Dies wiederum verleiht solchen 

Prozessen und ihren Ergebnissen die notwendige Legitimität. Gleichzeitig spielt 

die Praxis eine Schlüsselrolle bei der Identifizierung verschiedener Phasen der 

Normkontestation, wodurch es möglich wird, zu beurteilen, wie solche Normen 

durch die Praxis geformt werden.72 Praktiken der Normanfechtung haben daher 

eine Norm (re-)generierende Funktion, da sie die Norm weiter formen können. In 

diesem Zusammenhang ist die Frage, „wessen Praktiken zählen“, von zentraler 

Bedeutung.73 Wie Wiener in ihrem Grundlagenwerk bemerkt,

wird das Bestreben, die Handlungsfähigkeit der Vielen bei der Konstitution, 

Anfechtung und Rekonstitution von normativem Wandel einzubeziehen, 

durch das quod omnes tangit Prinzip verstärkt, nach dem das, was 

alle betrifft, auch von allen anerkannt werden muss. Doch während die 

globale Ordnung alle betrifft, sind die Bedingungen für eine Beteiligung 

nicht gleich.74
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Überträgt man diese Analyse auf eurozentrische mHRDD-Normbildungsprozesse, 

so ist eine proaktive Normanfechtung, die die Erwartungen der Interessengruppen 

des Globalen Südens in den Mittelpunkt stellt, besonders wichtig. Sie hilft, die 

Entwicklung, Auslegung und praktische Umsetzung von Sorgfaltspflichtnormen 

so zu gestalten, dass sie zu sinnvollen Menschenrechts- und Umweltergebnissen 

für jene Interessengruppen des Globalen Südens führt, die unter den Aus-

wirkungen von Lücken in der Unternehmensverantwortung leiden. Ohne diese 

Möglichkeit der Normanfechtung wird das mHRDD-System weiterhin struktu-

relle Ungerechtigkeiten verfestigen, die es Akteur*innen des Globalen Nordens 

ermöglicht haben, die BHR-Diskussion zu monopolisieren, und dabei den Input 

und das Wissen, das Akteur*innen des Globalen Südens einbringen können, 

ignorieren. Letztendlich – und wie die vorherigen Teile dieses Beitrags gezeigt 

haben – gibt es beim derzeitigen Stand der mHRDD-Gesetze keinen ausrei-

chenden Spielraum für betroffene und potenziell betroffene Interessengruppen 

des Globalen Südens, sich kritisch einzubringen und diese sich entwickelnden 

Sorgfaltsnormen zu formen. Angesichts des prozessorientierten Charakters 

von Gesetzen wie dem LkSG und des großen Ermessensspielraums, der TNCs 

bei der Einbeziehung von Interessengruppen im Rahmen der Sorgfaltspflicht 

eingeräumt wird, trägt mHRDD wenig dazu bei, die asymmetrischen Machtver-

hältnisse zwischen Akteur*innen des Globalen Nordens und des Globalen Südens 

zu verändern. Möglichkeiten zur proaktiven Anfechtung tragen zur normativen 

Legitimität der betreffenden Norm bei. In Ermangelung solcher Anfechtungs-

möglichkeiten kann argumentiert werden, dass alle Normbildungsprozesse, die 

nur bestimmten Parteien (im Globalen Norden) das Rederecht einräumen und 

andere (im Globalen Süden) zum Zuhören verurteilen, mit Argwohn betrachtet 

werden sollten. Das gilt insbesondere dort, wo die jeweiligen Normen, wie im 

Fall der mHRDD-Normen, eine globale Reichweite haben sollen. Schließlich ist 

es die „Spannung zwischen der erwarteten globalen moralischen Reichweite 
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einer Norm einerseits und der umstrittenen lokalen Umsetzung einer Norm an-

dererseits, die die reaktive Anfechtung im Namen der betroffenen Akteur*innen 

vor Ort beleuchtet“.75

5. �Die Waage (wieder) ins Gleichgewicht bringen: Ist HRDD der 
Aufgabe gewachsen?

Zur Klarstellung: Dieser Beitrag behauptet nicht, dass mHRDD-Gesetze, selbst 

wenn die Prozesse ihrer Umsetzung und ihr Inhalt die Beiträge von Rechte-

inhaber*innen aus dem Globalen Süden stärker in den Mittelpunkt stellen, die 

Hierarchien zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden, die ein 

fortbestehendes Erbe der Kolonialgeschichte sind, vollständig ausgleichen können. 

Diese Gesetze sind kein Allheilmittel, und alle Hoffnungen, die in ihre Wirksam-

keit gesetzt werden, müssen entsprechend zurückhaltend sein. Wie Surya Deva 

warnt: „HRDD […] gibt Unternehmen ein Werkzeug, um einige Änderungen an ihren 

Geschäftsmodellen vorzunehmen, aber nur gerade so viele, dass sie die derzei-

tige Wirtschaftsordnung aufrechterhalten können, indem sie deren strukturelle 

und systemische Probleme verschleiern“.76 So ermöglicht es HRDD, betroffenen 

Unternehmen, Norm-Entrepreneure der HRDD-Norm zu sein – mit der möglichen 

Folge, dass solche Unternehmen eine Aufweichung der HRDD-Verpflichtungen zu 

ihren Gunsten mittragen. Es ist daher unwahrscheinlich, dass mHRDD-Gesetze 

die Waage wieder ins Gleichgewicht bringen, die zu den asymmetrischen Bezie-

hungen zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden beigetragen 

hat und tief historisch verwurzelt ist in imperialistischen Gespenstern. Nichts-

destotrotz bestand die bescheidene Absicht dieses Beitrags darin, Bedenken 

hervorzuheben, die mit der einseitigen Bildung von mHRDD-Normen verbunden 

sind, die wir derzeit auf dem europäischen Kontinent in Ländern wie Deutschland 

erleben. Indem man wissentlich oder unwissentlich zulässt, dass der Prozess der 

mHRDD-Normenbildung als eine europäische Verordnung für nicht-europäische 
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Interessengruppen gestaltet wird, wiederholt sich die Dynamik der Differenz im 

BHR-Kontext. Das führt dazu, dass Akteur*innen des Globalen Südens als das 

„Andere“ konstruiert und in der Folge ausgeschlossen werden. Darüber hinaus 

wird die vermutlich daraus resultierende epistemische Hegemonie wahrscheinlich 

europäische Perspektiven auf mHRDD als vorherrschend festigen und gleichzeitig 

die Perspektiven des Globalen Südens marginalisieren. Dies ist eine Manifestation 

dessen, was als „epistemische Ungerechtigkeit“ bezeichnet wird.77

mHRDD-Gesetzen fehlen zwar zugegebenermaßen die Instrumente und die 

Fähigkeit, das ungleiche Verhältnis zwischen dem Globalen Norden und dem 

Globalen Süden, das seinen Ursprung in der Kolonialgeschichte hat, wieder ins 

Gleichgewicht zu bringen. Dennoch sollten emanzipatorische Ansätze für die 

Sorgfaltspflicht sicherstellen, dass wenigstens Interessengruppen des Globalen 

Südens und nicht die TNCs des Globalen Nordens in den Mittelpunkt von nor-

mativen Entwicklungen bei HRDD gestellt werden.
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von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden (EU): https://data.consilium.europa.eu/
doc/document/ST-15024-2022-REV-1/en/pdf, 25.01.2023.

62  �Europäisches Parlament: Corporate Sustainability Due Diligence Amendments (CSDDD) (EU-Liefer-
kettengesetz) wurde am 1. Juni 2023 festgelegt, folgend dem Vorschlag für eine Richtlinie des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf 
Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 (COM(2022)0071 – C9-0050/2022 –  
2022/0051(COD))1: https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0209_EN.pdf, 
30.06.2023.

63  �Europäische Kommission: Konsultation zu nachhaltiger Unternehmensführung (Sustainable Corporate 
Governance Public Consultation): https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initia-
tives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation_en, 02.04.2023.

64  �Lichuma, Caroline (2023): „More than Meets the eye: Participatory (In)justice and the EU Corporate Due 
Diligence Directive“. Nova Centre on Business, Human Rights and the Environment Blog. Veröffentlicht 
am 15.02.2023: https://novabhre.novalaw.unl.pt/more-than-meets-the-eye/, 30.03.2023.

65  �ebd., S. 20.
66  �Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) (2022): Risiken entwickeln, gewichten und prio-

risieren. Handreichung zur Umsetzung einer Risikoanalyse nach den Vorgaben des Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetzes: https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/EN/Supply_Chain_Act/guidan-
ce_risk_analysis.html?nn=1889841, 08.10.2023.

67  �Wündsch, Melanie (2023): „Risikoanalyse der Lieferkette: Perspektiven aus dem Globalen Süden Kom-
men zu Kurz“. Deutsches Institut für Menschenrechte, S. 11.

68  �Bose, Debadatta (2001): „Decentring Narratives around Business and Human Rights Instruments: An 
Example of the French Devoir de Vigilance Law“. BHRJ (8:1), S. 35.

69  �ebd.
70  �Wiener, Antje (2020): „The Concept of Contestation of Norms – An Interview“. Yearbook on Practical 

Philosophy in a Global Perspective, S. 1.
71  �ebd.
72  �ebd.
73  �Wiener, Antje (2018): Contestation and Constitution of Norms in Global International Relations. Cam-

bridge University Press, S. 1.
74  �ebd.
75  �ebd., S. 5.
76  �Deva, Surya (2023): „Mandatory Human Rights Due Diligence Laws in Europe: A Mirage for Rightshol-

ders?“. LJIL, S. 15.
77  �McDonnell, Katherine (2023): „Epistemic Injustice and Remedy: Can BHR Ever Really ‚Centre‘ Rights 

Holders?“. AJHR (29:1), S. 86–90.

http://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000034290626/
http://www.legifrance.gouv.fr/jorf/id/JORFTEXT000034290626/
https://www.gesetze-im-internet.de/lksg/BJNR295910021.html
https://lovdata.no/dokument/NLE/lov/2021-06-18-99
https://lovdata.no/dokument/NLE/lov/2021-06-18-99
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15024-2022-REV-1/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15024-2022-REV-1/en/pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0209_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Sustainable-corporate-governance/public-consultation_en
https://novabhre.novalaw.unl.pt/more-than-meets-the-eye/


Koloniale Kontinuitäten und Normbildung in Wirtschaft und Menschenrechten  |  201



Ar
be

it
sn
ot
iz
en

202  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis



Koloniale Kontinuitäten und Normbildung in Wirtschaft und Menschenrechten  |  203



204  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

Strafverfolgung über  
Grenzen hinweg:  
TWAIL und das  

Weltrechtsprinzip

Aus dem Englischen übersetzt von Beate Moosbauer

Die Autorinnen danken Kalika Mehta, ohne deren wertvolle Beiträge dieser Artikel nicht hätte ent-
stehen können.

Einführung
Seit nunmehr zwanzig Jahren können in Deutschland nach dem Grundsatz des 

Weltrechtsprinzips (auch universelle Gerichtsbarkeit) die schwersten Verstöße 

gegen das Völkerrecht – wie Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

und Kriegsverbrechen – ermittelt und verfolgt werden, selbst wenn die Straftat 

im Ausland begangen wurde und keinen Bezug zu Deutschland aufweist. Die-

ser Grundsatz ist im deutschen Strafrecht in § 1 des Völkerstrafgesetzbuchs 

(VStGB) verankert.1 Die Anerkennung des Weltrechtsprinzips in nationalen 

Rechtsordnungen wie Deutschland ist Teil einer umfangreicheren Entwicklung im 

internationalen Strafrecht, die die internationale Gemeinschaft als Ganzes dazu 

verpflichtet, Verbrechen nach internationalem Recht zu verfolgen. Im Rahmen 

des Völkerstrafrechtssystems ergänzt die Verankerung des Weltrechtsprinzips in 

nationalen Rechtssystemen sowie in den Voraussetzungen für die Gerichtsbarkeit 

des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) die Strafverfolgung internationaler 

Verbrechen durch die Staaten, in denen diese Verbrechen begangen werden.

Sarah Imani, Leokadia Melchior
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Allerdings ist sowohl die Struktur als 

auch die Praxis der universellen Ge-

richtsbarkeit in Deutschland geprägt 

von den größeren historischen und 

aktuellen Kritikpunkten gegenüber dem 

Völkerrecht. Dieser Beitrag wird daher 

kritisch aus der Perspektive der „Third 

World Approaches to International Law“ 

(TWAIL) untersuchen, wie sich die Pra-

xis der universellen Gerichtsbarkeit in 

Deutschland entwickelt hat. In diesem 

Rahmen wollen wir einen Überblick über 

einige grundlegende Kritikpunkte am 

Weltrechtsprinzip und am internationa-

len Strafrecht im Allgemeinen geben, die 

nur Anhaltspunkte für weitere, vertiefte 

Auseinandersetzung sein können – 

mit dem Ziel, konkrete Lösungen zur 

Beseitigung struktureller Probleme zu 

finden.

TWAIL als rechtswissenschaftliche 

Denkschule konzentriert sich auf die ko-

lonialen Ursprünge des internationalen 

(Straf-)Rechts und stellt dabei die Erfahrungen der Menschen in der sogenannten 

„Dritten Welt“ in den Mittelpunkt. TWAIL versucht, die Geschichte des internationa-

len Völker(straf-)rechts als eine Errichtung internationaler Normen und Institutionen 

zu verstehen, die eine rassifizierte Hierarchie aufrechterhalten, die Nichteuropä-
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er*innen Europäer*innen unterordnet.2 

Gleichzeitig ist das Ziel, ein alternati-

ves normatives Rechtsgefüge für die 

internationale Ordnung zu entwerfen 

und vorzustellen, um die Bedingungen 

der gezielten „Unterentwicklung“ in 

der „Dritten“ Welt zu beseitigen.3 Be-

zogen auf das Völkerstrafrecht und 

speziell das Weltrechtsprinzip bedeutet 

das, die vorgebliche Universalität von 

Rechtsnormen zu hinterfragen und zu 

verstehen, dass sich die Bemühungen 

um globale Gerechtigkeit auf einer kolo-

nialen Ideologie begründen. Die daraus 

folgende weitgehende Reproduktion 

von Selektivität statt Universalität wird 

besonders deutlich bei der Suche nach 

Antworten auf die Frage „Wer verfolgt 

wen für was (oder was nicht)?“4 Das 

Weltrechtsprinzip muss daher nicht 

nur als juristische Doktrin verstanden 

werden, sondern als ein Prinzip, das 

auch kritische soziale und politische 

Dimensionen innehat.5 

Die Geschichte der Verfolgung internationaler Verbrechen ist untrennbar mit 

Deutschland verbunden. Von Versailles bis Nürnberg wird die Entstehungsgeschich-

te des Völkerstrafrechts oft in den Bemühungen erzählt, deutsche Täter*innen für 
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die Verbrechen im Ersten und Zweiten Weltkrieg zur Verantwortung zu ziehen. 

Gleichzeitig werden bei diesem Narrativ die kolonialen Gräueltaten nicht berück-

sichtigt, die etwa zeitgleich von Deutschland oder von anderen Kolonialmächten 

begangen wurden, die sich in Europa für die Verfolgung von Kriegsverbrechen 

einsetzten.6 Diese Praxis der Doppelmoral, des „Messens mit zweierlei Maß“7 

besteht fort und muss auch in der gegenwärtigen Praxis von Verfahren nach 

dem Weltrechtsprinzip in Deutschland erst noch überwunden werden.

1. Das Weltrechtsprinzip in Deutschland
Der Grundsatz des Weltrechtsprinzips wurde im Jahr 2002 mit dem Inkrafttreten 

des VStGB in die bundesdeutsche Strafrechtsordnung aufgenommen. Diese 

Kodifizierung trat parallel zur Gründung des IStGH und der deutschen Ratifizie-

rung des IStGH-Statuts8 in Kraft. Die Erweiterung der Zuständigkeit deutscher 

Strafverfolgungsbehörden und Gerichte nach dem Weltrechtsprinzip sowie der 

materiell-rechtliche Geltungsbereich des VStGB fügen sich damit ein in die weitere 

Multiebenenstruktur des Völkerstrafrechtssystems. Im Rahmen dieser Struktur 

hat sich in Deutschland eine zunächst langsame, inzwischen aber recht dyna-

mische Praxis nach dem Weltrechtsprinzip entwickelt, die sowohl hinsichtlich 

ihrer Strafverfolgungsmuster als auch der Fälle, in denen die deutschen Behörden 

sich gegen eine Strafverfolgung entschieden haben, kritisch zu bewerten ist.

1.1 �Struktur des Weltrechtsprinzips nach deutschem Recht 
(Weltrechtsprinzip de lege lata)

Gemäß § 1 VStGB kann Deutschland völkerstrafrechtliche Verbrechen (mit 

Ausnahme des Verbrechens der Aggression) verfolgen, „auch wenn die Tat im 

Ausland begangen wurde und keinen Bezug zum Inland aufweist“. Dieser auf den 

ersten Blick sehr weite Anwendungsbereich wird in der Praxis eher zurückhaltend 

ausgefüllt. Das VStGB wird insbesondere subsidiär und komplementär innerhalb 
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des Mehrebenensystems des Völkerstrafrechts interpretiert, angelehnt an die 

Zulässigkeitsregeln in Artikel 17, IStGH-Statut. Die Prinzipien des Völkerstraf-

rechtssystems verpflichten die betroffenen Staaten, selbst Völkerstraftaten zu 

verfolgen.9 Das bedeutet, dass völkerstrafrechtliche 

Verbrechen von dem Staat verfolgt werden sollen, 

in dem sie begangen wurden (Territorialitätsprin-

zip), oder alternativ von denjenigen Staaten, deren 

Staatsangehörige entweder die/der Täter*in oder 

das Opfer der Völkerstraftat sind (Persönlichkeits-

prinzip). Die universelle Gerichtsbarkeit wird in Deutschland sodann nur unter 

subsidiärer Zuständigkeit praktiziert, das heißt, wenn die primär verantwortlichen 

Staaten entweder nicht willens oder nicht in der Lage sind, internationale Ver-

brechen zu verfolgen.10

Nach dem Prinzip der Komplementarität ist die universelle Gerichtsbarkeit in 

Deutschland außerdem so strukturiert, dass sie als „Reserve-Justiz“ als drit-

ter Akteur der Straflosigkeit entgegenwirkt.11 In einer Art „vorausschauender 

Justiz“12 können deutsche Strafverfolgungsbehörden Beweise sichern, die in 

zukünftigen Verfahren in Deutschland, aber auch in anderen Ländern oder vor 

internationalen Strafgerichten verwendet werden können. Auf diese Weise kann 

durch internationale Zusammenarbeit ein wichtiger Beitrag zur Beweisführung 

geleistet werden, auch wenn es letztlich nicht zur Anklage vor einem deutschen 

Gericht kommt. Diese Tätigkeit ist Teil einer koordinierten internationalen Reaktion 

auf systematische Menschenrechtsverletzungen und schwere Verstöße gegen die 

Genfer Konventionen in bewaffneten Konflikten und oft die einzige Möglichkeit, 

dass überhaupt ein Strafverfahren eingeleitet wird.13

Die Prinzipien des Völkerstraf-

rechtssystems verpflichten die 

betroffenen Staaten, selbst 

Völkerstraftaten zu verfolgen.
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Der materielle Anwendungsbereich des VStGB umfasst die sogenannten Kernver-

brechen des internationalen Strafrechts (siehe VStGB Teil 2 „Verbrechen gegen 

das Völkerrecht“). Dazu zählen Völkermord (§ 6 VStGB), Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit (§ 7 VStGB) und Kriegsverbrechen 

(§§ 8–12 VStGB).14 Es muss betont werden, dass 

das VStGB nur eine individuelle strafrechtliche 

Verantwortung zulässt und die Verantwortung 

juristischer Personen nicht einschließt, was be-

deutet, dass Unternehmen nach dem VStGB nicht 

strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden 

können, worauf wir später noch näher eingehen 

werden. Auch wenn die fehlende Verantwortlichkeit 

von Unternehmen darauf zurückzuführen ist, dass 

das deutsche Strafrecht insgesamt keine Strafbarkeit von juristischen Personen 

kennt, ist die (Mit-)Verantwortlichkeit von Unternehmen im Zusammenhang völ-

kerstrafrechtlicher Verbrechen von grundlegender Bedeutung, um das Ausmaß 

und die Art dieser Verbrechen zu erfassen.15

In Deutschland ist die Generalbundesanwaltschaft für die Verfolgung der VStGB-

Tatbestände zuständig.16 Eine weite Auslegung der Zuständigkeit der General-

bundesanwaltschaft scheint aufgrund der Komplexität der Sachverhalte in Fällen 

nach dem Weltrechtsprinzip sowie aus Gründen der Verfahrenseffizienz ange-

messen.17 Im Rahmen ihrer Zuständigkeit räumt § 153 f. Strafprozessordnung 

(StPO)18 der Generalbundesanwaltschaft ein weitreichendes Ermessen bei der 

Entscheidung ein, ob sie Straftaten auf der Grundlage des Weltrechtsprinzips 

verfolgt oder nicht. Das Legalitätsprinzip (§ 170 StPO), das die Strafverfolgungs-

behörden verpflichtet, bei Vorliegen eines hinreichenden Tatverdachts Anklage 

zu erheben, gilt nur für Straftaten mit Inlandsbezug.19

Eine weite Auslegung der Zu-

ständigkeit der Generalbundes-

anwaltschaft scheint aufgrund 

der Komplexität der Sachver-

halte in Fällen nach dem Welt-

rechtsprinzip sowie aus Gründen 

der Verfahrenseffizienz  

angemessen.
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1.2 Das Weltrechtsprinzip in der Praxis
Die ersten zehn Jahre nach Einführung des Weltrechtsprinzips waren in der 

Praxis durch eine gewisse Zurückhaltung der Generalbundesanwaltschaft 

gekennzeichnet, tatsächlich zu ermitteln und Völkerstraftaten im Ausland vor 

deutschen Gerichten zu verfolgen. Im letzten Jahrzehnt hat sich das Tempo 

jedoch beschleunigt und die Zahl der Ermittlungen, Anklagen und sogar Ver-

urteilungen von Täter*innen wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 

Kriegsverbrechen ist erheblich angestiegen.20 Die Generalbundesanwaltschaft 

hat außerdem sogenannte Strukturermittlungsverfahren eingeleitet, in denen 

komplexe und dynamische Situationen untersucht werden, in denen Völker-

straftaten begangen wurden, anstatt lediglich Ermittlungen in Einzelfällen ein-

zuleiten. Beispiele dafür sind der bewaffnete Konflikt in Syrien, die Verbrechen 

des sogenannten Islamischen Staates und zuletzt der russische Angriffskrieg 

gegen die Ukraine. Die Aufnahme von Strukturermittlungsverfahren wurde von 

einigen als Übergang von einem „Kein sicherer Hafen“-Ansatz („no safe haven 

approach“) zu einem Ansatz „der ergänzenden Bereitschaft“ („approach of 

complementary preparedness“) beschrieben.21 Diese Entwicklungen und die 

laufenden Bemühungen, Straflosigkeit für schwerste Verbrechen zu beenden, 

sind ausdrücklich zu begrüßen. Allerdings zeichnet sich ein allgemeines Muster 

der Strafverfolgung ab, das auch mit Blick auf die Ausübung von entsprechen-

den Ermessensentscheidungen gegen eine Strafverfolgung aus einer dekolo-

nialen und TWAIL-Perspektive problematisch ist. Bislang wurden in der Praxis 

der universellen Gerichtsbarkeit nur Täter*innen mit niedrigem bis mittlerem 

Rang aus bestimmten Konflikten zur Rechenschaft gezogen. Zudem waren die 

Komplexe, in denen ermittelt wurde, äußerst selektiv. Insbesondere Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen von Täter*innen aus dem so-

genannten „Globalen Norden“, die an Opfern im sogenannten „Globalen Süden“ 

begangen wurden, sind bisher nicht geahndet worden. Dabei fehlt es nicht an 
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entsprechenden Bemühungen, vor allem der Zivilgesellschaft, die sich für eine 

Praxis universeller Gerichtsbarkeit einsetzt, die gerade nicht von der gängigen 

Doppelmoral und Doppelstandards geprägt ist.22

1.2.1 Praxis der Strafverfolgung

In den ersten zehn Jahren verfolgte die Generalbundesanwaltschaft nur Fälle, 

in denen der UN-Sicherheitsrat oder der IStGH bereits tätig geworden waren.23 

Insgesamt kann die Praxis des Einsatzes des Weltrechtsprinzips in Deutschland 

in dieser Phase als zaghaft, zurückhaltend und staatszentriert beschrieben 

werden.24 Ein wichtiger Wandel in dieser Strafverfolgungspraxis vollzog sich, als 

die Generalbundesanwaltschaft die Praxis der Strukturermittlungsverfahren im 

Allgemeinen und die Untersuchung von Straftaten 

im Zusammenhang mit dem bewaffneten Konflikt 

in Syrien und im Irak im Besonderen aufnahm.25 

In beiden Fällen waren andere Möglichkeiten der 

effektiven Strafverfolgung versperrt.

Einige der Anklagen, die im Rahmen der Syrien-

Strukturermittlung erhoben wurden, führten zum 

sogenannten Al-Khatib- oder Koblenz-Prozess.26 

Im Februar 2019 wurden zwei ehemalige Beamte des syrischen Geheimdienstes 

und der syrischen Sicherheitsbehörden in Deutschland wegen Kriegsverbrechen 

und Verbrechen gegen die Menschlichkeit festgenommen. Der Prozess gegen 

Anwar R. und Eyad A. begann 2020 und resultierte schließlich in Haftstrafen 

wegen Mordes, Folter, Vergewaltigung und sexueller Nötigung.27 Dies waren 

die weltweit ersten Verurteilungen von zwei Tätern, deren unmittelbare Beteili-

gung an Folterverbrechen des syrischen Staats nachgewiesen werden konnte. 

Die Verurteilungen waren nur durch die fast achtzig vom Gericht geladenen, 

Insgesamt kann die  

Praxis des Einsatzes  

des Weltrechtsprinzips in 

Deutschland in dieser  

Phase als zaghaft, zurück- 

haltend und staatszentriert  

beschrieben werden.



212  |  Dekoloniale Rechtswissenschaft und -praxis

überwiegend syrischen Zeug*innen und den unermüdlichen Einsatz der Zivil-

gesellschaft möglich, auf den im Folgenden noch näher eingegangen wird.

Während sich das allgemeine Muster der Strafverfolgung nicht-staatlicher 

Akteur*innen und Täter*innen niedrigen bis mittleren Ranges auch bei den 

Strukturermittlungsverfahren im Syrien-Komplex grundsätzlich wiederholt, 

haben die Ermittlungen aber schließlich auch zu Haftbefehlen gegen (höher-

rangige) staatliche Akteur*innen geführt, wie zum Beispiel gegen den Leiter 

des Geheimdienstes der syrischen Luftwaffe, Jamil Hassan.28 Dennoch muss 

man durchaus feststellen, dass das Weltrechtsprinzip in Deutschland vor allem 

gegen „schwache“ Akteur*innen eingesetzt wird, deren Verfolgung geringe bis 

keine politischen Kosten mit sich bringt.29

1.2.2 Praxis der Nichtverfolgung

Der Ermessensspielraum, den § 153 f. StPO der Generalbundesanwaltschaft 

bei der Ermittlung und Anklage völkerrechtlicher Verbrechen einräumt und wie 

er sich in der Praxis der Verfahrenseinstellung auswirkt, stellt die Kehrseite der 

Medaille dar.30 In vielen Fällen hat die Generalbundesanwaltschaft trotz stich-

haltiger Beweise nicht einmal formale Ermittlungen eingeleitet, wie etwa im Fall 

des ehemaligen US-Verteidigungsministers Donald Rumsfeld für Gräueltaten, die 

im berüchtigten Gefängnis Abu Ghraib im Irak be-

gangen wurden.31 Beispiele wie diese prägen ein 

Muster der „Nichtverfolgung“, das die Behörden 

mit der subsidiären und/oder komplementären 

Rolle des Weltrechtsprinzips zu rechtfertigen 

versuchen, die im VStGB vorgesehen ist. In der 

Theorie sollte die universelle Gerichtsbarkeit nicht 

den allgemeinen Grundsatz der Verfolgung von 

In der Theorie sollte die 

universelle Gerichtsbarkeit 

nicht den allgemeinen 

Grundsatz der Verfolgung 

von Völkerstraftaten durch 

die primär zuständige 

Gerichtsbarkeit untergraben.
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Völkerstraftaten durch die primär zuständige Gerichtsbarkeit untergraben.32 In 

der Praxis führt eine inkonsequente Ausübung dieses Ermessensspielraums 

bei Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip zu einem Ungleichgewicht bei der 

Strafverfolgung, das starke neokoloniale Züge aufweist. Die Generalbundes-

anwaltschaft neigt dazu, die Staaten des „Globalen Nordens“ als willens und in 

der Lage anzusehen, Völkerstraftaten selbst zu verfolgen, auch bei Täter*innen 

höchsten Ranges. Es gibt zahlreiche Belege dafür, dass dies tatsächlich nicht 

passiert.33 Vielmehr erhält dieses Verfolgungsmuster den Status quo der asym-

metrischen internationalen Ordnung aufrecht und reproduziert den Eindruck einer 

„zivilisierenden Mission“.34

Die Liste der Ermittlungen, die die Generalbundesanwaltschaft nicht (weiter) 

angestrengt hat, ist lang. Teilweise werden Verfahren selbst in Fällen, bei denen 

es sowohl starken zivilgesellschaftlichen Druck gibt als auch einen primär zu-

ständigen Nationalstaat, der offensichtlich nicht willens beziehungsweise nicht 

in der Lage ist, selbst zu verfolgen, oder sogar nach schon begonnenen Struk-

turermittlungsverfahren eingestellt. Solch eine Praxis liegt im Umgang mit dem 

bewaffneten Konflikt in Sri Lanka vor. Trotz des Engagements der internationalen 

und in Deutschland lebenden tamilischen Gemeinschaft, die mithilfe des Welt-

rechtsprinzips Gerechtigkeit für die im Konflikt begangenen Gräueltaten erreichen 

will, wurden Ermittlungen eingestellt.35 Solche Verfahrenseinstellungen sind eine 

Niederlage. Nicht zuletzt deshalb, weil eine solche Praxis dem ursprünglichen 

Ziel der Einführung des Weltrechtsprinzips in Deutschland widerspricht, das nicht 

notwendigerweise auf künftige Verurteilungen abzielte, sondern auf die Siche-

rung von Beweisen und die Weichenstellung für künftige (Straf-)Gerechtigkeit.
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2. �„Neuverhandlung“ des Weltrechtsprinzips –  
Herausforderungen und Veränderung durch praktische  
Anwendung?

Betrachtet man das Völkerstrafrecht als Teil der umfassenderen Bemühungen 

zur Durchsetzung der Menschenrechte, dann bringt der hegemoniale Status quo, 

wie er in der deutschen Normierung und Praxis des Weltrechtsprinzips deutlich 

wird, zwangsläufig auch verschiedene Herausforderungen aus einer TWAIL 

Perspektive mit sich. 

Grundlegende Herausforderungen ergeben sich nicht zuletzt aus der systemischen 

Bindung des Weltrechtsprinzips an den ([post-]kolonialen) Nationalstaat und den 

Status des sogenannten „Anderen“36 im Rahmen des vorgeblichen Universalitäts-

prinzips – laut TWAIL einer der umstrittensten, aber zentralen Grundpfeiler des 

modernen Völkerrechts. Daher muss die Analyse auf der allgemeineren Ebene des 

Völkerstrafrechts beginnen, bevor sie sich der spezifischen Praxis des Weltrechts-

prinzips zuwenden kann. Zuerst ist es wichtig zu verstehen, wie das System des 

Völkerstrafrechts unterscheidet zwischen Unrecht, dass öffentliche Verurteilung, 

aber vor allem auch Sanktionierung und/oder Strafe verdient und welches eben 

nicht. Zweitens neigt das Völkerrecht beziehungsweise die Anwendungspraxis, 

wie bereits im Hinblick auf die deutsche Praxis der universellen Gerichtsbarkeit 

dargelegt, dazu, den „westlichen Fremden“ („Western alien“), insbesondere in 

Form westlicher Unternehmen, und den/die sogenannte „Andere“ (das ehema-

lige Kolonialobjekt) ungleich zu behandeln. Abschließend untersuchen wir, wie 

sich diese asymmetrische Konzeption und tatsächliche Ungleichbehandlung in 

Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip auswirkt, wie unterschiedlich sich die 

Bewegung(sfreiheit) des „westlichen Fremden“ im Gegensatz zu derjenigen des 

„Anderen“ darstellt, vor allem mit Blick auf Schutz oder Sanktion durch und in den 

jeweiligen Gerichtsbarkeiten. Das Recht ist dabei ambivalent in dem, was es für 
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beide jeweils bedeutet: für das westliche Rechtssubjekt als der Fremde und seine 

Position in dem, was Anghie als „zwei Systeme der Reparationen“37 beschreibt 

(2.1.2), und für den sogenannten „Anderen“ nicht nur als den „Wilden“,38 sondern 

auch als Akteur*in für Rechenschaft und Wandel „von unten“ (2.2.2). Daher argu-

mentieren wir, dass UJ ein dichotomes Instrument ist – während es hegemoniale 

Tendenzen in seiner Struktur enthält, verfügt universelle Gerichtsbarkeit auch 

über das Potenzial, Momente der Kritik, des Wandels, der Emanzipation und der 

(Selbst-)Ermächtigung innerhalb des Rechts zu eröffnen. Vor allem dann, wenn 

es direkt von den betroffenen Gemeinschaften genutzt wird.

2.1 �Die Grundlagen universeller Strafgewalt und ihre Herausforderungen: 

Grundsatzfragen

Die Entwicklung der TWAIL-Denkschule wird oft über Generationen von TWAIL-

Vertreter*innen erzählt, TWAIL I, II, III und so weiter.39 Die Hauptanliegen der ersten 

Generation waren die Analyse von Imperialismus und die Errichtung einer „Neuen 

Wirtschaftsordnung“ („New International Economic Order“ – NIEO), die vor allem 

in der NIEO-Erklärung zum Ausdruck kamen. Allerdings zwang die geopolitische 

Entwicklung zu dieser Zeit und bis in die 1990er-Jahre hinein TWAIL-Vertreter*in-

nen dazu, sich dem Vormarsch der neoliberalen Ordnung anzuschließen, oder, 

wie Anghie es formuliert, „the liberal triumpf of the 1990s seemed to assume and 

demonstrate, almost in passing, that decolonization had been achieved“.40 Zur 

gleichen Zeit hat sich das Völkerstrafrecht jedoch in unregelmäßigen Abständen 

weiterentwickelt, das heißt mit einer (eurozentrischen)41 Gründungsgeschichte, 

die ihren Ursprung in Nürnberg nach dem Zweiten Weltkrieg setzt, gefolgt von 

einer langen Pause.42 Als sich jedoch der Fokus des TWAIL-Interesses verlagerte, 

hat sich auch das Völkerstrafrecht zeitgleich als eine auf internationale Gemein-

schaftsinteressen basierende Rechtsordnung etabliert. Diese letzte Phase wird 

oft als die Blütezeit des Völkerstrafrechts bezeichnet, in der verschiedene inter-
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nationale Strafgerichtshöfe eingerichtet wurden und die in der Schaffung des 

Internationalen Strafgerichtshofs gipfelte, ergänzt durch nationale Gesetze, die 

das Weltrechtsprinzip auf Staatenebene einführten.43 

Aus einer dekolonialen Perspektive schwankt die völkerrechtliche Praxis in den 

nationalen Rechtsordnungen der Staaten des „Globalen Nordens“ – in unserem 

Fall Deutschland – in Bezug auf Verbrechen, die im „Globalen Süden“ begangen 

wurden, zwischen Staatenverantwortlichkeit – und dessen Leugnung – und indi-

vidueller Verantwortlichkeit. Das hat zur Folge, dass ehemalige Kolonialmächte in 

zweifacher Hinsicht nicht für koloniales Unrecht zur 

Rechenschaft gezogen werden: in der Vergangen-

heit,44 weil das Völkerrecht und seine Doktrin dazu 

dienten, gerade jene Handlungen zu legitimieren, 

auf denen der Kolonialismus aufbaut. Eben diese 

Handlungen sind die kolonialen Verbrechen oder 

Unrechtshandlungen, für die eine rechtliche Ver-

antwortung hätte etabliert sein müssen und immer 

noch geschaffen werden sollte, wenn das inter-

nationale (Straf-)Recht sein eigenes Versprechen 

der Universalität und Gerechtigkeit für alle – im 

Angesicht von Gräueltaten, die die Menschheit 

„als Ganzes“ 45 betreffen – einhalten würde. In 

der Gegenwart, wo (post-)koloniale Nationalstaaten und Megakonzerne nach 

wie vor zu den Hauptverursachern von massiver Gewalt gegen die (ehemals) 

kolonisierte Bevölkerung gehören,46 bleibt ein Großteil dieses Verhaltens ungeahn-

det. Gleichzeitig werden vor allem vor innerstaatlichen Gerichten im „Globalen 

Norden“ vor allem Menschen aus dem „Globalen Süden“, nach Völkerstrafrecht 

angeklagt. Wenn wir uns die oben genannte Fälle ansehen, die erfolgreich vor 

Aus einer dekolonialen Perspek-

tive schwankt die völkerrecht-

liche Praxis in den nationalen 

Rechtsordnungen der Staaten des 
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deutschen Gerichten verhandelt wurden, dann waren es nicht die gegen westliche 

Unternehmen oder staatliche Akteure wie Rumsfeld, sondern gegen Syrer, die es 

bis zur Verurteilung geschafft haben.47

In diesem Beitrag geht es also nicht nur um die ungleiche Anwendung des 

Rechts, sondern auch um die grundsätzliche Frage, welche Arten der Gewalt 

das Völkerstrafrecht und das VStGB erfassen, wer als Rechtssubjekt Schutz 

durch das Gesetz genießt und wem dieser Status verwehrt wird. Es geht darum, 

welche Arten von Verbrechen und individueller strafrechtlicher Verantwortung 

das VStGB abdeckt, aber auch darum, wie sich das System der universellen 

Gerichtsbarkeit zu anderen Formen der Gerechtigkeit verhält, die für den (post-)

kolonialen Kontext und die Debatte um Reparationen als Wiedergutmachung für 

Kolonialismus und koloniale Kontinuitäten von Bedeutung sind.

2.1.1 Unzulänglichkeiten im Mehrebenensystem des Völkerstrafrechts

Anghie, einer der prominentesten TWAIL-Vertreter, betont, dass die dringendsten 

Probleme für die Menschen im „Globalen Süden“ im Bereich der (Um-)Vertei-

lung des Wohlstands und des Zugangs zu sozialer Gerechtigkeit liegen.48 Beide 

Themen werden vom Völkerstrafrecht sowie durch das Weltrechtssystem nicht 

ausreichend adressiert. Nun könnte man argumentieren, dass dies im Allge-

meinen keine Fragen sind, die das (Völker-)Strafrecht überhaupt betreffen, da 

die Hauptzwecke des Strafrechts Frieden und Stabilität sind.49 Aus einer deko-

lonialen Perspektive und der Strömung innerhalb dieser Denkschule, die Critical 

Race Theory, Marxismus und TWAIL50 miteinander verbindet, können wir jedoch 

die strukturelle Dimension des Schadens nicht ignorieren, wenn wir die realen 

Herausforderungen nicht des Westens, sondern – im Sinne von Stuart Hall51 und 

Walter Rodney52 – des „Rests“ der Welt angehen wollen. Wir müssen uns damit 

auseinandersetzen, welche Handlungen als Verbrechen und Vergehen gelten und 
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welche als nicht strafwürdig erachtet werden, wenn wir über Gerechtigkeit im 

globalen Kontext nachdenken. Diese Entscheidungen können entweder bereits 

auf der Ebene der Kriminalisierung oder, je nach Rechtssystem, auf der Durch-

setzungsebene getroffen werden. Bei der Entscheidung über Kriminalisierung 

und Rechtsdurchsetzung geht jedoch eine normative Entscheidung darüber 

voraus, welche oder wessen Gewalt nicht nur aus moralischen Gesichtspunkten, 

sondern auch aus rechtlicher Sicht zählt.53 Das (Völker-)Strafrecht kann ein he-

gemoniales Verständnis von Gewalt mit vielfältigen und weitreichenden Folgen 

begründen,54 insbesondere wenn es „von unten“ und vor dem Hintergrund einer 

zutiefst ungleichen Welt betrachtet wird. Dieses Problem ist auch den „schwers-

ten Verbrechen, Verbrechen, die die Menschheit als solches betreffen“, narrativ 

immanent. Die Hervorhebung der drei Kernverbrechen Völkermord, Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen bedeutet, dass alle anderen 

Formen von Gewalt und Schaden unter dem Gesichtspunkt der Verbrechen, die 

die Menschheit als Ganzes betreffen, von geringerer Bedeutung sind. Auch wenn 

die Autor*innen den herausragenden Charakter dieser Verbrechen im Hinblick 

auf Frieden, Sicherheit und vor allem auch Menschenrechte nicht herunterspielen 

wollen, sagt uns diese Hierarchisierung etwas über den Stellenwert der struk-

turellen und tatsächlichen Entrechtung der Belange und gelebten Erfahrungen 

der tagtäglich Marginalisierten und zwar unabhängig davon, ob eine genozidale 

Absicht zur Zerstörung einer ganzen Bevölkerung (Artikel 6 IStGH-Statut/§ 6 

VStGB – Völkermord), ein „ausgedehnter oder systematischer Angriff gegen 

eine Zivilbevölkerung eines Staates“ (Artikel 7 IStGH-Statut/§ 7 VStGB – Ver-

brechen gegen die Menschlichkeit) oder ein tatsächlicher bewaffneter Konflikt 

(Artikel 8 IStGH-Statut/§ 8 VStGB – Kriegsverbrechen) im Gange ist. Dies ist vor 

allem bedenklich, weil ökonomische Gewalt ähnlich verheerende Auswirkungen 

haben kann, insbesondere wenn sie auf (globalen) Strukturen ungleicher und 

gewaltsamer Ausbeutung von Ressourcen und Menschen herrührt. Und obwohl 
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es stimmt, dass es dem Völkerstrafrecht um die individuelle Verantwortung und 

nicht um strukturelle Bedingungen geht, darf nicht vergessen werden, dass diese 

Bedingungen von Menschen gemacht sind und Menschen und andere Rechts-

subjekte mit diesen Bedingungen auch unterschiedlich umgehen, je nachdem, 

ob sie Teil des hegemonialen Systems sind oder nicht. Daher ist es von zentraler 

Bedeutung, über die Unzulänglichkeit der zugrundeliegenden Konzepte von Gewalt, 

Schaden und Gerechtigkeit nachzudenken, wie es Kotova vorschlägt, und darüber, 

wie die derzeitigen Konzepte des Völkerstrafrechts für individuell verursachte 

Gewalt zur, wie sie es nennt, „Unsichtbarmachung“ anderer Formen von Gewalt 

beitragen. So ist es an dieser Stelle, dass das koloniale Erbe des Völker(straf-)

rechts sehr stark spürbar ist. Die Ablehnung der Unternehmensstrafbarkeit vor 

dem IStGH ist ein typisches Beispiel dafür. 

Seit der Entstehung des Völkerstrafrechtssys-

tems, so wie wir es heute kennen, wird die impe-

riale Dominanz und das System, das sie festigt, 

immer weniger infrage gestellt. Dabei versteht 

sich das internationale Strafrecht, insbesondere 

in seiner jetzigen Form, weitgehend als „Recht 

der Menschlichkeit“.55 Doch schon, wenn es zu 

Prozessen kommt, ist – obwohl Straftatbestände wie das Verbrechen der Ver-

folgung die Kategorie „Rasse“, genauer gesagt die Begehung solcher Taten aus 

sogenannten „rassischen“ Gründen, als Tatbestandsmerkmal einschließen, wie 

zum Beispiel Artikel 7 Nr. 1 (h) IStGH-Statut sowie § 7 (1) Nr. 10 VStGB – die 

Anzahl der praktischen Fälle selten, die sich auf diese Kategorie stützen.56 Dies 

ist insofern von Bedeutung, als Rassendiskriminierung eine der stärksten und 

schwerwiegendsten Formen struktureller Gewalt darstellt, eine Form des kolo-

nialen Erbes, das im heutigen Völkerrecht allgegenwärtig und insofern prägend 
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für die internationale Ordnung und den Platz des „Anderen“ darin ist.57 Doch 

während Rassismus die Verleugnung von Menschlichkeit impliziert, ist es die-

selbe Menschlichkeit, deren gemeinsame Werte das Völkerstrafrechtssystem 

prägen sollen. Sie sind es, ausgehend von dem Anspruch, dass die schwersten 

Verbrechen die gesamte Menschheit gleichermaßen betreffen sollen, die die 

besondere Zuständigkeit der Strafjustiz eines Staates gegenüber einem Bür-

ger eines anderen Staates im Fall des Weltrechtsprinzips rechtfertigen. Dies 

führt zu einem erkennbaren Spannungsverhältnis zwischen den Grundlagen 

des Völkerstrafrechts und dem Recht auf Bestrafung basierend auf dem Welt-

rechtsprinzip und der tatsächlichen Praxis. Dies gilt umso mehr mit Blick auf 

die Struktur der Ein- und Ausgrenzung basierend auf Rassifizierungen und einer 

Hierarchie des Leidens im Völkerstrafrecht.

Um das Weltrechtsprinzip zu dekolonisieren oder „neu zu verhandeln“, müssen 

wir daher überlegen, ob das Weltrechtsprinzip in der Lage ist, die Dichotomie 

zwischen der Straflosigkeit des „westlichen Fremden“ und der Fortführung des 

„Othering“ des sogenannten „Anderen“ zu überwinden. Haben nationale Straf-

verfahren ein besonderes dekoloniales Potenzial oder ist das Gegenteil der Fall 

und wenn ja, warum?

2.1.2 Unzulänglichkeiten im System des Weltrechtsprinzips

Ein dekoloniales Konzept des Weltrechtsprinzips erfordert es, die Interessen 

der globalen Gemeinschaft an diesem Instrument als etwas zu verstehen, das 

mehr ist als nur die Verfolgung des/der „Anderen“ und die bloße Etablierung des 

liberalen Nationalstaats und dessen Rechtssystems als das Universelle. Man 

muss sich mit dem zugrundeliegenden systemischen Verständnis des liberalen 

Souveräns innerhalb der internationalen Gemeinschaft der (post-)kolonialen 

Staaten und den unterschiedlich konstruierten Individuen oder Entitäten aus-
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einandersetzen, von denen das eine der geschützte „Fremde“ („Western alien“) 

und das andere das unzivilisierte koloniale Objekt, der „Andere“ ist.

Das bedeutet, dass das Weltrechtsprinzip als Inbegriff der Selektivität der Strafjustiz 

erscheinen könnte, „a systemic manifestation of biases that may be traced back 

to colonial times and to the basic view that the North provides justice and order 

for the violent and unruly South (…)“.58 Darüber hinaus bezieht sich diese Kritik 

auch auf die strukturelle und systemische Ebene, insbesondere auf die Konzeption 

des „Fremden“, des Souveräns und des „Anderen“ im Völkerrecht. Als Ausdruck 

dessen, was als „Dynamik der Differenz“59 bezeichnet wird, konstituieren sich 

die europäischen Staaten in ihrer Ausübung der 

Weltrechtspflege als die „universelle“ Zivilisation: 

Sie interpretieren ihre Expansion in fremde Ge-

biete als legitim. Gleichzeitig werden die Völker 

in den jeweiligen Gebieten zum Gegenteil des 

Universellen, zum „Anderen“. Indem sie sich dieser 

Expansion widersetzen, bestätigen die „Anderen“ 

die hegemoniale Auffassung, dass sie unzivilisiert 

sind, weil sie nicht in die Vorstellungen von „ Gast-

freundlichkeit“ des „westlichen Fremden“ passen. 

Und schließlich kann der „Andere“, da er als un-

zivilisiert gilt, kein Souverän sein. In dieser kolonialen Logik wird das „westliche 

Fremde“ zum einzigen Souverän mit Rechten, während das „Andere“ und seine 

Territorien lediglich zu einem kolonialen Objekt werden, das beherrscht werden 

muss. Die Objektifizierung und Dehumanisierung des „Anderen“ ist damit abge-

schlossen. Für das Weltrechtsprinzip bedeutet diese „Selektivität des Rechts“, 

dass sich die Gerichtsbarkeiten der westlichen Rechtssysteme als das recht-

mäßige Forum für die Strafverfolgung der sogenannten „Anderen“ etablieren. 
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Gleichzeitig werden „westliche Fremde“ („Western alien“) geschützt und ihre 

Verbrechen bleiben ungestraft, wie es bei westlichen Unternehmen der Fall ist, 

die zu massiver Gewalt im „Globalen Süden“ beitragen.

Im deutschen Kontext verschärft sich diese Si-

tuation durch die fehlende Unternehmensstraf-

barkeit. Das deutsche Strafrecht kennt nur die 

individuelle strafrechtliche Verantwortung von 

natürlichen Personen. Anders als zum Beispiel 

in Frankreich, wo die Unternehmensstrafbarkeit gesetzlich verankert ist. Daher 

fehlt innerhalb des deutschen Weltrechtsprinzips die Möglichkeit, strukturelle 

Gewalt durch die Kriminalisierung spezifischer Handlungen zu bekämpfen, die 

Teil der Fortführung von (post-)kolonialer Unterdrückung und Ausbeutung sind. 

Dem VStGB fehlt die Fähigkeit, Unternehmen direkt strafrechtlich zu verfolgen. 

Dies ist aus einer dekolonialen Perspektive auf das Weltrechtsprinzip deshalb 

bemerkenswert, da koloniale Unternehmen historisch gesehen in Völkerstraftaten 

verwickelt waren und große westliche Unternehmen weiterhin an Völkerstraftaten 

in verschiedenen Konflikten im „Globalen Süden“ beteiligt sind.60 Diese Situation 

wird auf zwei Ebenen zusätzlich verstärkt:

Erstens durch das, was Anghie als „zwei Systeme der Reparationen“ bezeichnet.61 

Er bezieht sich damit auf die derzeitige Situation, in der Reparationen für koloniale 

Verbrechen verweigert werden. Gleichzeitig gibt es aber mit dem Internationa-

len Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (International Centre 

for Settlement of Investment Disputes – ICSID)62 ein System, in dem westliche 

Unternehmen regelmäßig Reparationen im Sinne von Schadensersatzzahlungen 

von Staaten erhalten, die ehemalige Kolonien sind. Anghie hält dies besonders 

deshalb für problematisch, weil das auf paradoxe Weise die koloniale Logik der 

Im deutschen Kontext 

verschärft sich diese 

Situation durch die fehlende 

Unternehmensstrafbarkeit.
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Extraktion und Expansion mit anderen Mitteln bis in die Gegenwart fortsetzt, 

und zwar zum Nachteil der ehemals Kolonisierten, die unter den Folgen leiden 

und deren Anliegen und Menschenrechte in diesem System der Staat-Inves-

tor-Schiedsverfahren keinen Platz finden. Ohne 

(strafrechtliche) Verantwortung von Unternehmen 

gibt es, zumindest im deutschen Kontext, daher 

keine Möglichkeit, diese Ungleichbehandlung 

auszugleichen. Der „westliche Fremde“ in Form 

globaler Konzerne kann den postkolonialen Staat 

zur Rechenschaft ziehen, während die betrof-

fenen „Anderen“, meist die Bürger*innen oder 

Menschen in der Diaspora, die Konzerne nicht 

zur Rechenschaft ziehen können, insbesondere 

in Fällen wirtschaftlicher Gewalt. Die Einführung 

der Unternehmensstrafbarkeit in das VStGB wäre 

ein echtes dekolonisierendes Moment, denn nur dann würde ein ehemaliger 

Kolonialstaat wie Deutschland sein eigenes Versprechen der Universalität und 

Gleichheit vor dem Gesetz einlösen. 

Zweitens wird dieses (post-)koloniale Ungleichgewicht verstärkt durch das Fehlen 

von Formen von kollektiven Reparationen als Rechtsfolge für die Verbrechen, wie 

sie zum Beispiel vom IStGH vorgesehen sind. Solche fehlen jedoch bei Verfahren 

nach dem Weltrechtsprinzip. Reparationen und reparative Gerechtigkeit sind in 

diesen Verfahren nicht vorgesehen, was es für die betroffenen Gemeinschaften 

und Einzelpersonen noch schwieriger macht, echte Gerechtigkeit zu erlangen. 

Prozessrechtliche Optionen wie das „Adhäsionsverfahren“, das die Geltend-

machung von zivilrechtlichen Schadensersatzansprüchen in Strafprozessen 

ermöglicht, bieten eine Möglichkeit, Entschädigung zu erlangen; sie beziehen 
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sich jedoch nur auf eine Form der Wiedergutmachung, nämlich Geldzahlungen, 

während Reparationen im Rahmen des Völkerstrafrechts und „Transitional Jus-

tice“-Konzepten viel umfassender und rehabilitierender sind. Das ist insofern 

bemerkenswert, als nach dem Grundsatz der Komplementarität die Hauptver-

antwortung für die Strafverfolgung und die Beendigung der Straflosigkeit für die 

schwersten Verbrechen bei den nationalen Strafgerichten liegt. Aufgrund dieser 

strukturellen und systemischen Vorbedingungen sind opferzentrierte Ansätze in 

Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip nach wie vor begrenzt.

Im Ergebnis müssen wir nicht nur mit „zwei Systemen von Reparationen“, sondern 

auch mit einem spezifischen Verständnis von strafrechtlicher Verantwortlichkeit 

umgehen, das auf der einen Seite Staaten und westliche Unternehmen vor dem 

„kolonialisierten Anderen“ schützt, ganz im Sinne der kolonialen Ursprünge des 

modernen Völkerrechts. Und gleichzeitig kann der/die rassifizierte „Andere“ den 

kolonisierenden Fremden („Western alien“) nicht zur Verantwortung ziehen, zu-

mindest nicht für Völkerrechtsverbrechen im engeren Sinne. Weder vor dessen 

Gerichten noch vor den eigenen Gerichten, weil die Art der Verbrechen und ihre 

oft eher strukturelle Natur den strengen Wortlaut der Tatbestandselemente von 

Völkerstraftaten und damit dem VStGB überschreiten. 

Das Weltrechtsprinzip ist ein wesentlicher Bestandteil des Mehrebenensystems 

des Völkerstrafrechts. Wir müssen jedoch verstehen, dass das „westliche Frem-

de“ und der kolonialisierte „Andere“ es ganz unterschiedlich navigieren. Erstere 

bleiben im strengen Sinne des Völkerstrafrechts oft straflos, fordern aber den-

noch regelmäßig Reparationsleistungen ein, und das, während sie selbst Gewalt 

verüben, die vom System des Völkerstrafrechts unbemerkt bleibt. Dabei bedient 

das Weltrechtsprinzip nicht nur regelmäßig das Stereotyp des „wilden Anderen“ 

(„Savage“) und des westlichen Rechtssystems als „Retter“ („Saviour“).63 Es schafft 



Strafverfolgung über Grenzen hinweg: TWAIL und das Weltrechtsprinzip  |  225

auch kein Gegengewicht zu der ungleichen Praxis, in der es (westliche) Unter-

nehmen und Einzelpersonen aus anderen Teilen der Welt zur Rechenschaft zieht, 

und kann strukturelle Gewalt wie rassistische Diskriminierung und wirtschaftliche 

Gewalt, wenn überhaupt, nur in begrenztem Umfang berücksichtigen. Diese struk-

turellen Unzulänglichkeiten und postkolonialen Paradoxa der (strafrechtlichen) 

Verantwortlichkeit bedürfen weiterer Untersuchungen. 

2.2 Wandel durch Praxis? Chancen und Herausforderungen 

Vor dem Hintergrund dieser grundlegenden Kritik ist es naheliegend, grundsätz-

liche Fragen zum Instrument des Weltrechtsprinzips zu stellen: Ist es nur ein 

hegemoniales Instrument, das die Ungleichheit zwischen dem Westen und „dem 

Rest“ aufrechterhält? Oder kann es auch eingesetzt werden, um das emanzipa-

torische Potenzial des Völkerrechts zu nutzen? Um diese Frage zu beantworten, 

befasst sich dieser Abschnitt mit der Mobilisierung der „wilden Anderen“ über 

die Grenzen gerichtlicher Zuständigkeiten hinweg sowie mit ihrer Rolle in und 

ihren Reaktionen auf Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip, insbesondere in 

Deutschland.

2.2.1 Chancen: Ein zusätzlicher Zugang für die betroffenen Gemeinschaften

Als Reaktion auf die oben erwähnten Kritikpunkte an der internationalen Rechts-

ordnung haben sich TWAIL-Vertreter*innen für die Einbeziehung der Praxis nicht-

staatlicher Akteur*innen in die Entstehung völkerrechtlicher Normen ausgespro-

chen. TWAIL stellt das ausschließliche Vorrecht des liberalen Nationalstaates 

bei der Entstehung und Umsetzung von Völkerrecht infrage.64 Der dekoloniale 

Ansatz von B. S. Chimni zum Völkergewohnheitsrecht schlägt beispielsweise vor, 

dass die allgemeine Übung derjenigen, die der herrschenden Weltordnung kritisch 

gegenüberstehen oder von ihr unterdrückt werden, bei der Bestimmung von Ge-

wohnheitsrecht mehr Gewicht und Berücksichtigung finden sollte.65 Ähnlich hat 
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Balakrishnan Rajagopal im Zusammenhang mit der weit gefassten Kategorie der 

sozialen Bewegungen argumentiert, dass ein „Völkerrecht von unten“ („Interna-

tional law from below“) den Staat nicht als einzigen, sondern als einen von vielen 

Akteur*innen behandeln und die Stimmen der „Dritten Welt“ in der Gesetzgebung 

und den internationalen Beziehungen „anerkennen“ solle.66 Dieser Ansatz ist ver-

knüpft mit einem weiteren kritischen Konzept des „Rechts auf Solidarität“ („right to 

solidarity“), das von Rechtswissenschaftler*innen 

wie Obiora Chinedu Okafor67 entwickelt wurde und 

das nach alternativen Wegen zur Umsetzung von 

Menschrechtsgarantien sucht.68 

Im Fall des Weltrechtsprinzips kommt eine solche 

Solidarität ins Spiel, wenn sich betroffene Ge-

meinschaften mobilisieren, um die Interessen der 

globalen Gemeinschaft über das staatszentrierte 

Ziel der Verfolgung „des rassifizierten Anderen“ 

hinaus zu fördern und ihre eigene Rechtsordnung als „das Universelle“ zu eta-

blieren. Ein zu starker Fokus auf die institutionalisierte Praxis von Gerichten 

und Staatsanwaltschaften in Bezug auf das Weltrechtsprinzip vernachlässigt 

den Kontext der alltäglichen Bedeutung, die Bürger*innen als Akteur*innen 

in der Rechtssetzung und Rechtspraxis einnehmen. Wenn wir die Praxis des 

Weltrechtsprinzips mit westlichen Staaten als alleinige Protagonisten be-

trachten, riskieren wir, das Problem von Vorurteilen in der Völkerrechtspraxis 

fortzuführen. Daher halten wir es für wichtig, auch die gelebte Erfahrung der 

Mobilisierung, der Handlungsmacht und der (Selbst-)Ermächtigung von Opfern 

von Völkerstraftaten in den Vordergrund zu rücken, die häufig die treibende 

Kraft hinter den Verfahren nach Weltrechtsprinzip in westlichen Staaten wie 

Deutschland sind. Das gilt nicht nur für Deutschland, beginnt die Geschichte 
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des Weltrechtsprinzips doch mit der chilenischen Diaspora-Gemeinschaft, die 

gegen Pinochet in Spanien mobilisierte. 

Wir widmen uns zwei Beispielen von Überlebenden-Communities, die sich in 

Deutschland befinden und mit dem Ziel mobilisiert haben, die Verantwortlichen 

für die in ihren Heimatländern begangenen Völkerstraftaten vor Gericht zu brin-

gen: Syrien und Sri Lanka. 

Im Fall von Syrien war die Mobilisierung weitgehend erfolgreich und hat zu 

Gerichtsverfahren und Verurteilungen von Tätern von Völkerstraftaten geführt. 

Im Fall von Sri Lanka waren die Bemühungen der betroffenen Communities, in 

Deutschland das Weltrechtsprinzip zu nutzen, trotz der Schwere der jeweiligen 

Verbrechen erfolglos. Gleichzeitig ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass diese 

beiden Communities sich auf das Weltrechtsprinzip berufen haben, weil ihnen 

keine anderen nationalen oder internationalen Foren zur Verfügung standen, um 

Täter*innen zur Verantwortung zu ziehen. 

Im Fall Syrien muss man wissen, dass das Land das IStGH-Statut nicht ratifiziert 

hat. Russland und China haben auf UN-Ebene immer wieder Versuche blockiert, 

die syrische Situation entweder an den IStGH zu verweisen oder ein Ad-hoc-Tri-

bunal einzurichten.69 Vor diesem Hintergrund ermitteln oder verfolgen viele Dritt-

staaten aktiv Völkerstraftaten, die von verschiedenen Parteien des 2011 in Syrien 

begonnenen Konflikts begangen wurden. Wie bereits erwähnt, leitete Deutschland 

im selben Jahr ein Strukturermittlungsverfahren zu möglichen schweren Verbre-

chen ein, die während des Syrienkonflikts begangen wurden. Die Tatsache, dass 

Deutschland mehr als eine halbe Million vertriebener Syrer*innen aufgenommen 

hat (von denen viele aus erster Hand Zeug*innen der Gräueltaten waren), hat 

den Prozess der Beweissammlung und der anschließenden Strafverfolgung er-
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heblich vorangetrieben. Mehr als ein Jahrzehnt später wurden zwei Personen 

in zwei Fällen nach dem Weltrechtsprinzip angeklagt, darunter fällt der bereits 

erwähnte Koblenz-Prozess und der Prozess gegen den syrischen Arzt Alaa M.,70 

der ebenfalls beschuldigt wird, Teil des syrischen Foltersystems gewesen zu sein, 

und dessen Prozess im Januar 2022 in Frankfurt am Main begann.

Aus Sicht der betroffenen Communities waren die beiden Verurteilungen im 

Koblenz-Prozess zwar vielleicht unzureichend, aber aus verschiedenen Gründen 

dennoch bedeutungsvoll. Opfer und Überlebende des syrischen Regimes spielten 

in vielerlei Hinsicht eine unmittelbare und aktive Rolle in dem Strafverfahren, unter 

anderem durch das Sammeln und Teilen von Beweismaterial wie den „Caeser 

Files“71; Menschenrechtsanwält*innen wie Anwar al-Bunni (Syrian Center for 

Legal Studies and Research), Mazen Darwish und Joumana Seif unterstützten 

die Verfahren, indem sie Zeug*innen mit den Strafverfolgungsbehörden in Ver-

bindung brachten; Schlüsselzeug*innen kooperierten und sagten in dem Prozess 

aus, trotz wiederholter Drohungen gegen sie oder ihre Familien in Syrien;72 und 

durch Gruppen wie die Syrian Road to Justice Campaign, die sich nicht nur für 

den Zugang zu Gerichten für Opfer sexualisierter und geschlechtsspezifischer 

Gewalt einsetzten, sondern auch Unterstützungsgruppen für Überlebende bilde-

ten, die an den Prozessen beteiligt waren.73

In den Prozessen wurde nicht nur das Narrativ der Opfergemeinschaften an-

erkannt und gefördert. So wurde ein Kontrapunkt zu dem vom syrischen Regime 

verbreiteten Narrativ der „Terrorismusbekämpfung“ gesetzt. Die Stellungnahme 

eines der Opfer spiegelt die Dynamik zwischen den betroffenen Communities 

und ihrem eigenen Staat wider, die oft ausgeblendet wird: „[the] trail reflects the 

lack of divinity of the Syrian regime in that they are not untouchable gods.“74 

Darüber hinaus geben diese Prozesse im Gegensatz zu den meisten anderen 
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„Transitional Justice“-Mechanismen, die nach Ende des Konflikts eingerichtet 

werden, den Opfern die Möglichkeit, noch während des andauernden Konflikts 

einen „ersten Schritt“75 in Richtung der Erlangung von (strafrechtlicher) Verant-

wortlichkeit zu tun. 

Da die Situation in Syrien sehr einzigartig war und verschiedene politische und 

praktische Faktoren zugunsten einer Verfolgung in Deutschland wirkten, wie die 

Anwesenheit der Täter in Deutschland, ist es nicht verwunderlich, dass die be-

merkenswerten Bemühungen der sri-lankischen Gemeinschaft nicht im gleichen 

Maße erfolgreich waren. Von 1983 bis 2009 gab 

es in Sri Lanka einen Bürgerkrieg zwischen der 

sri-lankischen Armee und der Rebellengruppe 

Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE). Allein die 

letzte Phase des Konflikts, die von Ende 2008 bis 

Mai 2009 dauerte und zur Zerschlagung der LTTE 

führte, kostete 40.000 bis 70.000 Zivilpersonen das 

Leben.76 Die sri-lankische Armee wird beschuldigt, 

in erheblichem Ausmaß Folter und sexualisierte 

Gewalt verübt und Menschen gewaltsam ver-

schwinden gelassen zu haben. Weitgehend un-

bemerkt von der internationalen Gemeinschaft 

dauern viele dieser Übergriffe gegen die tamilische 

Minderheit auch über ein Jahrzehnt nach Ende des bewaffneten Konflikts an. 

In Ermangelung des Willens im eigenen Land, die Verantwortlichen zur Rechen-

schaft zu ziehen, haben tamilische Opfer und Überlebende ihre Forderungen 

nach Wahrheit und Gerechtigkeit auf die internationale Ebene verlagert, trotz 

der Befürchtung von Gegenreaktionen im eigenen Land.77 Vor dem IStGH gab 

es keine Hoffnung, da Sri Lanka das IStGH-Statut nicht ratifiziert hat und vor den 
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Vereinten Nationen für Unterstützung innerstaatliche Prozesse durchzuführen, 

immer wieder vertröstet wurde. Betroffene reichten 2013 und 2014 zusammen 

mit dem European Center for Constitutional and Human Rights e. V (ECCHR) 

in Deutschland eine entsprechende Strafanzeige ein.78 Nachdem die deutsche 

Generalbundesanwaltschaft ein Strukturermittlungsverfahrenen eingeleitet hatte, 

sagten weitere in Deutschland anwesende Opfer aus und bestätigten die Vorfälle, 

Orte und Gewaltmuster und nannten direkte Täter*innen und Personen in der Be-

fehlskette. Dennoch behauptete die Generalbundesanwaltschaft, sie habe keine 

Kapazitäten, in diesen Fällen zu ermitteln.79 Gleichzeitig wurden Tamil*innen, die 

in Deutschland Asyl beantragt hatten, in Verfahren, die das Narrativ des sri-lan-

kischen Staates stützen, wegen Terrorismus80 angeklagt.

Diese beiden Geschichten von Erfolg und Misserfolg sind insofern vergleichbar, 

als ihre Mobilisierungsarbeit und Eigeninitiativen als Reaktion auf die Tatsache 

entstanden sind, dass das Völkerstrafrecht in hohem Maße von der geopolitischen 

Ordnung und dem politischen Willen der mächtigen (westlichen) Staaten abhängig 

ist.81 Ihre Bemühungen sind somit Ausdruck des gescheiterten Versprechens 

einer regelbasierten Welt(rechts)ordnung und der 

anhaltenden Straflosigkeit der Verantwortlichen 

für Völkerrechtsverbrechen. Daher versuchen 

die Betroffenen Communities, mit all ihnen zur 

Verfügung stehenden Mitteln und Ressourcen 

Gerechtigkeit zu erlangen. Das Weltrechtsprin-

zip dient dabei trotz all seiner strukturellen und 

praktischen Herausforderungen als zusätzlicher 

Weg, Täter*innen zur Verantwortung zu ziehen. Die Mehrzahl von Verfahren nach 

dem Weltrechtsprinzip findet im Westen statt, was die von Mutua vorgebrachte 

Metapher „Wilde*r, Opfer, Retter*in“ („Savage, Victim, Saviour“) zu bestätigen 
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scheint.82 Aber es muss auch darum gehen, den Fokus weg vom „Retterstaat“ zu 

verlagern und die Darstellung von der Opferrolle und den Opfern als einer Kate-

gorie ohne jegliche Handlungsfähigkeit infrage zu stellen. Diese beschriebenen 

Mobilisierungspraktiken sind vielleicht nicht per se antikolonial oder antiimpe-

rialistisch, aber sie veranschaulichen, wie sie in Ermangelung anderer Zugänge 

zu (strafrechtlicher) Verantwortlichkeit, Strafverfolgungen auf der Grundlage des 

Weltrechtsprinzips in Drittländern von den betroffenen Gemeinschaften als ein 

Mittel wahrgenommen werden, um Strafverantwortlichkeit einzufordern für die 

Gewalt, die sie vonseiten ihres eigenen Staates erfahren haben.

Die unterschiedlichen Ergebnisse ihrer Kampagnen, Straflosigkeit in diesen Fäl-

len zu beenden, indem Täter*innen vor Gericht gestellt werden, zeigen jedoch 

schmerzlich auf, dass die Bemühungen immer noch weitgehend vom (kolonia-

len) Nationalstaat abhängig sind. Selbst aus der Sicht der Betroffenen bleibt die 

TWAIL-Kritik an der westlichen Dominanz in der internationalen Gesetzgebung 

bestehen. Die „zwei Systeme der Reparationen“ funktionieren weiterhin, da sich 

der „westliche Fremde“ frei bewegen kann, ohne (rechtliche) Verantwortung für 

sein Fehlverhalten zu tragen, während der/die koloniale, rassifizierte „Andere“ 

den Launen und Interessen des liberalen Nationalstaates unterworfen bleibt.

Dennoch, die Berücksichtigung der Betroffenen in ihren rechtlichen Forderungen 

nach Gerechtigkeit rechtfertigt die Notwendigkeit von Verfahren nach dem Welt-

rechtsprinzip als zusätzlichen Weg der Strafverantwortlichkeit, oder zumindest 

als Möglichkeit der besseren, gerechteren Form der Strafgerechtigkeit. Damit 

die Praxis des Weltrechtsprinzips wirksam zum Erreichen der Ziele globaler Ge-

rechtigkeit beitragen kann, müsste nicht nur ihr materieller Anwendungsbereich 

erweitert werden, die Anwendungspraxis müsste auch demokratischer sein: Das 

Instrument darf nicht ausschließlich in den Händen westlicher Staaten liegen, 
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die ihre eigenen außenpolitischen Interessen verfolgen. Zu einer besseren Um-

setzung des Weltrechtsprinzip muss auch gehören, den Opfern und betroffenen 

Gemeinschaften mehr Handlungsspielraum einzuräumen.83

Zu diesem Zweck ist es wichtig, die sich entwickelnde Praxis von Verfahren 

nach dem Weltrechtsprinzip in denjenigen Ländern hervorzuheben, die dem 

sogenannten „Globalen Süden“ zugerechnet werden, wie zum Beispiel die An-

klagen wegen Verbrechen gegen die Rohingya-Gemeinschaft durch die Junta von 

Myanmar in Argentinien, die wiederum eine von vielen Initiativen zur Beendigung 

von Straflosigkeit weltweit sind.84

2.2.2 Herausforderungen: Leerstellen „von unten“

Selbst wenn sich aus der Perspektive von betroffenen Communities die Not-

wendigkeit der Implementierung des Weltrechtsprinzips rechtfertigen mag, sind 

mächtige Staaten wie Deutschland, wie die Geschichte zeigt, „less inclined to 

invoke extraterritoriality to pursue a genuine human rights agenda as against 

geopolitical agendas“.85 Wie auch andere Mechanismen des Völkerstrafrechts ist 

auch das Weltrechtsprinzip stark vom politischen Willen der Staaten abhängig. 

Vor allem dann, wenn die Strafverfolgungsbehörden über einen großen Ermes-

sensspielraum verfügen, wie es durch die gesetzliche Verankerung im VStGB 

und in der StPO der Fall ist. Infolgedessen besteht, wie bereits beschrieben, 

die Tendenz, nur „niedrig- bis mittelrangige“ Täter*innen aus Ländern, die beim 

Staat weitgehend in Ungnade gefallen sind, strafrechtlich zu verfolgen. So war 

beispielsweise in den beiden Fällen Syrien und Sri Lanka die Einleitung von Struk-

turermittlungen für Deutschland politisch unbedenklich. Im Gegensatz dazu sind 

bei ähnlichen Anzeigen wegen Verbrechen, die beispielsweise von den USA im 

Irak begangen wurden, die Strafverfolgungsbehörden untätig geblieben. Während 

Drittstaaten wie Deutschland den Titel eines „Verfechters“ der Menschenrechte 
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und der globalen Gerechtigkeit genießen, unterliegen diese Strafverfolgungen 

gänzlich der Außenpolitik ihrer jeweiligen Regierungen. Dies führt zwangsläufig 

zu einer uneinheitlichen und selektiven Umsetzung der angeblich „universellen“ 

Gerichtsbarkeit.

Neben dem oben gezogenen Vergleich zwischen dem syrischen und dem sri-lan-

kischen Fall wird die Doppelmoral, das Messen mit „zweierlei Maß“ auch ziemlich 

deutlich in der Art und Weise, wie die deutschen Strafverfolgungsbehörden im 

Jahr 2022 mit der Situation in der Ukraine umgegangen sind. Nur wenige Wo-

chen nach dem Beginn des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine leiteten 

Staatsanwaltschaften in mehreren Staaten, darunter auch in Deutschland, rasch 

Strukturermittlungen zu Völkerstraftaten nach dem Weltrechtsprinzip ein, wie 

man es sich für die meisten Konflikte auf der Welt wünschen würde. Diese Re-

aktion Deutschlands und des Westens insgesamt war aufschlussreich, nicht nur 

im Hinblick darauf, wozu die Mechanismen des Völkerrechts in der Lage sind, 

wenn ein ausreichender politischer Wille vorhanden ist, sondern auch darauf, 

was Staaten und die internationale Gemeinschaft in anderen Konflikten, die 

weit entfernt von Europa stattfinden, versäumt haben. So zum Beispiel, wenn 

man die Ausstattung von Finanzmitteln, umfangreiche koordinierte strukturelle 

Ermittlungen und die potenzielle Verfolgung von Täter*innen auf allen Ebenen 

ungeachtet der politischen Gegenreaktionen genauer betrachtet.

Eine weitere Auswirkung dieser unterschiedlichen Behandlung von Opfern aus 

der Ukraine im Gegensatz zu Opfern aus zum Beispiel Afghanistan86 ist, dass 

der westliche Staat durch die Vernachlässigung dieser Konflikte das Narrativ 

fördert, dass diese ein lokales Problem der „unzivilisierten Dritten Welt“ seien, 

in der westliche Akteur*innen nichts mit den Rechtsverstößen zu tun haben. 

Wie in den obigen Abschnitten erörtert, schließt ein praktiziertes Unterlassen 
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die Feststellung von Mitschuld westlicher Akteur*innen, seien es Staaten oder 

Unternehmen, an Konflikten außerhalb Europas aus. Solch eine inkonsequen-

te Praxis spricht daher nicht für die Behauptung, dass westliche Staaten wie 

Deutschland das Völkerstrafrecht tatsächlich zur Förderung einer regelbasierten 

globalen Ordnung anwenden.87

Selbst wenn sich der Staat auf das Weltrechts-

prinzip beruft, um internationale Verbrechen zu 

bestrafen, die andernfalls ungestraft bleiben wür-

den, haben die Beteiligten an diesen Prozessen 

grundlegende Kritik vorgebracht. Es gab mehrere 

Fälle selektiver Anklagen, bei denen Staaten, die 

extraterritoriale Verbrechen verfolgen, dazu neigen, 

mutmaßliche Terrorist*innen und extremistische Kämpfer*innen zu priorisieren, 

was dazu führt, dass andere Verbrechen, die mit den strukturellen Ursachen 

des Konflikts zusammenhängen, wie sexualisierte und geschlechtsspezifische 

Gewalt, religiöse und politische Verfolgung und so weiter, übersehen werden.88

Ein weiterer grundlegender Kritikpunkt an Strafverfahren nach dem Weltrechts-

prinzip betrifft die mangelnde Zugänglichkeit und fehlende Outreach-Maßnah-

men. Trotz seiner symbolischen Bedeutung konnte der Koblenz-Prozess von 

der syrischen Zivilgesellschaft und den Medien nicht verfolgt werden, da alle 

Informationen über den Prozess, einschließlich der Verhandlungstermine und 

Pressemitteilungen und so weiter, ausschließlich auf Deutsch verfasst waren.89 

Die Gerichte sind Forderungen der Betroffenen nach Abbau von Sprachbarrieren 

kaum entgegengekommen.90 Nichtregierungsorganisationen mussten einsprin-

gen, um die Lücke zu schließen und Übersetzungen der wichtigsten Dokumente 

bereitzustellen, um den Prozess zugänglicher zu machen.91 
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Welchen tatsächlichen Impact Strafverfolgung für die betroffenen Gemeinschaften 

hat und haben kann, hängt stark davon ab, wie viel Outreach-Arbeit im Zusam-

menhang mit dem Fall geleistet wird. Wenn behauptet wird, dass der Drittstaat 

bei Strafverfolgungen wie dem Koblenz-Prozess „im Namen der internationalen 

Gemeinschaft“ handelt, sollten die Informationen dann nicht einem größeren 

Kreis zugänglich sein? Ein solches Versäumnis bestätigt die oben aufgestellte 

These, dass solche Prozesse vor allem dazu dienen, die Dominanz des west-

lichen Staates und seiner Rechtsordnung aufrechtzuerhalten.

3. Ausblick
Im Streben nach globaler Gerechtigkeit sind die Organe internationaler Straf-

rechtspflege und ihre Verfahren in einen Widerspruch verwickelt. Das „Gesetz 

der Menschlichkeit“ gibt vor, „universelle“ Normen zu schaffen und umzusetzen, 

indem es individuelle strafrechtliche Verantwortung für die schwersten Verbrechen 

des Völkerrechts feststellt. Gleichzeitig ist die Praxis des Völkerstrafrechts, ins-

besondere seine innerstaatliche Umsetzung im Rahmen des Weltrechtsprinzips, 

eine Fortsetzung und Aufrechterhaltung kolonialer Dynamiken.

Durch die Entscheidung, eine bestimmte Art von Verhalten zu kriminalisieren 

und durch seine Praxis der „Strafverfolgung“ und „Nichtverfolgung“ stellt der 

europäische Staat sich selbst und sein Rechtssystem als das „Universelle“ dar, 

während er die „rassifizierte Anderen“ als das „Unzivilisierte“ darstellt. In diesem 

Artikel haben wir aufgezeigt, wie das Völkerstrafrecht den „westlichen Fremden“ 

und die sogenannten „Anderen“ und ihr jeweiliges Verhalten ungleich behandelt. 

Wir haben diese Analyse vertieft, indem wir uns auf die Struktur und Praxis des 

Weltrechtsprinzips aus einer TWAIL-Perspektive konzentriert haben, die dessen 

koloniale Ursprünge und koloniale Kontinuitäten infrage stellt.
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Der Artikel hat versucht, den Fokus weg vom liberalen Nationalstaat als Protago-

nisten hin auf die Opfer von Völkerstraftaten zu richten, deren Selbst(-Ermäch-

tigung) und Handlungsmacht sich in ihrer Mobilisierung für Prozesse nach dem 

Weltrechtsprinzip manifestiert. Unser Ziel ist es, die gelebten Erfahrungen der 

betroffenen Gemeinschaften in den Vordergrund zu stellen, die das Weltrechts-

prinzip als Mittel genutzt haben, um in Ermangelung anderer Alternativen Straf-

verantwortlichkeit und -gerechtigkeit zu fordern. Wie wir oben dargelegt haben, 

unterstreichen ihre Erfahrungen zwar die Notwendigkeit des Weltrechtsprinzips 

als rechtliches Instrument, aber ihre Frustrationen untermauern auch die grund-

sätzliche Kritik am Weltrechtsprinzip speziell und dem Völkerstrafrecht allge-

mein. Angesichts der fehlenden beziehungsweise gescheiterten Möglichkeiten 

westliche Akteur*innen, einschließlich großer Unternehmen, für Fehlverhalten 

im sogenannten „Globalen Süden“ zur Verantwortung zu ziehen, wird die Praxis 

nach dem Weltrechtsprinzip weiterhin die „zwei Systeme von Reparationen“ 

aufrechterhalten, solange die Gesetze in ihrer gegenwärtigen Form ausgelegt 

und umgesetzt werden.

Insgesamt ist die Anwendung des Weltrechtsprinzips in Deutschland in den 

letzten zwanzig Jahren ein Beleg dafür, dass eine wirklich gerechte und inklusi-

ve Umsetzung des Weltrechtsprinzips nicht möglich ist ohne eine strukturelle 

Überarbeitung, die individuelle Verbrechen in den weiteren Kontext kolonialer 

und rassifizierter Herrschaft und Ausbeutung stellt.
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Imperiale Vorherrschaft in  
der völkerrechtlichen  

Entstehungsgeschichte: 
Die Berliner Westafrika-Konferenz 

und die völkerrechtliche  
Konstruktion des „Anderen“

Einleitung

Before the Berlin Act, Africa was a geographical expression; after the 

partition and conquest, it became a political reality.1

Es war ein Samstagnachmittag, der 15. November 1884, an dem der Kanzler des 

neu gegründeten Deutschen Reiches in der Wilhelmstraße in Berlin eine interna-

tionale Konferenz zur Regelung der Handelsfreiheit entlang der Flüsse Kongo und 

Niger einberief, die 104 Tage andauern und das globale Ordnungs- und Machtge-

füge nachhaltig verändern sollte.2 Die Berliner Westafrika-Konferenz von 1884 bis 

1885 markiert den Höhepunkt der Kolonialisierung des afrikanischen Kontinents 

und seiner Bevölkerung, damit auch des deutschen Imperialismus, und nehme in 

den historischen Darstellungen des Imperialismus des späten 19. Jahrhunderts 

gar einen kanonischen Platz ein.3 Und tatsächlich, so die hier vertretene These, 

hatte die Berliner Westafrika-Konferenz nicht lediglich die (geographische) Auf-
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teilung des afrikanischen Kontinents 

zum Gegenstand, sondern diente – wie 

auch das Völkerrecht zu jener Zeit – 

der Formalisierung, Legitimierung und 

Legalisierung kolonialer Herrschafts-

ansprüche vis-à-vis afrikanischer Völker 

und ihrer Ressourcen.4 

Die dort beschlossene Konzeptualisie-

rung des „Anderen“ findet auch heute 

noch ihren Widerhall in der Dichotomie 

des Entwicklungs- und Industriestaates, 

des Globalen Südens und Nordens. 

Das Völkerrecht, so könnte man sa-

gen, trug wesentlich zur zeitgenössi-

schen postkolonialen Kontinuität dieser 

Herrschaftsstrukturen und globalen 

Ungleichheiten bei. Denn das klassi-

sche Völkerrecht entwickelte sich im 

Wesentlichen in Abgrenzung zu „unzi-

vilisierten“ Nichteuropäer*innen, denen 

eine grundsätzliche Unterlegenheit zu-

geschrieben wurde, die den Rechtsta-

tus dieser informierte.5 Es waren euro-

päische Rechtsgelehrte, die im Wege 

pseudowissenschaftlicher Thesen zur 

Rassifizierung Schwarzer und indigener 
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Menschen und damit zur Konstruktion 

von „Rasse“6 beitrugen, was die Grund-

lage und Rechtfertigung für die Objekti-

vierung und andauernde systematische 

Ausbeutung dieser Menschen und ihrer 

Ressourcen bildete.7 

Afrikanische Gesellschaften wurden 

ihrer Diversität und Subjektivität be-

raubt, indem die afrikanische Identi-

tät als eindimensional und defizitär 

konstruiert und zu einer homogenen 

unzivilisierten, unkultivierten Masse 

reduziert wurde. Der folgende Beitrag 

soll das Verhältnis von Rassismus, (Post-)Kolonialismus und Kapitalismus in 

der völkerrechtlichen Entstehungsgeschichte anhand der Berliner Westafrika-

Konferenz von 1884 bis 1885 näher beleuchten.8 

1. �Die völkerrechtliche Entstehungsgeschichte im Zentrum 
imperialer Gewalt

Für Wissenschaftler*innen der sogenannten Third World approaches to inter-

national law (TWAIL) steht außer Frage, dass das Völkerrecht zur Legitimierung 

des Imperialismus maßgeblich beigetragen hat.9 Dies liegt nicht zuletzt darin 

begründet, dass Eroberung und Besetzung außereuropäischer Gebiete auch 

durch Instrumentalisierung und Pervertierung völkerrechtlicher Prinzipien und 

Doktrinen erfolgte, die im Wesentlichen imperialistisches Handeln rechtfertigten.10 

Insbesondere das Wirtschaftsvölkerrecht entpuppte sich in seinen Ursprüngen 

als konstitutiver Stützpfeiler des Imperialismus,11 was die Etablierung einer so-
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genannten „Zivilisierungsmission“ der nicht-westlichen Welt zur Maximierung 

von Gewinn und Kapital wesentlich erleichterte und vorantrieb.12 Dieses Zusam-

menspiel von Völkerrecht und Imperialismus wurde jedoch durch bestimmte als 

„objektiv“ deklarierte analytische Rahmen, die insbesondere der völkerrechtlichen 

Souveränitätslehre zugrunde lagen, weitgehend unsichtbar gemacht.13 

Entgegen dieser vorherrschenden Lehrmeinung orientierte sich die Konzep-

tualisierung der Souveränitätsdoktrin gerade nicht an naturrechtlichen oder 

objektiven Kategorien, sondern folgte subjektiven Annahmen.14 Zwischen dem 

16. Jahrhundert und dem frühen 19. Jahrhundert etablierten sich in der Völker-

rechtswissenschaft die Begriffspaare „zivilisiert“ und „unzivilisiert“ – sowie 

entsprechende Begriffspaare wie fortschrittlich und rückständig, kultiviert und 

barbarisch, modern und primitiv – als Ausdruck eines informellen europäischen 

Imperialismus.15 Es kristallisierte sich, in den Worten von Antony Anghie, eine 

sogenannte Dynamik der Differenz („Dynamic of Difference“) heraus, welche die 

völkerrechtliche Subjektivität nicht-europäischer 

Völker als defizitär konzipierte, wenn auch nicht 

gänzlich absprach. Artikel 38(1)(c) des am 24. 

Oktober 1945 in Kraft getretenen Statuts des 

Internationalen Gerichtshofs („IGH“), erinnert an 

jene Konzeptualisierung, der in seinem Wortlaut 

auf die von sogenannten Kulturvölkern („civilized 

nations“) anerkannten allgemeinen Rechtsgrund-

sätze verweist.16

Es waren die europäischen Expansionsbestrebungen in Amerika, Afrika und 

Asien in Form territorialer Eroberung, des Sklavenhandels und des Kolonialis-

mus, die das Konstrukt des „Anderen“ zur sozialen Realität machten.17 Rassen-
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theorien dienten als juristische Rechtfertigung für koloniale Unternehmungen, 

auch wenn die Kategorie der „Rasse“ nicht immer ausdrücklich Erwähnung 

fand.18 Der spanische Theologe und Jurist Francisco de Vitoria19 etwa prägte 

nachhaltig das völkerrechtliche Souveränitätsverständnis mit seinem Werk 

De Indis De Jure Belli (1539),20 das sich unter anderem mit der Regelung der 

Beziehungen zwischen Spanier*innen und indigenen Völkern Nordamerikas 

befasst.21 Vitoria konzipierte indigene Völker und die Art ihrer Organisation als 

defizitär, weshalb er Spanier*innen das Recht zusprach, die Verwaltung dieser 

Völker zu übernehmen.22 Auch Plünderungen von Ressourcen und Kriegshand-

lungen galten für ihn unter bestimmten Umständen als gerechtfertigt.23 

Auch die Versklavung und transatlantische Verschleppung westafrikanischer 

Menschen, deren Arbeitskraft in den Kolonien Amerikas als wirtschaftlich 

notwendig erachtet wurden,24 fand seine Le-

gitimation im Völkerrecht.25 Es war mitunter 

Hugos Grotius, der Vater des Völkerrechts, der 

die rechtliche Rechtfertigung für die Versklavung 

Schwarzer Menschen lieferte.26 Die transatlanti-

sche Verschleppung offenbarte eine nie dagewe-

sene zahlenmäßige, ideologische und spezifisch 

anti-Schwarze Dimension und Brutalität.27 Zur 

Rechtfertigung bediente man sich Argumente 

„rassischer Unterlegenheit“, maskiert als christ-

liche Pflicht, den als Barbaren  charakterisierten Untermenschen („beast in 

human form“) „zu helfen“.28 Die Dynamik der Differenz glich damit eher einer 

Dynamik der Proximität – denn je näher eine Gesellschaft der Kategorie des 

Weißseins stand, desto eher wurde vermutet, dass diese Differenz auch über-

brückt werden konnte.
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2. �Rechtspositivismus des 19. Jahrhunderts, weiße 
Völkerrechtswissenschaft und die Legitimierung imperialer 
Vorherrschaft 

Im späten 19. Jahrhundert setzte sich zunehmend ein formeller Imperialismus 

durch und „Rasse“ wurde vermehrt zum ausdrücklichen Gegenstand einer ver-

meintlich wissenschaftlichen Rechtstheorie und eines anthropologisch infor-

mierten Positivismus.29 Europäische Staaten erklären die soziale Konstruktion 

der „Rasse“ zu einem analytischen Konzept, gar einem biologischen Fakt, und 

damit zur Grundlage rechtstheoretischer Erwägungen.30 Anzuführen sind etwa 

James Lorimer, Mitbegründer des Instituts de Droit International im Jahr 1873, 

oder John Westlake,31 der 1904 erklärte, die „internationale Gemeinschaft“ setze 

sich zusammen aus Staaten „europäischen Blutes“.32 Auch umschrieb Westlake 

das Völkerrecht als die zwischen weißen Männern anerkannten Regelungen.33 

Der Erwerb von Kolonien rechtfertigte er mittels eines anthropologisch infor-

mierten Positivismus und der Behauptung von rassischer Hierarchien zwischen 

Zivilisationen.34 Nach Westlake:

The inflow of the white race cannot be stopped where there is land to 

cultivate, or to be mined, commerce to be developed, sport to enjoy, curi-

osity to be satisfied. […] Accordingly international law has to treat natives 

as uncivilized. It regulates, for the mutual benefit of civilized states […].35 

Auch Lorimer hielt die Kolonialisierung „von Barbaren und Wilden“ („barbarians 

and savages“) für moralisch und juristisch unvermeidliche Pflichten.36 Auch 

teilnehmende Akteure der Berliner Westafrika-Konferenz verfolgten unter dem 

Deckmantel der Humanität vorwiegend imperiale Ambitionen und wirtschaft-

liche Interessen.37 Das weiße des Internationalen wurde so bis in die Neuzeit 

„konzeptionell unsichtbar“ gemacht.38 Für den US-amerikanischen Soziologen, 
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Historiker, panafrikanischen Bürgerrechtsaktivist und Zeitzeugen William Ed-

ward Burghardt „W. E. B.“ Du Bois war dagegen klar, dass das Internationale als 

rassistische Fantasie weißer Vorherrschaft erschaffen wurde, die auch nach 

Dekolonisierung in der Konstruktion des Internationalen weiterlebt.39 

Der Politikwissenschaftler Cedric J. Robinson teilte die Auffassung, dass ras-

sische Regime eine Geschichte haben, die er als erkennbare Ursprünge und 

Mechanismen ihres Zustandekommens umschrieb, und deren Offenbarung 

rassische Regime feindselig gegenüberstehen. 

Diese Antipathie bestünde, so Robinson, weil eine 

erkennbare Geschichte mit einem rassistischen Re-

gime unvereinbar sei.40 Es verwundert daher nicht, 

dass sich die Auseinandersetzung der Deutschen 

mit ihrer Kolonialgeschichte auf die Frage der 

Rentabilität deutscher Kolonien und das koloniale 

Erbe Deutschlands konzentriert. Der Verweis auf 

die fehlende Rentabilität und vermeintlich kurze 

Existenz deutscher Kolonien dient im kollektiven Gedächtnis noch heute der Re-

lativierung eines unterdrückerischen und menschenverachtenden Unterfangens, 

wodurch dem deutschen Beitrag eine untergeordnete Rolle zugeschrieben wird.

3. Die Berliner Westafrika-Konferenz 1884 bis 1895
Die Berliner Westafrika-Konferenz hatte die europäische Kolonisierung Afrikas 

nicht eingeleitet, legitimierte und formalisierte den Prozess und die Eroberung 

im Wege militärischer Gewalt jedoch wesentlich.41 Zudem weckte sie neues 

(imperiales) Interesse an Afrika. Auch wenn einige Autor*innen rassistische 

anti-Schwarze Diskriminierung als „Nebenprodukt“ kolonialer Unternehmungen 

bewerten,42 dieser mithin keine „Rolle“ zuschreiben, bekräftigten die Delegierten 
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bei der Ausarbeitung des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder 

Form von rassistischer Diskriminierung („ICERD“) nachdrücklich den unweiger-

lichen Zusammenhang zwischen Kolonialismus und Rassismus,43 die in der 

Kontinuität rassischer Regime weiterhin sichtbar bleiben. 

Die Berliner Westafrika-Konferenz von 1884 bis 

1885 bildete den Höhepunkt des Wettstreits impe-

rialer Mächte um Gebiete und Ressourcen in Afrika. 

Das Nachrichtenblatt The Times hatte im Vorfeld 

der Konferenz die Zusammenkunft als „Wettlauf 

um Afrika“ („Scramble for Africa“) umschrieben.44 

Der zunehmend formalisierte Wettlauf um afrikanische Gebiete und Ressour-

cen begann dabei bereits vor Austragung der Wirtschaftskonferenz in Berlin.45 

Großbritannien, Frankreich und Deutschland hatten bereits in den 1870er- und 

frühen 1880er-Jahren versucht, ihren Bedarf an natürlichen Ressourcen für ihre 

wachsenden Industrien zu decken. Rentabilität war, was man sich durch die For-

malisierung, Legitimierung und Ordnung des Kolonialisierungsprozesses und der 

Beherrschung afrikanischer Gebiete und Völker erhoffte, was zumindest auf eine 

Gewinnmaximierungsintention der rassistischen Unternehmung schließen lässt. 

3.1 Afrika als Projektionsfläche europäischer Machtinteressen 

Die Plünderung des afrikanischen Kontinents fand seinen Ursprung dabei nicht 

im 19. Jahrhundert. Die Berliner Westafrika-Konferenz war keinesfalls Ausgangs-

punkt für und Ursprung von kolonialer Unterdrückung, sondern beschleunigte und 

legitimierte den Prozess der Aneignung.46 So unterhielt Portugal beispielsweise 

bereits seit 1482 eine Kolonie im heutigen Ghana, die im Jahre 1642 aufgrund 

der Niederlage Portugals im Niederländisch-Portugiesischen Krieg dem nieder-

ländischen Staatsgebiet einverleibt wurde. Europäischen Staaten hatten dabei 
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zunächst im Wege vertraglicher Verbindlichkeiten vis-à-vis afrikanischer Völker 

und ihrer vermeintlichen Vertretern imperiale Einflusssphären gesichert.47 Diese 

Modelle der Kooperation – eines der Hauptmerkmale europäisch-afrikanischer 

Beziehungen während dieses Zeitalters des „informellen“ Imperialismus48 – 

wurden nunmehr aufgegeben und wichen der gewaltsamen und kriegerischen 

Aneignungen afrikanischer Gebiete.49 „Wilde“ („savages“) oder „Unzivilisierte“ 

deklarierte das Völkerrecht nunmehr zu legitimen Zielen militärischer Gewalt.50

Formell wurde die Konferenz vom deutschen Reichskanzler Otto von Bismarck 

einberufen, der die Vorteile einer solchen Konferenz für Deutschland erkannt 

haben soll.51 Deutschland zählte, im Gegensatz zu Frankreich oder Großbritan-

nien, bis zu jenem Zeitpunkt nicht zu den etablierten Mächten in Afrika. Entspre-

chend musste Deutschland seine Verhandlungsposition erst „schaffen“, indem 

es zuvor Südwestafrika (Namibia), Togoland, Kamerun und Deutsch-Ostafrika 

annektierte.52 Tatsächlich soll die Konferenz jedoch auf portugiesische Initiative 

zurückzuführen sein, was einleuchtet, denn Portugal wurde von den anderen 

europäischen Mächten zu jener Zeit als „drittklassige Macht“ angesehen und 

bangte um seinen Einfluss auf dem afrikanischen Kontinent.53 Insbesondere 

fürchtete es, von europäischen Mächten verdrängt zu werden, weshalb eine 

internationale Konferenz territoriale Streitigkeiten in der Region beilegen sollte. 

Die Konferenz bezweckte nach einhelliger Mei-

nung in erster Linie die Befriedung europäischer 

Ansprüche und Machtinteressen zueinander.54 

Afrikanische Gebiete und Völker wurden zu einer 

Projektionsfläche europäischer Herrschaftsan-

sprüche im Streben nach einem europäischen 

Machtgleichgewicht, das Stabilität und Frieden 

Afrikanische Gebiete und Völker 
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in Europa sichern sollte. Die Berliner Westafrika-Konferenz als konkrete Ausprä-

gung europäischen Wirtschaftsimperialismus wird in der Literatur dabei auch 

einem Wirtschaftsgipfel gleichgestellt.55 Die Zeit war reif, denn die jahrhunderte-

lange europäische Präsenz auf dem Kontinent hatte zu Spannungen zwischen 

afrikanischen Gesellschaften und damit zu struktureller gesellschaftlicher und 

politischer Instabilität geführt.56 

Der transatlantische Sklavenhandel, beispielsweise, war in demografischer, 

wirtschaftlicher, sozialer und psychologischer Hinsicht eine zerstörerische Kraft, 

die den allgemeinen Trend afrikanischer Entwicklung verzerrte.57 Es entstand 

ein Im Wege der Manipulation herbeigeführtes Machtvakuum, das Europäer zur 

Förderung von „Handel, Zivilisation und Christentum“ zu füllen gedachten. Bis 

1884 waren afrikanische Völker so weit geschwächt, dass die Europäer nichts 

mehr von ihnen zu befürchten hatten.58

3.2 �Das Generalstatut der Berliner Westafrika-Konferenz als Manifestation 

von rassischem Kapitalismus („racial capitalism“)

Das Ringen um Gebiete und Ressourcen auf dem afrikanischen Kontinent hatte 

zu Konflikten zwischen europäischen Mächten geführt. Auch Bismarck war zu-

nehmend daran interessiert, Ansprüche auf afrikanische Gebiete zu erheben und 

hierdurch deutsche Handelsinteressen voranzutreiben.59 Dabei ist in der Literatur 

oftmals von der Teilnahme europäischer Regierungschefs die Rede, wenngleich 

auch das Osmanische und Russische Reich sowie die Vereinigten Staaten von 

Amerika auf jener Konferenz territoriale Ansprüche erhoben hatten.60 

3.2.1 Die Konstruktion der afrikanischen Souveränität als defizitär

Den Schilderungen des nigerianischen Historikers Godfrey N. Uzoigwe zufolge 

saßen die illustren Gäste um einen hufeisenförmigen Tisch, dessen offenes 
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Ende einen Blick auf den berühmten Garten bot.61 An der Wand hing eine große 

Karte des afrikanischen Kontinents, die, so Uzoigwe, wie ein riesiges Fragezei-

chen herabhing.62 Ziel der Konferenz sei es, so Bismarck, Afrika zu „zivilisieren,“ 

indem man es für den europäischen Handel öffne.63 Die Delegierten, so warnte 

er, sollten es unterlassen, Fragen der Souveränität zu diskutieren.64 Vielmehr galt 

es vorteilhafte Bedingungen für die Entwicklung von Handel und Zivilisation in 

bestimmten Regionen Afrikas zu schaffen. So heißt es in der Präambel des Ab-

schlussdokuments (Generalstatut) der Konferenz, das am 26. Februar 1885 von 

allen Teilnehmern (mit Ausnahme der USA) unterzeichnet und ratifiziert wurde65:

[…] to regulate the conditions most favorable to the development of trade 

and civilization in certain regions of Africa, and to assure to all nations 

the advantages of free navigation on the two chief rivers of Africa flowing 

into the Atlantic Ocean. 

Weiterhin besagt Artikel 6 des Generalstatuts der Berliner Westafrika-Konferenz:

All the Powers exercising sovereign rights or influence in the aforesaid 

territories bind themselves to watch over the preservation of the native 

tribes, and to care for the improvement of the conditions of their moral 

and material well-being, […] bringing home to [the natives] the blessings 

of civilization.

Das Generalstatut sicherte unterzeichnenden Staaten Handelsfreiheit im ge-

samten Einzugsgebiet zu. Dieses umfasste die heutigen Staaten Demokratische 

Republik Kongo, Republik Kongo, Uganda, Kenia, Ruanda, Burundi, Tansania 

und Malawi sowie den Großteil von Zentralafrika, den Süden von Somalia, den 

Norden von Mosambik und Angola sowie kleinere Teile von Gabun, Kamerun, 
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Südsudan, Äthiopien und Sambia. Eine Teilnahme afrikanischer Völker an der 

Westafrika-Konferenz war dabei von vornherein nicht vorgesehen, vielmehr 

geht aus den übermittelten Dokumenten hervor, dass diese nicht als vollwer-

tige Rechtssubjekte anerkannt wurden.66 Indem afrikanische Gesellschaften 

als unzivilisiert und hilfsbedürftig zeichnete, sprach man ihnen effektiv ihre 

Souveränität und das Recht auf Selbstbestimmung ab, auch wenn die Frage, 

wie bereits erwähnt, nicht ausdrücklich diskutiert wurde.67 So wurden bei-

spielsweise die Bitten des Sultans von Sansibar, an der Konferenz teilnehmen 

zu dürfen, von Großbritannien belächelt und schließlich abgelehnt.68 Entspre-

chend enthielt das Generalstatut der Berliner Westafrika-Konferenz keinerlei 

Regeln für die Beteiligung afrikanischer Gemeinschaften und Völker, sondern 

legitimierte im Sinne positivistischer Doktrinen die Durchsetzung der Interessen 

des (militärisch) Stärkeren.69 

Marxistische Analyserahmen zum Verständnis imperialer Gewalt im Sinne des 

racial capitalism zentrieren dabei regelmäßig den Schwarzen Mann als Subjekt 

kolonialrassistischer Ausbeutung.70 Peter J. Hudson weist jedoch zutreffend 

darauf hin, dass insbesondere Schwarze Frauen im Mittelpunkt kolonialer 

Akkumulations- und Reproduktionsregime standen,71 deren Marginalisierung 

und Entmachtung in einer postkolonialen und kapitalistischen Weltordnung 

weiterhin spürbar sind.72 Studien verdeutlichen die Rolle des Kolonialismus für 

den Verlust wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Autonomie afrikanischer 

Frauen und der Etablierung patriarchaler Strukturen und Herrschaftssysteme.73 

Insbesondere mit dem Aufkommen von Cash Crops während der Kolonialzeit 

verloren afrikanische Frauen zunehmend an wirtschaftlicher und reproduktiver 

Autonomie. Der internationale Handel profitierte auch deshalb, weil er sich 

auf die unbezahlte Arbeit und die Fähigkeit Schwarzer Frauen, „Kapital” zu 

reproduzieren, stützte.74
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3.2.2 �Der Grundsatz der Effektivität in der Entmachtung afrikanischer 

Gesellschaften

Letztlich einigten sich die Staats- und Regierungschefs der Berliner Westafrika-

Konferenz darauf, den freien Handel zwischen Kolonien zuzulassen, indem diese 

den rechtlichen Rahmen für die Aushandlung künftiger europäischer Ansprüche 

in Afrika fest. Daneben wurden die Flüsse Niger und Kongo für die Schifffahrt 

freigegeben. Auch wurde ein Verfahren für die Inbesitznahme afrikanischen 

Territoriums festgeschrieben, wonach die jeweilige Kolonialmacht eine solche 

Inbesitznahme den übrigen Vertragsstaaten anzuzeigen hatte (Artikel 34).75 

Der Grundsatz der Effektivität wurde in Artikel 35 festgeschrieben, wonach nur 

jene Kolonialmacht ein Anrecht auf ein Gebiet haben sollte, wenn es das Gebiet 

effektiv in Besitz genommen und unter seine Kontrolle gebracht hatte.76

Uzoigwe bezeichnete die Doktrin als eine besonders gefährliche, da durch diese 

die militärische Unterordnung des Kontinents beschlossen wurde.77 Der Wider-

stand afrikanischer Völker gegen die gewaltsame Besetzung der Gebiete endete 

meist in blutigen Auseinandersetzungen.78 

Bis zur Austragung der Berliner Westafrika-Konferenz hatten imperiale Mächte 

nicht die Behauptung aufgestellt, afrikanische Gebiete seien terra nullius, also 

Niemandsland, auf das keinerlei Anspruch bestünden. Vielmehr ist zu unterstellen, 

dass Kolonialmächte die Subjektivität lokaler Völker durchaus anerkannt hatten, 

zumindest bis diese stark genug waren, diese lokalen Ordnungsstrukturen zu 

stürzen und Gebiete unter die eigene Gewalt zu unterstellen.79 Auch wenn die 

Bestimmungen des Generalstatuts an keine ausdrückliche Befugnisse für eine 

Aufteilung des Kontinents enthalten, implizierte die Verwendung von Begriffen 

wie etwa „Besetzung“ oder „Inbesitznahme“, dass afrikanisches Territorium 

faktisch als terra nullius konzipiert wurde.80
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4. Ausblick
Die Berliner Westafrika-Konferenz markierte keinesfalls das Ende einer rassi-

fizierten Völkerrechtsordnung. Auch das Mandatssystem des Völkerbundes in 

das kolonialisierte Gebiete überführt wurden, orientierte sich in rassifizierender 

Weise am Entwicklungsstand des jeweiligen Volkes, der geografischen Lage und 

den wirtschaftlichen Gegebenheiten. Wieder einmal wurde eine hierarchische 

Klassifizierung in der Form von Mandaten der Klassen A, B und C eingeführt, was 

einige auf den französischen Diplomaten und Schriftsteller Joseph Arthur de 

Gobineau zurückführen, der seine Bekanntheit seiner Theorie zur „Ungleichheit 

der Menschenrassen“ verdankt.81 

Dem modernen Völkerrecht wird heute ein befriedender und entwicklungs-

fördernder Charakter unterstellt und Gesetzgebungsinitiativen postkolonialer 

afrikanischer Gesellschaften in Form völkerrechtlicher Entwicklungskonzepte 

werden als Ausdruck von „Fortschritt“ gewertet. 

Dabei war es das Projekt der Aufklärung das we-

sentlich zu einem rassifizierten Verständnis von 

Zivilisation, Menschlichkeit und Fortschritt beige-

tragen hat. Die Gewalt gegen „das Andere“ wurde 

gerechtfertigt, indem afrikanische Menschen als 

unzivilisiert, ihre Sitten als unkultiviert und ihre In-

stitutionen als unstrukturiert - im Wesentlichen als 

unzulänglich - dargestellt wurden. Infolgedessen 

entstand eine binäre Struktur zwischen dem, was 

als fortschrittlich und dem, was als rückständig angesehen wurde, die sich bis 

heute in der eingangs erwähnten Dichotomie des Industrie- und Entwicklungs-

staates fortsetzt. 
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Kontinuitäten im Völkerrecht 
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Um koloniale und rassistische Kontinuitäten im Völkerrecht und seiner Entste-

hungsgeschichten sichtbar zu machen, sollten völkerrechtliche Analysen um 

die Kategorie des Weißseins erweitert werden. Nur so können Dynamiken der 

Differenz (oder besser der Proximität) aufgezeigt werden. Dies würde zudem 

eine nuancierte Betrachtung scheinbar neutraler Enklaven wie etwa der Sou-

veränitätsdoktrin ermöglichen, die im Lichte ihrer historischen Bedeutung zur 

Rassifizierung zwischenstaatlicher Beziehungen wesentlich beitrug.82 Schließlich 

wird substanzielle Dekolonisierung des Völkerrechts ohne interdisziplinäre und 

intersektionelle Analyse des Problems Imperialismus wohl kaum möglich sein.83
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Nachwort der  
Herausgeber*innen

Der vorliegende Sammelband ist ein Versuch, das komplexe Geflecht aus 

kolonialen Kontinuitäten im deutschen und internationalen Recht genauer zu 

betrachten und dabei Theorie und Praxis miteinander zu verbinden, ohne sich 

auf die Grenzen eines Beispiels zu beschränken. Dadurch leistet der Band einen 

Beitrag in einem breiteren Diskurs, der die notwendigen Diskussionen über einen 

grundlegend anderen Umgang mit Kolonialität anregt. Diese Auseinandersetzung 

erfordert einen tiefgreifenden Wandel und Umbau unserer Rechtspraktiken und 

der überkommenen Strukturen von Wissensproduktion. Der Sammelband dient 

als Impuls, den notwendigen Wandel voranzutreiben.

Dieser Sammelband wurde Ende 2023/Anfang 2024 finalisiert. Und damit zu 

einem Zeitpunkt, in dem der Diskurs über Historie und Status quo des Völkerrechts 

sowie der kritische Umgang in der Rechtspraxis besonders dringend waren. Der 

7. Oktober 2023 mit dem verachtungswürdigen Angriff der Hamas auf israelische 

Zivilist*innen markierte eine Zäsur in einer Situation, die aus menschenrecht-

licher und humanitärer Sicht für die Palästinenser*innen schon seit langer Zeit 

unhaltbar ist. Als Intervention in dem Konflikt hat Südafrika am 29. Dezember 

2023 am Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag einen Antrag wegen 

eines mutmaßlichen Verstoßes gegen die Völkermordkonvention durch Israel 

eingereicht. Im Rahmen dieses IGH-Verfahrens wird der Vorwurf eines Völker-

mordes durch Israel an den Palästinenser*innen überprüft. Südafrika beantragte 

dabei auch die Anordnung vorsorglicher Maßnahmen, um die Bevölkerung in 
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Gaza zu schützen. Am 11. Januar legte Südafrika seinen Antrag in Form einer 

Anklage dar, am Tag darauf äußerte sich Israel und bestritt die Vorwürfe. Die 

Klage Südafrikas gegen Israel vor dem IGH steht exemplarisch für die absolute 

Notwendigkeit, das Völkerrecht kritisch und praktisch auf seine Ambivalenzen und 

(westlichen) Hegemonien zu überprüfen und Versprechen eines internationalen 

Gemeinschaftsrechts zugunsten aller Menschen unabhängig von Rassifizierungen, 

Religion und Herkunft einzufordern. Dabei ist zu unterscheiden zwischen dem 

vorläufigen Rechtsschutzverfahren und dem Verfahren in der Hauptsache, das 

noch Jahre dauern kann. Am 26.01.2024 entschied der IGH, vorsorgliche Maß-

nahmen anzuordnen. Im Rahmen eben dieses vorläufigen Rechtsschutzes, das 

heißt in diesem Fall einer sogenannten Plausibilitätsprüfung des Sachverhalts 

unter den Voraussetzungen der Völkermordkonvention von 1948, und der An-

ordnung vorläufiger Maßnahmen, entschied das Gericht zugunsten Südafrikas. 

Zugleich äußerte sich das Gericht nicht zu dem für Israel geltenden und vorge-

tragenen Recht auf Selbstverteidigung und dessen Grenzen. Es ordnete auch 

keine Waffenruhe an. Der Gerichtshof betonte, dass es sich „des Ausmaßes der 

menschlichen Tragödie in der Region“ bewusst sei. Neben dem Beschluss in der 

Sache verurteilte er zudem ausdrücklich die Massaker vom 7. Oktober und for-

derte die sofortige Freilassung der israelischen Geiseln. Dem Antrag Südafrikas 

folgend verpflichtete der IGH Israel unter anderem konkret zur Gewährleistung 

humanitärer Hilfe in Gaza und dazu, einen Bericht darüber vorzulegen, wie es 

die angeordneten Maßnahmen zur Umsetzung seiner Verpflichtungen aus der 

Völkermordkonvention zur Verhinderung, Vorbeugung und Strafverfolgung eines 

Völkermordes an den Palästinenser*innen in Gaza umsetzt. 

Warum kann dieses Verfahren in einem Nachwort zu diesem Sammelband nicht 

unerwähnt bleiben? Ohne Anspruch auf Vollständigkeit, gilt es, die immanente, 

immerwährende Aktualität dekolonialer und antirassistischer Arbeit und (Selbst-)
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Kritik in dekolonialer Rechtswissenschaft mit Blick auf vergangene, andauernde 

und akute hegemoniale Rechtspraxen in Wissenschaft und Rechtsanwendung 

in Erinnerung zu behalten. Am Beispiel des IGH-Verfahrens zeigt sich das Span-

nungsfeld, in dem diese Praxis operieren muss. Diese völkerrechtliche Debatte 

ist derzeit unter Vertreter*innen des Third World Approaches to International Law 

(TWAIL) eine der bedeutsamsten Fragen und wird die internationale Rechtswis-

senschaft und -praxis über Jahre beschäftigen. So ist ein wichtiger Aspekt, den 

es zu verstehen gilt, dass es in diesem Verfahren um eine der entscheidenden, 

ja fundamentalen Fragen des Völkerrechts geht: nämlich wie zwei grundlegende 

Normen der internationalen Rechtsordnung, die UN-Völkermordkonvention und 

das in der Charta der Vereinten Nationen verbriefte Selbstverteidigungsrecht 

eines jeden Staates zueinander stehen. Damit geht es ganz losgelöst vom Fall 

um alles: Wiegt das Selbstverteidigungsrecht mehr als Erwägungen der Mensch-

lichkeit und dem uneingeschränkten Schutz der Menschheit vor dem Verbrechen 

des Völkermordes, ein Verbrechen, das per definitionem uns alle in unserer 

Menschlichkeit betrifft? Oder verstehen Staaten, dass Ius-cogens-Normen wie 

die Völkermordkonvention und deren uneingeschränkte Anwendung ein Grund-

pfeiler einer jeden menschenrechtsbasierten Völkerrechtsordnung sind, die sich 

Kolonialitäten wie Rassismus und Diskriminierung verweigert? 

Was dieser Sammelband den Leser*innen zu geben wünscht, ist hoffentlich eine 

Grundlage unter vielen für eine (selbst-)kritische Auseinandersetzung jenseits 

dieses Bandes in der (deutschen) Rechtswissenschaft und -praxis. Dies kann 

mit Blick auf die eigenen Herausforderungen und Grenzen mit Aimé Césaire wie 

folgt zusammengefasst werden: 
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Une Civilisation qui s’avère incapable de ressourdre les problèmes que 

suscite son fonctionnement est une civilisation décadente

Une civilisation qui choisit de fermer les yeux à ses problèmes les plus 

cruciaux est une civilisation atteinte 

Une Civilisation qui ruse avec ses principes est une civilisation moribonde.1

Denn fest steht, die (koloniale) Vergangenheit wirkt weiterhin in die Gegenwart 

und Zukunft hinein. Nur indem wir aktiv an der Entwicklung neuer Denkweisen 

und Rechtspraxen arbeiten, können diese Wirksamkeiten aufgelöst werden. Dies 

erfordert eine interdisziplinäre Herangehensweise, aber auch den Willen, die 

eigene Rolle in bestehenden Strukturen und die Strukturen selbst umfassend 

zu hinterfragen. 
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Quellen und Anmerkungen

1  �Césaire, Aimé (1955): Discours sur le Colonialisme. Paris. „A civilization that proves incapable of solving 
the problems it creates is a decadent civilization. A civilization that choses to close its eyes to its most 
crucial problem is a stricken civilization. A civilization that uses its principles for trickery and deceit is a 
dying civilization.” Übersetzt von Joan Pinkham in: Aimé, Césaire (1972): Discourse on Colonialism. New 
York, S. 29.
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In diesem Sammelband stehen die Perspektiven von 
Rechtswissenschaftler*innen aus der BIPoC-Commu- 
nity im Fokus, um die kolonialen Kontinuitäten in der 
Rechtswissenschaft und -praxis kritisch zu betrachten. 
Mit Schwerpunkt auf der deutschen Kolonialgeschichte 
analysieren die Autor*innen die fortdauernden Auswirkun-
gen kolonial geprägter Strukturen im modernen (Völker-)
Recht.

Damit einher gehen kritische Machtanalysen und die Fra-
ge nach den Diskrepanzen zwischen antihegemonialer 
Rechtstheorie und der Rechtspraxis. Diese Perspektive 
bietet nicht nur eine facettenreiche Auseinandersetzung 
mit historischen Unrechtsstrukturen, sondern setzt sich 
auch mit aktuellen Herausforderungen auseinander. Die-
ser Sammelband soll als wissenschaftliche Intervention 
und Anregung für Rechtswissenschaftler*innen sowie für 
Aktivist*innen dienen, um sich intensiv mit den Themati-
ken auseinanderzusetzen. 
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